
Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 
www.unsere-zeit.de 


UmFAIRteilen! 

In Berlin diskutierte das 
Bündnis „Umfairteilen - 
Reichtum besteuern“ die 
globale Finanz- und Wirt¬ 
schaftskrise. 
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Kein Vergeben, 
kein Vergessen 

20 Jahre nach dem Brand¬ 
anschlag in Solingen wird 
der Opfer gedacht. 
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20. Parteitag der DKP 

Bericht vom 3. Tag des 
Parteitags, der am 25. 
Mai in Hannover statt¬ 
fand. 
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Die Kettenhunde der Sparpolitik 


M erkels Mann bei der EZB 
schlägt Alarm. „Man sollte 
nicht am Stabilitätspakt he¬ 
rumschrauben“ warnte der zum EZB- 
Direktor hochgelobte Ex-Steinbrück- 
Hiwi, Jörg Asmussen. Es dürfe nicht 
zwischen guten und schlechten Schul¬ 
den unterschieden werden, so Asmus¬ 
sen. Jedes Defizit müsse am Kapital¬ 
markt finanziert werden. Asmussen 
kennt sich mit Defiziten aus. Unter 
seiner Ägide wurden bei der IKB und 
der HRE zig Milliarden Steuergelder 
versenkt. 

Hintergrund ist eine Initiative der 
EU-Kommission, die Krisenstaaten 
bei den von der „Troika“ (EZB, EU 
und IWF) verordneten „Sparaufla¬ 
gen“ etwas zu entlasten. Dazu sollte 
die Finanzierung von Investitionen 
bei der Defizitberechnung angerech¬ 
net werden, die anteilig aus dem EU- 
Strukturfonds und den betreffenden 
Ländern bestritten werden. Der kri¬ 
senverstärkende Kurs der Bundes¬ 
regierung ist mittlerweile selbst der 
EU-Kommission nicht mehr geheuer. 
„Deutschland hat sich isoliert.“ (Han¬ 
delsblatt) 

Angesichts der desaströsen Lage in 
den Krisenländern wäre der Aufbau 
von Infrastruktur zwar eine begrenz¬ 
te, aber dennoch sinnvolle Maßnah¬ 
me. Zumindest wenn man die Beteu¬ 
erungen der Kanzlerin ernstnehmen 
will, dass die verordnete Austeri- 


tätspolitik am Ende zu mehr Wett¬ 
bewerbsfähigkeit führen soll. Einige 
Menschen würden Arbeit bekommen, 
sanierte Straßen, Brücken, Leitungen 
und Gebäude sind ein ökonomischer 
Vorteil und ein Gewinn an Lebens¬ 
qualität. Aber selbst derartig mini¬ 
male Zugeständnisse sind für Auste- 
ritäts-Hardliner wie Asmussen und 
seine Paten Merkel und Schäuble des 
Teufels. 

Natürlich sind die Probleme der Eu¬ 
ro-Krisenstaaten so nicht zu lösen Die 
Spar-Politik der „Troika“ hat derar¬ 
tig großflächige Verwüstungen in den 
Krisenstaaten angerichtet, dass mit 
dem Klein-Klein des Strukturfonds 
hier substantiell nichts zu erreichen 
ist. Sie hat die Konjunktur in der Eu¬ 
rozone derartig an die Wand gefah¬ 
ren, dass sich die Eurozone nun das 
sechste Quartal in Folge in der Re¬ 
zession befindet. Die Krisenstaaten 
sind in eine depressiven Spirale aus 
Lohn- und Sozialabbau, Kaufkraft¬ 
verlust, Pleiten, geplatzter Kredite, 
nationalem Ausverkauf und steigen¬ 
der Arbeitslosigkeit gefangen. Plus 
dem dazugehörigen Schuldenaufbau. 
Statt zu mehr Wettbewerbsfähigkeit 
zu gelangen, stehen die Krisenstaaten 
vor einer Deindustrialisierung, einer 
Kapitalflucht und einem Exodus qua¬ 
lifizierter Arbeitskräfte. 

Eine ganze Generation junger Men¬ 
schen sieht sich vor dem Zusammen¬ 


bruch ihrer Lebensperspektive. Die 
durchschnittliche Jugendarbeitslosig¬ 
keit 22,9 Prozent (EU-27) zeigt nur 
die halbe Wahrheit. Relativ gute Quo¬ 
ten von 4,2 Prozent wie in Oberbay¬ 
ern werden durch katastrophale Wer¬ 
te wie 72,5 Prozent in Makedonien 
(GR) 62,3 Prozent in Andalucfa (SP) 
konterkariert. Die Zeiten der irischen 
Auswanderwelle Mitte des 19.Jahr¬ 
hundert scheinen aufzuerstehen. Da¬ 
mals flohen zwei Millionen Iren, die 
noch jung und stark genug waren, vor 
dem Großen Hunger ins Ausland. Et¬ 
was Ähnliches scheint nun Frau von 
der Leyen als Vorteil für „Deutsch¬ 
land“ vorzuschweben. Die „Troika“- 
Politik hat die sozialen Verhältnisse in 
der EU weit auseinanderdriften las¬ 
sen. Die Arbeitslosenquoten sind der 
Indikator. 

Die damalige britische Whig-Regie¬ 
rung unter Premier John Russell ver¬ 
focht einen ähnlichen Laissez-faire- 
Kurs wie die „Troika“ heute. Die hun¬ 
gernde irische Bevölkerung erhielt 
keine Unterstützung, musste aber 
nach wie vor Pachten und Schulden 
an die britischen Großgrundbesitzer 
bedienen. Wer nicht zahlen konnte 
wurde vertrieben, ins Arbeitshaus 
gesteckt, sein Haus abgerissen. Von 
8 Millionen Menschen starb eine Mil¬ 
lion an Hunger. 

1930 hatte US-Finanzminister An¬ 
drew Malion für Präsiden Herbert 


Hoover seinen berühmten Rat: „Li¬ 
quidieren sie Arbeitsplätze, liquidie¬ 
ren sie Aktien, liquidieren sie Farmer, 
liquidieren sie Grundbesitz. Das wird 
die Verkommenheit des Systems säu¬ 
bern. Die Menschen werden ...ein 
moralischeres Leben leben ... und 
geschäftstüchtige Leute werden das 
Wrack von den weniger kompeten¬ 
ten Leuten übernehmen.“ 25 Prozent 
der US-Bürger wurden arbeitslos. 
Die Löhne sanken um 60 Prozent, 
ein Drittel der Banken brach zusam¬ 
men, die Industrieproduktion sank 
um 47 Prozent. 

Eine ruhmreiche Tradition. 

So etwas ist nicht sonderlich populär. 
Wo sie können, wählen die Menschen 
eine solche Politik ab. Daher ist die 
Geldpolitik seit geraumer Zeit selbst 
dem dürren Rest demokratischer 
Entscheidungskompetenz entzogen. 
Notenbanken sind souverän in ihren 
Entscheidungen. Auch die EZB. Ähn¬ 
liches gilt für den IWF und die EU- 
Kommission. Weil die Mächtigen in 
Eurozonien genau wissen, dass sie 
für ihre Politik trotz medialen Dau¬ 
erfeuers keine Mehrheiten bekom¬ 
men würden, gibt es die Kettenhun¬ 
de der Austeritäts-Politik, die Troika. 
Hier gibt es keine Stimmzettel. Den 
Protest dagegen schon. Und viel. Und 
laut. Gut so! 

Klaus Wagener 


Thema der Woche 


Berufsverbote: Anmer¬ 
kungen zur Kontinuität 
politischer Repression 

Seit 64 Jahren versucht der Staat, sei¬ 
ne Machtstrukturen und die des Kapi¬ 
talismus mit den jeweils differenziert 
eingesetzten Mitteln der Berufsver¬ 
bote zu schützen. Bei den Berufsver¬ 
boten seit 1972 wurde „in der Sache 
das nationalsozialistische ,Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeam¬ 
tentums 4 extensiv angewendet“. 

Seite 9, 12 


Blockupy 

Frankfurt 

30. Mai bis 1. Juni 2013 


Vom 30. Mai bis i. Juni ruft das 
Bündnis zu europaweiten Ak¬ 
tionstagen gegen die autori¬ 
täre Krisenpolitik von Bundes¬ 
regierung und Troika (EU, EZB, 
IWF) in Frankfurt/Main auf. 

Am Sitz der Europäischen Zen¬ 
tralbank (EZB), im Zentrum 
des europäischen Krisenre¬ 
gimes, soll ein kämpferisches 
Signal der Solidarität an alle 
Betroffenen der aktuellen 
Spar- und Kürzungspolitik ge¬ 
sendet werden. 

Freitag, ab 7.00 Uhr: 

Blockade der EZB, danach de¬ 
zentrale Aktion Deutsche 
Bank (Uhrzeit hängt von Blo¬ 
ckade EZB ab) 

Samstag, 10.30 Uhr: 

Treffpunkt zur internationalen 
Großdemonstration, Basler 
Platz (Nähe Hauptbahnhof), 
Beginn der Demonstration: 
11.00 Uhr, Abschluss: Willy- 
Brandt-Platz an der EZB. 


Familienförderung 

München: In Bayern wurde die Fami¬ 
lienförderung neu gestaltet. Nachdem 
jeder fünfte Landtags ab geordnete als 
persönliche Mitarbeiter in seinem Ab¬ 
geordnetenbüro Familienmitglieder 
beschäftigt, und zwar mit Vorliebe 
die eigene Ehegattin, hat die Bayeri¬ 
sche Landesregierung nun neben den 
Bauernhöfen und der Milchwirtschaft 
auch diese Art von Familienbetrieben 
rechtlich sanktioniert. So dürfen Bay¬ 
erische Landtags ab geordnete mit so¬ 
fortiger Wirkung nicht nur ihr Wahl¬ 
mandat, sondern auch ihr Büro und die 
gesamte Einrichtung an ihre Familie 
weitervererben, ohne Erbschaftssteuer 
zu bezahlen. Wie der Bayerische Mi¬ 
nisterpräsident vor der Presse mitteilt, 
werde Bayern aus Tradition auch hier 
beispielhaft Vorgehen, um Familien, 
Vettern und Firmen zu fördern. 

Als Ausgleichsleistung kündigte er an, 
ausländische Familien, die nach Bay¬ 
ern einreisen wollen und kein Land¬ 
tagsmandat haben, noch schneller ab¬ 
zuschieben. 

Werner Lutz , www. einheiztext. de 


Nur „erhebliche Missstände“? 

UN-Menschenrechtsrat und Amnesty International kritisieren Flüchtlingspolitik der EU 


Die Europäische Union konzentrie¬ 
re sich zu sehr darauf „illegale“ Ein¬ 
wanderung zu verhindern und ver¬ 
nachlässige dabei die Menschenrech¬ 
te der Flüchtlinge. Vor allem an ihren 
Außengrenzen müsse die EU stärker 
die Menschenrechte respektieren. So 
lautet ein am Montag, den 27. Mai, im 
Rahmen der 23. Sitzung des UN-Men- 
schenrechtsrates in Genf vorgelegter 
Bericht des UN-Sonderberichterstat- 
ter Francois Crepeau. Bei Inspektio¬ 
nen etwa in Italien und Griechenland 
seien „erhebliche Missstände festge¬ 


stellt worden vor allem „unangebrach¬ 
tes Vorgehen bei der Internierung“. 
Harmlose Worte, um die massenhaf¬ 
te Inhaftierung in Gefängnisse und 
Lager zu beschreiben, in denen nach 
Angaben von Human Rights Watch 
die humanitären Bedingungen katas¬ 
trophal, Gewalt und Menschenrechts¬ 
verletzung an der Tagesordnung sind. 
Weitere Konsequenzen für die EU 
benennt Crepeau in seinem Bericht 
nicht. Er empfiehlt lediglich der EU- 
Kommission, rechtlich gegen Mit¬ 
gliedstaaten vorzugehen, die EU- 


Standards bei der Behandlung von 
Flüchtlingen nicht umsetzen. Darü¬ 
ber hinaus solle die EU mehr legale 
Möglichkeiten zur Einwanderung in 
Betracht ziehen. 

Die EU stand in den vergangenen 
Jahren immer wieder wegen ihrer 
Flüchtlingspolitik in der Kritik. Allen 
voran der Grenzschutz-Agentur Fron¬ 
tex (deutsch: „Europäischen Agentur 
für die operative Zusammenarbeit an 
den Außengrenzen der Mitgliedstaa¬ 
ten der Europäischen Union“) wer¬ 
den Menschenrechtsverstöße bei der 


Behandlung von Migrantlnnen vorge¬ 
worfen. 

Am 23. Mai veröffentlichte Amnesty 
International seinen jährlichen Be¬ 
richt „Zur weltweiten Lage der Men¬ 
schenrechte“. Obwohl die Organi¬ 
sation in der Regel den EU-Staaten 
wohlgesonnen gegenübersteht, kam 
sie nicht umhin, die „Abschottungspo¬ 
litik“ der EU gegenüber Flüchtlingen 
zu erwähnen. „Die Grenzkontrollen 
wurden verschärft, zudem schlossen 
europäische Regierungen Verträge 
mit nordafrikanischen Staaten, um 
die Abschiebung von Flüchtlingen zu 
regeln“, heißt es in dem Bericht. „Auch 
2012 war die Abschottungspolitik der 
EU mitverantwortlich dafür, dass 


Flüchtlinge im Mittelmeer starben“, 
sagte Selmin Qaliskan, Generalsekre¬ 
tärin von Amnesty in Deutschland, bei 
der Vorstellung des Berichts in Berlin. 
2011 starben nach Berichten des UN- 
HCR (Flüchtlingskommission der 
Vereinten Nationen) über 1 500 Men¬ 
schen bei dem Versuch Europa über 
das Mittelmeer zu erreichen. Seit 1988 
starben laut dem Internet-Blog „Fort¬ 
ress Europe“ (Festung Europa) fast 
20 000 Menschen. Anstatt Leben zu 
retten, dienen Grenzschutz-Agentu¬ 
ren wie Frontex und Grenzkontroll- 
systeme wie EUROSUR dazu, Ein¬ 
wanderung zu verhindern. Das Leben 
der Flüchtlinge zählt dabei nicht {sie¬ 
he UZ vom 14. September 2012) .MHad 
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Kolumne von Manfred Dietenberger 

Drohnen - 

der Name ist Programm 


Trotz oder gerade wegen des aktuel¬ 
len Drohnen-Skandals melden sich 
Rüstungslobbyisten zu Wort. Michael 
Brand von der CDU ruft in den Blät¬ 
terwald: „Es wäre unverantwortlich, 
sich aus dem Projekt Drohnen zu ver¬ 
abschieden“, wer Soldaten den Schutz 
mittels Drohnenaufklärung verweige¬ 
re, handle verantwortungslos. 

Der verteidigungspolitische Sprecher 
der SPD-Bundestagsfraktion, Rainer 
Arnold, springt ihm bei: „Aufklä¬ 
rungsdrohnen sind sinnvoll. Der Be¬ 
darf ist weiterhin da. Wir haben hier 
eine militärische Lücke“. Und auch 
Bernhard Stiedl, der Beauftragte der 
IG Metall für die EADS-Rüstungs- 
tochter Cassidian, so sei es geklagt, 
macht sich zum Befürworter der 
Kriegs-Drohne: „Für Deutschland 
wäre es eine Katastrophe, wenn nach 
dem Stopp des Euro Hawk die Poli¬ 
tik jetzt einen Komplettausstieg aus 
dem unbemannten Fliegen beschlie¬ 
ßen würde“. Deutschland dürfe sich 
nicht aus einer Schlüsseltechnologie 
auch für die zivile Luftfahrt zu verab¬ 
schieden. „Das wäre so, als würde die 
deutsche Automobilindustrie auf die 
Entwicklung des Elektromotors ver¬ 
zichten, mit allen negativen Folgen 
für die Wirtschaft und die Arbeits¬ 
plätze.“ Allein am Cassidia-Standort 
im bayerischen Manching hingen bis 
zum Jahr 2020 bis zu 1 500 Arbeits¬ 
plätze davon ab, sagt der IG-Metal- 
ler. Und irgendwie, ist noch zu er¬ 
gänzen, muss ja auch Profit gemacht 
werden. 

Brechts Mutter Courage wusste: 
„Wenn man die Großkopfeten reden 
hört, führens den Krieg nur aus Got¬ 
tesfurcht und für alles, was gut und 
schön ist. Aber wenn man genauer 
hinsieht, sinds nicht so blöd, sondern 
führn die Kriege für Gewinn.“ Die 
betroffene Konzernsparte mit der 
höchsten Umsatzrendite bei EDAS 
(Airbus, Astrium, Eurocopter, Cassi¬ 
dian) bringt es auf 5,8 Mrd. Jahresum¬ 
satz. Die IG Metall tut sich und den 
in der Rüstung Beschäftigten damit 
keinen Gefallen wenn, sie aus Sorge 
um deren Arbeitsplätze all die von 
der IG Metall selbst beschlossenen 
friedenspolitischen Gewerkschafts¬ 
tagsbeschlüsse und Resolutionen 
ignoriert. Gewerkschafter, nicht die 
Bundeswehr, sind Teil der Friedens¬ 
bewegung. Sie wissen: „Die Rüstung 
ist der Arzt des Kapitals. Der Krieg 
sitzt im Wartezimmer. Der Nächste 
bitte, sagt der Arzt.“ (P. Maiwald). 
Gewerkschafter kämpfen selbstver¬ 
ständlich um jeden Arbeitsplatz, das 
ist eine ihrer ureigensten Aufgaben. 



Aber nicht um jeden Preis, denn es 
ist eben nicht egal, was und wie pro¬ 
duziert wird, wer den Nutzen daraus 
zieht. Schon 1907 stellte Karl Lieb¬ 
knecht richtig fest, dass der deutsche 
Militarismus wie „ein Bleigewicht auf 
unserm gesamten Leben“ laste. Die 
vom Staat für todbringende Rüstung 
ausgegebenen Gelder fehlen für all 
das, was zum Leben in sozialer und 
gesundheitlicher Sicherheit für alle 
Voraussetzung ist. Steuern, für den 
sozialen Bereich aufgewendet, ver¬ 
wandeln sich zu 90 Prozent in Löhne 
und Gehälter für die in diesem Be¬ 
reich Arbeitenden, die davon wieder 
Steuern zahlen. Von den in die Rüs¬ 
tung gesteckten Steuergeldern landen 
hingegen nicht einmal die Hälfte in 
den „Lohntüten“ der dort Beschäftig¬ 
ten. Ein Arbeitsplatz in der Rüstungs¬ 
industrie kostet uns Steuerzahler ca. 
130 000 Euro im Jahr. Die 460 Millio¬ 
nen Euro, die ein U-Boot 212 A kos¬ 
tet, könnten aber die Lebensqualität 
von tausenden Menschen verbessern, 
weil damit für rund 10 000 Altenpfle¬ 
ger die Jahresgehälter bezahlbar wä¬ 
ren. Allein mit dem Verzicht auf nur 
eine Fregatte 124 würden 762 Millio¬ 
nen Euro frei, um ca.14 000 zusätzli¬ 
che Lehrer ein Jahr lang zu finanzie¬ 
ren. 

Für das Drohnen-Projekt wurden 
schon hunderte von Millionen Euro 
verprasst und damit tausende tol¬ 
le Möglichkeiten für ein gutes Le¬ 
ben verspielt. Statt sich weiter als 
Lobbyisten der Händler des Todes 
missbrauchen zu lassen, müssen die 
Gewerkschaften gemeinsam mit der 
Friedensbewegung die Umstellung 
der Rüstungsindustrie auf die Pro¬ 
duktion nützlicher ziviler Güter for¬ 
dern und durchkämpfen. Rüstung ge¬ 
fährdet den Frieden und das Gemein¬ 
wohl und gehört daher abgeschafft. 
Dann kann der notwendige Konver¬ 
sionsprozess bei Arbeitsplatzgarantie 
und vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich bewerkstelligt werden. 


Ausbildungsunwillige Betriebe 

Jeder dritte Bewerber ist leer ausgegangen 



Foto: Paul-Georg Meister (j5Txelio.de) 


F ast täglich wiederholen die Unter¬ 
nehmer in diesem unserem Lande 
gebetsmühlenartig ihr Gejammer 
vom angeblichen Azubi- und Fachar¬ 
beitermangel. Dennoch ist es einfach 
eine absurde Lüge, wenn behauptet 
wird, es seien nicht ausreichend geeig¬ 
nete Auszubildende zu finden. Das be¬ 
legt der vom Bundeskabinett beschlos¬ 
sene Berufsbildungsbericht 2013. 

Mit diesem Berufsbildungsbericht liegt 
ein weiteres Armutszeugnis dieses 
nicht am Menschen, sondern am Profit 
orientierten Gesellschaftssystems vor. 
Es belegt anschaulich die Unfähig-, 
aber auch Unwilligkeit, der im real 
existierenden Kapitalismus Herrschen¬ 
den, das Menschenrecht auf Arbeit und 
Berufsausbildung zu gewährleisten. 
Die Situation auf dem „Ausbildungs¬ 
markt“ ist weniger als befriedigend. Je¬ 
der dritte Bewerber, der nach den Kri¬ 
terien der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) „ausbildungsreif“ ist, hat keinen 
Ausbildungsplatz bekommen. Diese 
Jugendlichen werden in Warteschlei¬ 
fen - wie Praktika, Einstiegsqualifizie¬ 
rungen, schulischen oder berufsvorbe¬ 
reitenden Maßnahmen der Bundes¬ 
agentur für Arbeit -,geparkt 4 . Mehr als 
76 000 junge Menschen haben keinen 
Ausbildungsplatz gefunden - und das 
bei über 33 000 als offen gemeldeten 
Plätzen. Rein rechnerisch hätte somit 
jede offene Lehrstelle doppelt besetzt 
werden können. In Wirklichkeit gibt es 


keinen Mangel an ausbildungswilligen 
Jugendlichen, sondern es fehlen ausbil¬ 
dungswillige Betriebe. 

Wer da den Jugendlichen dennoch vor¬ 
gaukelt, sie bewegten sich auf einem 
aufnahmebereiten Ausbildungsmarkt, 
macht ihnen falsche Hoffnungen. Be¬ 
sonders die jungen Hauptschüler haben 
es schwer eine „Lehrstelle“ zu ergat¬ 
tern. Die Hälfte der Ausbildungsberu¬ 
fe ist für Menschen mit Hauptschul¬ 
abschluss tabu. Die Unternehmen 
müssen deshalb gezwungen werden, 
ihre Einstellungspraxis zu ändern und 
auch jungen Menschen mit schwierige¬ 
ren Startbedingungen echte Chancen 
einzuräumen. 

Es stimmt zwar, dass einzelne Bran¬ 
chen Schwierigkeiten haben, ihre 
Ausbildungsplätze zu besetzen, insbe¬ 
sondere im Hotel- und Gaststättenge¬ 
werbe. Das ist aber alles andere als ein 
Wunder, denn in dieser Branche herr¬ 
schen auch die schlechtesten Ausbil¬ 
dungsbedingungen. Fast jeder zweite 
im Hotel- und Gaststättengewerbe ab¬ 
geschlossene Ausbildungsvertrag wird 
gelöst und die Auszubildenden wer¬ 
den dort mit einer besonders niedrigen 
Ausbildungsvergütung abgespeist und 
fallen, weil sie mehr ausgebeutet als 
ausgebildet werden, überdurchschnitt¬ 
lich oft durch die Prüfungen. 

Zum 30. September 2012 wurden 551 
000 Ausbildungsverträge abgeschlos¬ 
sen, das sind 3,2 Prozent weniger neue 


Verträge als noch 2011 und bedeutet 
einen Tiefstand seit 1999. Fast 270 000 
junge Menschen stecken in Übergangs¬ 
maßnahmen fest - ohne die Aussicht, 
eine qualifizierende Ausbildung zu er¬ 
reichen. 1,5 Millionen junge Erwach¬ 
sene haben überhaupt keinen Berufs¬ 
abschluss. Meist auf Grund der mie¬ 
sen Ausbildungsbedingungen und der 
schlechten Ausbildungsqualität wur¬ 
den fast ein Viertel der Ausbildungs¬ 
verträge vorzeitig gelöst. Und nur 21,7 
Prozent der Betriebe bilden überhaupt 
noch aus. 2008 lag die Quote der Be¬ 
triebe, die ausbilden, noch bei 24 Pro¬ 
zent. Notwendig aber wären mindes¬ 
tens 30 Prozent. 

Die Lage der arbeitenden Jugend wie 
auch die der gesamten Arbeiterklasse 
ist systemisch mies. Daher braucht die 
arbeitende Jugend unsere solidarische 
Unterstützung in ihrem Kampf um die 
Einführung einer Ausbildungsabgabe 
für alle Unternehmen mit mehr als 
zehn Beschäftigten, die keine Ausbil¬ 
dungsplätze anbieten, die gesetzliche 
Ausbildungsverpflichtung für Groß¬ 
betriebe mit einer Mindestquote von 
zehn Prozent der Gesamtzahl der Be¬ 
legschaft, eine Ausbildungsvergütung, 
die den Jugendlichen ein eigenständi¬ 
ges und unabhängiges Leben ermög¬ 
licht so wie die gesicherte Übernahme 
in ein reguläres unbefristetes Arbeits¬ 
verhältnis nach dem Berufsabschluss. 

W. Dörner 


ln der Hauptstadt steigen die Mieten dramatisch 

Bündnis „Zwangsräumung verhindern“ befürchtet mehr Zwangsräumungen 



Die Senatsverwaltung für Stadtent¬ 
wicklung veröffentlichte in der vergan¬ 
genen Woche den neuen Mietspiegel 
von Berlin. Der Mietspiegel bestimmt 
sich vorrangig aus den Miethöhen von 
Neuvermietungen. Es ist mit Sicher¬ 
heit mit deutlichen Steigerungen ge¬ 
genüber dem letzten Mietspiegel zu 
rechnen. Da der Mietspiegel gleichzei¬ 
tig den Rahmen für Mieterhöhungen 
in bestehenden Mietverträgen vorgibt, 
ist wegen des Mietspiegels mit weite¬ 
ren Mietsteigerungen auch von Be¬ 
standsmieten zu rechnen. 

Der Mietspiegel bildet somit einer¬ 
seits die dramatische Situation in 
Berlin ab und führt andererseits wie¬ 
derum zu steigenden Mieten. Viele 
Menschen mit geringen Einkommen 
können sich die gestiegenen Mieten 
nicht mehr leisten. Um die Obdach¬ 
losigkeit zu vermeiden, sparen viele 
Menschen am Essen. Andere Men¬ 
schen werden verdrängt oder ziehen 
enger zusammen. Die Politik befeu¬ 
ert diese Entwicklung. Die Jobcen¬ 
ter übernehmen nur niedrige Mieten, 
welche in Berlin häufig überhaupt 
nicht mehr zu finden sind. Diese Ent¬ 


wicklung führt auch zu einer steigen¬ 
den Zahl von Zwangsräumungen. 
Diese besonders gewalttätige Form 
der Verdrängung ist für die meisten 
Menschen ein extrem schlimmes Er¬ 
lebnis, welches ihr gesamtes Leben de¬ 
stabilisiert. 


Der Tod von Rosemarie Fliess hat uns 
alle daran erinnert, dass der Verlust 
der Wohnung eine existenzielle Bedro¬ 
hung ist. Immer mehr Zwangsräumun¬ 
gen werden öffentlich, aber die meis¬ 
ten der 22 Zwangsräumungen am Tag 
passieren weiter still und leise. 


Die Mietsteigerungen der letzten Jah¬ 
re, die über die normative Kraft des 
Mietspiegels nun weiter fortgesetzt 
werden, reihen sich ein in einen lang¬ 
jährigen Trend zur schleichenden so¬ 
zialen Entrechtung von Mieterinnen 
und Privilegierung von Eigentüme¬ 
rinnen: Sozialer Wohnungsbau abge¬ 
schafft; geschütztes Mietsegment redu¬ 
ziert; städtebauliche Instrumente zur 
Mietbegrenzung aufgelöst; preiswerte 
Wohnungen nicht in Sicht, dafür wei¬ 
ter steuerliche Förderung des Wohn- 
eigentums; eigentümerfreundliche 
Rechtsprechung (Bsp.: Mietschulden 
als unheilbarer Kündigungsgrund vom 
BGH gesetzt) und eigentümerfreund¬ 
liche Gesetzgebung. Die kürzlich in 
Kraft getretene Mietrechtsnovelle er¬ 
laubt Zwangsräumung per einstwei¬ 
liger Verfügung, also lange bevor das 
Hauptverfahren stattfindet. 

Aber immer mehr Mieterinnen und 
Mieter versuchen steigenden Mieten 
und Verdrängung ihre Solidarität ent¬ 
gegenzusetzen. In letzter Zeit konnten 
einige Zwangsräumungen erfolgreich 
abgewendet werden. Dies sind erste 
wichtige Erfolge der großen Solida¬ 


rität, welche die Betroffenen von vie¬ 
len Mieterinnen und Mietern in Berlin 
erfahren haben. Aber um eine wirkli¬ 
che Verbesserung der Situation zu er¬ 
reichen, müsste endlich das Recht auf 
Wohnen gegenüber dem Recht auf Ei¬ 
gentum durchgesetzt werden. 

Sara Walther vom Zwangsräumungs¬ 
bündnis meint: „Wir wollen, dass es für 
alle Menschen, welche in Berlin woh¬ 
nen oder in Zukunft wohnen wollen, 
möglich sein muss eine bezahlbare 
Wohnung zu finden. Die Politik setzt 
Zwangsräumung mit Großeinsätzen 
der Polizei durch. Sie verschärft die 
Gesetze und versucht die Legitimation 
von hochpreisigen Neubauten in Parks 
herzustellen. Wir wollen nun endlich 
die notwendige Diskussion führen, 
wie der Ausstieg aus dem unsäglichen 
Wohnungsmarkt gelingen kann. Wir 
rufen alle Mieterinnen und Mieter 
dazu auf, sich gemeinsam gegen stei¬ 
gende Mieten und Verdrängung zu 
wehren, solidarisch Zwangsräumun¬ 
gen zu verhindern und für niedrige 
Mieten beim Mietspiegel 2015 zu sor¬ 
gen“ 

Bündnis Zwangsräumung verhindern 
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„Umverteilen. Macht. Gerechtigkeit" 

Ein Bündnis, ein Kongress, Aufgaben für die Gewerkschaften und Sozialverbände 



Z ur Durchsetzung einer Politik für 
mehr Gerechtigkeit hat dieser 
Kongress ein Signal gesetzt“ sag¬ 
te Hugo Braun vom Attac-Koordinie- 
rungskreis am Sonntag zum Abschluss 
von elf Foren und 70 Workshops an der 
gastgebenden Technischen Universität 
Berlin. „Gewerkschaften, Sozialver¬ 
bände und zivilgesellschaftliche Or¬ 
ganisationen wie Attac haben sich zu¬ 
sammengefunden, um gemeinsam die 
Schuldigen an der sozialen Misere in 
Deutschland und Europa zur Rede zu 
stellen. In weiteren Aktionen werden 
wir zu den Bundestagswahlen und da¬ 
rüber hinaus dafür kämpfen, dass ein 
Politik Wechsel stattfindet.“ 
ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske 
sprach von einem „Akt ausgleichender 
Gerechtigkeit“, „wenn die Besitzer gro¬ 
ßer Vermögen und reiche Erben, die in 
der Finanzkrise um den Preis hunder¬ 
ter Milliarden Euro Schulden von den 
Steuerzahlern vor Vermögensschäden 
bewahrt wurden, stärker herangezogen 
werden“. 

Ein Jahr nach seiner Gründung in 
Berlin analysierte und diskutierte das 
bundesweite Bündnis „Umfairteilen - 
Reichtum besteuern“ mit einem großen 
Teilnehmerkreis und namhaften in- und 
ausländischen Referenten den Nähr¬ 
boden der globalen Finanz- und Wirt¬ 
schaftskrise. Mitgetragen wurden die 
Veranstaltungen u.a. von Stiftungen - 
benannt nach Rosa Luxemburg, Hans 
Böckler oder Friedrich Ebert -, vom 
DGB, vom Paritätischen Gesamtver- 
band, von den größten Einzelgewerk¬ 
schaften Österreichs und der Schweiz, 
der Arbeiterkammer Wien, dem Züri¬ 
cher „Denknetz“, dem Schweizerischen 
Gewerkschaftsbund SGB, der Initiative 
Appell Vermögender für eine Vermö¬ 
gensabgabe und nicht zuletzt von Weed 
und Medico International. 

Immer größere Teile der durch die 
gesellschaftliche Arbeit produzier¬ 
ten Einkommen werden durch ange¬ 
häuftes oder ererbtes Kapitaleigen¬ 
tum angeeignet, ganz überwiegend 
nicht durch eigene Arbeit. Dies treibt 
die Konzentration von Reichtum und 
Macht in den Händen einer kleinen 
Minderheit weiter voran, konstatiert 
ver.di. Die Anlage dieser Vermögen 
auf der Jagd nach maximaler Ren¬ 
dite begünstigt zugleich die Bildung 
von Spekulationsblasen. Dem stehen 
eine immer katastrophalere öffent¬ 
liche und private Verschuldung und 
Armut gegenüber. Gesellschaftlich 
notwendige Arbeit in den Bereichen 
Kinderbetreuung, Bildung und Wis¬ 
senschaft, Gesundheit, Pflege, Kultur 


wird in großem Umfang nicht geleistet. 
Während die Finanzmärkte als Auslö¬ 
ser der langanhaltenden strukturellen 
Krise im Hintergrund verschwinden, 
treibt die Troika-Politik Länder einer 
angeblichen „Staatsschuldenkrise“ mit 
oktroyierten Lohn- und Sozialkürzun¬ 
gen noch tiefer in die wirtschaftliche 
und soziale Katastrophe. Die im Licht¬ 
hof des Kongressgebäudes gezeigte At¬ 
tac-Ausstellung über ganz nahe Tabu¬ 
zonen von Steuerdumping, -flucht und 
-hinterziehung in Österreich und in der 
Schweiz verweist auf eine der wesentli¬ 
chen Ursachen. In Italien können rund 
120 Milliarden Lire wegen Steuerflucht 
nicht eingezogen werden, teilte die Ge¬ 
neralsekretärin für die Internationale 
der Öffentlichen Dienste, Rosa Pava- 
res, mit. Sie verwies auf Aktivitäten im 
Bündnis für Steuergerechtigkeit. 

Die ver.di-Unterschriftenaktion für 
eine einmalige Vermögensabgabe an 
den Bund gemäß Grundgesetz Artikel 
106 (1) findet hier nicht bloß Aktivis¬ 
ten unter sich. 100 Milliarden Euro soll 
sie einbringen. Die parallel jährlich zu 
erhebende reguläre Vermögenssteuer, 
vorgesehen im nachfolgenden Absatz 
2 desselben Grundgesetzartikels, dient 
mit einem Volumen von 20 Milliarden 
Euro pro Jahr als dringend benötigte 
Finanzspritze für Länder und Gemein¬ 
den - ein Anfang. 

Zeichen setzen! Zum Auftakt-Podium 
thematisierten für den Bildungs- und 
Pflegebereich Ulrich Thöne (GEW) 
und Ulrich Schneider (Paritätischer 


Gesamtverband) in erheblichem 
Maß ausgrenzende Finanzierungslü¬ 
cken. 2013 häufen sich in der Schweiz 
Volksabstimmungsinitiativen zur ge¬ 
meinnützigen „Rückverteilung“ von 
privaten Vermögensbeständen, wie 
Denknetz-Präsidentin Ruth Gurny 
berichtete. Die l:12-Initiative der Juso 
Schweiz gehört dazu. Der österreichi¬ 


sche Gewerkschaftsdachverband, für 
den Wolfgang Katzian sprach, läßt zum 
gleichen Zweck seit 2007 nicht locker, 
um eine Substanzbestandserhebung 
für öffentlich heranzuziehende Privat¬ 
vermögen ab jeweils 500 000 Euro zu 
erreichen. Mit einem hochgehaltenen 
2-Euro-T-Shirt aus der Ramschkiste il¬ 
lustrierte Anne Jung von Medico inter¬ 


national den täglich von Näherinnen 
in Pakistan oder in Bangladesh riskant 
gezahlten Preis von Arbeit unter kata¬ 
strophalen Bedingungen - und die da¬ 
für eingestrichenen Superprofite west¬ 
europäischer Konzerne. 

Herstellung und Polarisierung von 
Reichtumsverhältnissen. In seinem 
Impulsreferat beeindruckte der bri¬ 
tische Gesundheitsökonom Richard 
Wilkinson (Co-Autor von „Gleichheit 
ist Glück. Warum gerechte Gesellschaf¬ 
ten für alle besser sind“, Frankfurt/M.: 
Tolkemitt) mit einer Zusammenschau 
von Berechnungskurven, die aus fünf 
großen fortzuschreibenden Datenbe¬ 
ständen zur Weltbevölkerung gewon¬ 
nen wurden. Je ungleicher Einkom¬ 
men innerhalb der Gesellschaften, 
desto größer die gesundheitlichen und 
gesellschaftlichen Probleme der Men¬ 
schen. Mit statistischen Korrelationen, 
z.B. zwischen materiellem Mangel und 
Stress, weist Wilkinson nach, wo soziale 
Ungleichheit die Lebenserwartung ver¬ 
kürzt. Branko Milanovic, Statistiker der 
Weltbank, machte im globalen Ranking 
der Einkommensvergleiche Verschie¬ 
bungen in Schwellenländern aus und 
diskutierte Folgen der Ausplünderung 
mit dem Philosophen Alex Demirovic 
und dem Schweizer Soziologen Ueli 
Mader. Für das Münchner isw beteilig¬ 
te sich Walter Listl an einem gesonder¬ 
ten Workshop. 

Hilmar Franz 
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30-Stunden-Woche für 


Die Gewerkschaftstage von ver.di und 
IG Metall hatten im Herbst 2011 einen 
Neustart für die Debatte um Arbeits¬ 
zeitverkürzung beschlossen. Arbeits¬ 
zeitverkürzung muß und kann wieder 
Stoßrichtung der Arbeitszeitpolitik 
werden, anders sind große gesellschaft¬ 
liche Probleme wie Massenarbeitslosig¬ 
keit und prekäre Beschäftigung nicht 
zu lösen, heißt es im gemeinsamen Of¬ 
fenen Brief der Initiative „Arbeitszeit¬ 
verkürzung jetzt!“, der AG Alternati¬ 
ve Wirtschaftspolitik und der Attac- 
AG „Arbeit Fair Teilen“ vom Februar 
2012. Namhafte Persönlichkeiten Un¬ 
terzeichneten, und der 20. Parteitag 
der DKP beschloss als einen eigenen 
Schwerpunkt, die Diskussion dazu in 
den Betrieben, Gewerkschaften und in 
der Gesellschaft zu unterstützen. In der 
jüngsten Ausgabe der „Marxistischen 
Blätter“ begründet Stephan Krull, 
Briefmitverfasser wie Heinz-Josef Bon- 
trup, Mohssen Massarat und Margare¬ 
ta Steinrücke, den neuen gesellschaft¬ 
lichen Anlauf aus marxistischer Sicht. 
Den meisten der rund 750 Teilneh¬ 
mer am Bündnis-Kongress „Umvertei¬ 
len. Macht. Gerechtigkeit“ vom 24. bis 
26. Mai in Berlin wurde das Plädoyer 
„30-Stunden-Woche für Europa“ an 
den Saaleingangstüren zugesteckt. Das 
brachte zwei gesonderten Workshops 


in kleineren Räumen beträchtlichen 
Zulauf. Desto ungehaltener fielen Ein¬ 
sprüche auch im größeren Rahmen ge¬ 
gen die „Zurückhaltung“ des DGB und 
seiner Einzelgewerkschaften aus, die im 
Bundestags-Wahljahr 2013 im Umfeld 
von SPD und Grünen gar nicht so merk¬ 
würdig ist. Trotz des offenkundigen Dis¬ 
sens 4 mit der jeweiligen Basis verschwei¬ 
gen die Abschlusserklärungen des Um- 
verteilen-Bündnisses das Thema ganz. 
Die stellvertretende DGB-Vorsitzen- 
de Annelie Buntenbach bekannte sich 
zwar vorsichtig zu einer europaüber- 
greifenden Gewerkschaftspolitik, doch 
sehe sie diese „sicherlich gute und rich¬ 
tige Perspektive“ von 30 Wochenstun¬ 
den im gegebenen Kräfteverhältnis als 
„ausgesprochen schwierig 44 . 

Dass die Initiative für eine 30-Stun- 
den-Woche als eigentliches Kongress- 
Thema verhindert wurde, kritisierte 
Mohssen Massarat scharf. Es gehöre 
angesichts einer verdeckten Massenar¬ 
beitslosigkeit von de facto rund 6 Milli¬ 
onen Menschen und einer verursachen¬ 
den Umschichtung von 800 Milliarden 
Euro von unten nach oben unmittelbar 
auf die Tagesordnung, sagte der ehe¬ 
malige Professor für Politik und Wirt¬ 
schaft im Fachbereich Sozialwissen¬ 
schaften der Universität Osnabrück 
beim Podium „Löhne und Arbeitszei¬ 


ten“. Angstdominiert schluckten die 
Gewerkschaftsführungen tendenzielle 
Lohnzurückhaltungen und -Senkungen 
bei einer auf 6 bis 8 Prozent gestiege¬ 
nen Gewinnquote, wovon etwa zwei 
Billionen Euro außerhalb der Real¬ 
wirtschaft verzockt werden. Für die 
einzige Möglichkeit, den grassierenden 
Hartz-IV-Prozess umzudrehen und auf 
niedrigerem Arbeitszeitniveau Vollbe¬ 
schäftigung bei vollem Lohnausgleich 
zu erlangen, sollten die Gewerkschaften 
ihrem grundsätzlichen Auftrag folgen 
und (statt Klassenharmonie, HF) ge¬ 
zielt Bewußtsein schaffen. 

Detlef Hensche, langjähriger wie le¬ 
gendärer Streiter im Hauptvorstand 
der damaligen IG Druck und Papier, 
erinnerte an den langen Anlauf zu ei¬ 
ner 35-Stunden-Woche ab Mitte der 
70er Jahre bis zum ersten Abschluss in 
der Metallbranche 1984. Die allgemei¬ 
ne Einführung am Ende der 80er Jah¬ 
re war ein gewerkschaftlicher Kampa¬ 
gnenerfolg, der sich der umfassenden 
Koordinierung und breiten Bündelung 
der Kräfte verdankte. Hensche verwies 
aber auch darauf, dass der Preis dafür, 
zunehmend in den 90er Jahren, die Zu¬ 
stimmung zu flexibleren Arbeitszeiten 
war. Über diesen Hebel zur „Standort¬ 
sicherung“ wurde der Aufbruch letzt¬ 
lich zunichte gemacht und dann end- 


Europa? 

gültig mit der Schröder-SPD die immer 
weiter fortschreitende Prekarisierung 
der Arbeit ermöglicht. 

Der Bereichsleiter der Tarif-Grund¬ 
satzabteilung beim ver.di-Bundes- 
vorstand, Jörg Wiedemuth, wiegelte 
anhand einer Mitgliederumfrage ab: 
Arbeitszeitverkürzung stehe derzeit 
„weder auf der tarifpolitischen noch 
auf der gesellschaftlichen Agenda“. 
Im Bewußtsein der Mitgliedermehr¬ 
heit sei diese Forderung angesichts der 
vorherrschenden betrieblichen Orien¬ 
tierung und damit einhergehender be¬ 
fristeter Beschäftigungssicherungen 
nicht verankert. Funktionäre auf un¬ 
terschiedlichen Ebenen betrachteten 
die Durchsetzbarkeit skeptisch, selbst 
wenn sie davon überzeugt wären, die¬ 
ser Schritt sei notwendiger denn je. 
Anders als in den achtziger Jahren se¬ 
hen sich die Gewerkschaften bei einer 
verschärften Massenarbeitslosigkeit 
in einer lohnpolitischen Defensive. 
„Dieses Brett gegen erheblichen Wi¬ 
derstand des Kapitals zu bohren, heißt 
auf einen gesellschaftlichen Großkon¬ 
flikt zuzusteuern, ohne zu wissen, wel¬ 
che Regimenter man hinter sich hat“, 
so Wiedemuth weiter. 2004 streikten 
der Öffentliche Dienst und der Ein¬ 
zelhandel. Damals wurden vergleich¬ 
bare Forderungen aufgestellt, doch 


mit Arbeitszeitverlängerungen beant¬ 
wortet. Da diese Erfahrungen das Be¬ 
wusstsein der Kollegen prägen, suche 
ver.di mit der Kampagne „Gute Ar¬ 
beit“ betrieblichen Widerstand gegen 
ausgeweitete Arbeitszeiten zu stützen. 
Wiedemuth: „Es nützt uns überhaupt 
nichts, wenn wir zwar über das richti¬ 
ge Wissen verfügen, doch das kämpfe¬ 
rische Bewusstsein der Beschäftigten 
dafür nicht ausgeprägt ist.“ 

Hertha Ritsche, eine Büro-Sekretärin, 
zeigte sich wie andere Diskussions¬ 
teilnehmer von solcher Haltung über¬ 
rascht, zumal die Umfrage-Formulie¬ 
rungen stets um den heißen Brei herum 
geredet hatten. Sie sei deshalb in ver.di 
organisiert, weil sie sich von der größten 
Einzelgewerkschaft die höchste Durch¬ 
setzbarkeit verspreche, um die gesell¬ 
schaftlich notwendige Arbeitszeit ver¬ 
nünftig zu verteilen. Wenigstens die ver. 
di-Jugend sei nun dafür. In künftigen 
Tarifauseinandersetzungen sollte ver. 
di vor allem die mehrbelasteten Frau¬ 
en unter den Beschäftigten fragen, wie¬ 
viel Stunden weniger wollt ihr alle bei 
vollem Lohn- und Personalausgleich ar¬ 
beiten, statt ein weiteres Mal rein sym¬ 
bolische Lohnerhöhungen anzupeilen. 
„Wir müssen doch nicht nur denen, die 
ohnehin schon viel verdienen, zu eini¬ 
gen Prozenten mehr verhelfen.“ H.F. 
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Haus- und Stadionverbot für 
NPD-Vorsitzenden 

Am vergangenen Sonntag hat Holger 
Apfel, Parteivorsitzender der NPD das 
Heimspiel von Eintracht Braunschweig 
gegen den FSV Frankfurt besucht und 
nach dem Spiel auf seiner Facebook- 
Seite ein Foto mit einem Rasenstück 
aus dem Stadion gepostet. 

„Wir distanzieren uns erneut - wie 
schon seit langer Zeit - von jedwedem 
rechten Gedankengut. Eintracht Braun¬ 
schweig ist fest entschlossen, alle Mög¬ 
lichkeiten auszuschöpfen, um jede Äu¬ 
ßerung von rechtem Gedankengut im 
Zusammenhang mit Eintracht Braun¬ 
schweig zu unterbinden. Wir werden 
daher auch gegenüber Herrn Apfel alle 
rechtlich zur Verfügung stehenden Mit¬ 
tel nutzen und mit sofortiger Wirkung 
ein Stadion- und Hausverbot ausspre¬ 
chen, um ihn so dauerhaft aus dem Sta¬ 
dion fernzuhalten. Die Angelegenheit 
wurde bereits unseren Rechtsanwälten 
übergeben“, so Eintracht-Geschäftsfüh¬ 
rer Soeren Oliver Voigt. 

Hausdurchsuchungen 
bei linken Aktivisten 

Insgesamt über 300 Polizisten haben 
in der vergangenen Woche in Ber¬ 
lin, Magdeburg und Stuttgart mehre¬ 
re Privatwohnungen linker Aktivisten 
durchsucht. Auch Arbeitsplätze und der 
Magdeburger „Infoladen“ waren Ziel 
der Polizeiaktion, die auf Geheiß der 
Bundesanwaltschaft stattgefunden hat¬ 
te und bei der diverse Speichermedien, 
Computer, Mobilfunktelefone, Bücher 
und persönliche Unterlagen beschlag¬ 
nahmt wurden. 

Die Bundesanwaltschaft beschuldigt 
aktuell insgesamt neun Personen, eine 
„linksextremistisch motivierte krimi¬ 
nelle Vereinigung“ gebildet, bzw. eine 
solche unterstützt zu haben und hat Er¬ 
mittlungen nach § 129 StGB („Bildung 
einer kriminellen Vereinigung“) einge¬ 
leitet. 

Die Beschuldigten sollen - so der Vor¬ 
wurf - einer Nachfolgeorganisation der 
„militanten gruppe“ (mg) angehören, 
die den Namen „Revolutionäre Ak¬ 
tionszeilen“ (RAZ) trägt und deren 
Mitglieder in den vergangenen Jahren 
mehrere Anschläge unter anderem auf 
das Berliner Jobcenter und das dortige 
„Haus der Wirtschaft“ verübt hätten. 
Auch sollen die RAZ-Mitglieder im 
März 2011 Schusspatronen an den Bun¬ 
desinnenminister, den ständigen Vertre¬ 
ter des Generalbundesanwalts sowie ei¬ 
nen Wissenschaftler versandt und ange¬ 
kündigt haben, die Geschosse „künftig 
per Express zu versenden“. 

Während Hans-Georg Maaßen, Chef 
des sogenannten Bundesamtes für Ver¬ 
fassungsschutz, kürzlich öffentlichkeits¬ 
wirksam vor „zunehmenden Straftaten 
gegen demokratische Parteien und de¬ 
ren Büros im Bundestagswahlkampf“ 
warnte und behauptete, dass Rechte, 
Linke und Salafisten voneinander lernen 
würden, hatte die Bundesanwaltschaft 
im Nachgang zu der Durchsuchungsak¬ 
tion in Sachen RAZ bekräftigt, dass bei 
den gegen die besagten Einrichtungen 
erfolgten Attacken zu keiner Zeit Men¬ 
schen verletzt worden seien. 

Der Berliner Landesverband der DKP 
solidarisierte sich indes mit den von den 
Hausdurchsuchungen betroffenen Lin¬ 
ken und verurteilte „die von den Be¬ 
hörden betriebene Repressionsstrate¬ 
gie aufs Schärfste“. „Offensichtlich ist 
der Bundesanwaltschaft, den Geheim¬ 
diensten und Polizeibehörden daran ge¬ 
legen, von ihren eigenen Verstrickungen 
in das mörderische Treiben des neofa¬ 
schistischen Terrornetzwerkes „Natio¬ 
nalsozialistischer Untergrund“ (NSU) 
abzulenken und - ganz der staatlichen 
Extremismusdoktrin verpflichtet - in 
der Öffentlichkeit eine von der politi¬ 
schen Linken ausgehende Gefahr her¬ 
beizufabulieren“, so die Berliner DKP. 
Die wirkliche Gefahr für die Menschen 
dieses Landes gehe hingegen „von der 
herrschenden Politik aus, die für eine 
massive soziale Deklassierung der brei¬ 
ten Mehrheit der arbeitenden Bevölke¬ 
rung und der Erwerbslosen, für staat¬ 
lichen Rassismus und für eine zuneh¬ 
mende Militarisierung der Innenpolitik 
steht, die mit einer aggressiv-kriegeri¬ 
schen Außenpolitik einhergeht“, heißt 
es in der Solidaritäts- und Protestnote 
weiter. Markus Bernhardt 
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Die SPD feierte sich in Leipzig ab 

Ein Festakt, ein Fest der Demokratie und schöne Worte 



Die unter Bismarck erlassenen Sozialistengesetze führten zu zahlreichen Hausdurchsuchungen 
und Verhaftungen von Sozialdemokraten. 


V or 150 Jahren gründete Ferdi¬ 
nand Lassalle in Leipzig den 
Allgemeinen Deutschen Ar¬ 
beiterverein (ADAV), den die SPD 
als ihre Vorläuferorganisation ausgibt. 
Mit einem Festakt mit mehr als 1 600 
Gästen, unter ihnen, wie die SPD stolz 
verkündete, „die gesamte Staatsfüh¬ 
rung der Bundesrepublik, der franzö¬ 
sische Präsident Francoise Hollande 
sowie Regierungschefs aus neun Län¬ 
dern“ und einem „Fest der Demokra¬ 
tie“ wurde dieses geschichtsträchtige 
Ereignis begangen. Das sozialdemo¬ 
kratische Erbe, so zur Eröffnung des 
Festaktes die stellvertretende Vorsit¬ 
zende Hannelore Kraft im Leipziger 
Gewandhaus, sei der „leidenschaftliche 
Einsatz für Freiheit, Gerechtigkeit und 
die Demokratie“ 

Die SPD, die vier Monate vor der Bun¬ 
destagswahl in Meinungsumfragen bei 
24 Prozent Zustimmung liegt, kann Lob 
und Eigenlob gut vertragen. Da machte 
sich gleich zu Anfang Bundespräsident 
Gauck beliebt, als er den unermüdli¬ 
chen Einsatz der Sozialdemokraten für 
die Demokratie hervorhob. „Ich sage 
Dank und Anerkennung denjenigen, 
die in 150 Jahren für Freiheit, Gerech¬ 
tigkeit und Solidarität gekämpft und 
damit das Leben von Millionen Men¬ 
schen verbessert haben.“ Besonders 
würdigte Gauck deren Ablehnung - 
„als einzige Partei“ - des sogenannten 
Ermächtigungsgesetzes im Reichstag 
am 23. März 1933. Die kommunisti¬ 
schen Reichstagsabgeordneten waren 
bekanntlich schon verfolgt, eingesperrt 
oder umgebracht worden. Umso größer 
das alleinige Verdienst der SPD: „Da¬ 
mals haben 94 SPD-Abgeordnete mit 
ihrem Nein zu dem sogenannten Er¬ 
mächtigungsgesetz nicht nur die eige¬ 
ne Ehre gerettet, sondern die der ersten 
deutschen Demokratie.“ Er hieße nicht 
Gauck, wenn er sich nicht davor ver¬ 
beugt hätte, dass die SPD es war, „die 
die Arbeiterschaft mit der Demokratie 
verband und die auf Reform statt auf 
Revolution setzte“. 

Der französische Präsident Hollande, 
der sich immerhin als Sozialist bezeich- 
nete - ein Wort, das von den deutschen 
Sozialdemokraten nicht mehr benutzt 
zu werden scheint -, befand ebenfalls, 
dass die SPD das sozialistische Ideal 
mit der Demokratie verknüpft habe. 
Kostenlose Bildung, Krankenversiche¬ 
rung für alle, Mindestlohn, Arbeitneh¬ 


merrechte - das alles seien sozialdemo¬ 
kratische Werte, die heute aktuell wie 
zu Gründungszeiten seien. Die Kultur 
der Kompromissbereitschaft habe man 
den Sozialdemokraten zu verdanken. 
Und Fortschritt - man höre und mer¬ 
ke - zeichne auch die Modernisierung 
des Sozialstaates aus, so wie es Bundes¬ 
kanzler Gerhard Schröder getan habe. 
„Es ist nicht leicht, solche Entschei¬ 
dungen zu treffen“, räumte Hollande 
ein. Die Verknüpfung von guter Wirt¬ 
schaftspolitik und sozialer Gerechtig¬ 
keit sei eine Einstellung der SPD, „von 
der ich mich inspirieren lasse“. 
SPD-Chef Gabriel erinnerte an die 
lange Tradition der Sozialdemokratie. 
Sie sei stets getragen worden von dem 
sozialdemokratischen Grundverständ¬ 
nis, das Wilhelm Liebknecht so ausge¬ 
drückt habe: „Weil wir die Untrennbar¬ 
keit der Demokratie und des Sozialis¬ 
mus begriffen haben, nennen wir uns 
Sozialdemokraten.“ Im Übrigen sei der 
Weg der SPD „manchmal schmerzhaft“ 
gewesen, und manchmal seien auch 
Fehler gemacht worden, wie zum Bei¬ 
spiel die Zustimmung zu den Kriegs¬ 
krediten im Jahr 1914. „Aber nie haben 
wir etwas getan, für das wir uns so sehr 


schämen müssten, dass wir unseren Na¬ 
men SPD hätten ändern müssen.“ 

Auf ihrem „Fest der Demokratie“ hat 
die SPD Stimmen eingesammelt, von 
denen sie die nettesten auf ihre Home¬ 
page gestellt hat. Da sagte eine: „Die 
SPD ist die einzige Partei für soziale 
Gerechtigkeit. Sie kämpft für eine bes¬ 
sere Zukunft.“ Eine andere sagt, sie sei 
wegen der Geschichte der Partei, nicht 
wegen der aktuellen Politik in der SPD. 
Mehr Mut, mehr Engagement fordert 
ein anderer, der deutlichere Konturen 
wünscht. Die SPD solle weiter so ma¬ 
chen, sozialdemokratisch bleiben und 
die nächsten 150 Jahre für soziale Ge¬ 
rechtigkeit angehen. 

Das Echo in deutschen und internati¬ 
onalen Medien, das dieser Selbstdar¬ 
stellungsakt fand, war - wie man den 
hiesigen lokalen Medien entnehmen 
konnte - durchaus gemischt und diffe¬ 
renziert. Von einer Partei, die für sozi¬ 
ale Gerechtigkeit angetreten war und 
inzwischen zur Agenda-Partei verkom¬ 
men ist, wurde ebenso geschrieben wie 
über eine „Partei ohne Vision“. Spiegel 
Online hat einige ausländische Stim¬ 
men eingesammelt. So hofft die Zei¬ 
tung „La Vanguardia“ aus Barcelona, 


dass sich die deut¬ 
schen Sozialdemo¬ 
kraten, erschöpft wie 
sie derzeit sind, bald 
erholen mögen. „Es 
wäre zu wünschen, 
dass die Sozialde¬ 
mokraten neben den 
rhetorischen Um¬ 
armungen und den 
eventuellen Verein¬ 
barungen über Spar¬ 
maßnahmen auch 
Vorschläge Vorbrin¬ 
gen, um den Aufbau 
einer wahrhaft eu¬ 
ropäischen sozialde¬ 
mokratischen Par¬ 
tei voranzutreiben. 
... Ihre Maßnahmen 
zur Korrektur des 
Kapitalismus sind 
erschöpft und erhal¬ 
ten erst wieder eine 
Bedeutung, wenn sie 
sich auf einen konti¬ 
nentaleuropäischen 
Staat beziehen. Die 
Sozialdemokratie 
hat nur eine Zukunft, 
und die heißt Europa.“ 

Die polnische Zeitung „Polytika“ hat 
wahrgenommen, dass der „preußische 
Ursprung“ der SPD ihr „Vertrauen in 
staatliche Reformen und in der Ableh¬ 
nung für umwälzende Revolutionen 
erkennen“ lassen. Es gebe keine ande¬ 
re Partei in der deutschen Geschichte, 
„welche an historischen Wendepunk¬ 
ten für andere die Kastanien aus dem 
Feuer geholt hat“. 

Weitere Beachtung unter Insidern 
und in den Medien fand die zwei Tage 
vor den SPD-Jubiläumsfeiern erfolgte 
Gründung einer „Progressiven Alli¬ 
ance“. Dieses „Netzwerk für internatio¬ 
nale Zusammenarbeit“, wesentlich vom 
SPD-Parteivorsitzenden gesponserte 
Projekt, soll nun an Stelle der angeb¬ 
lich „bürokratischen, kostspieligen und 
politisch bedeutungslosen“ Sozialisti¬ 
schen Internationale, die derzeitig un¬ 
ter Vorsitz des Ex-Ministerpräsidenten 
Papandreou steht, aufgebaut werden. 
In dieser Allianz sollen die weltweit 
wichtigsten Mitte-Links-Kräfte - wie 
die USA, Brasilien und Indien - ein¬ 
bezogen werden. Gegenwärtig sollen 
schon 70 Parteien bereit zur Mitarbeit 
sein. RolfPriemer 


Berlin im Endspurt 

Volksbegehren für die Rekommunalisierung der Stromversorgung 



Noch bis zum 10. Juni ist Berlin im 
Sammelfieber. Gesammelt werden Un¬ 
terschriften unter das Volksbegehren 
für die Rekommunalisierung der Ber¬ 
liner Stromversorgung. 200 000 sind 
angepeilt, bis zum 26. Mai waren etwa 
120 000 eingegangen. 

Volksbegehren sind inzwischen in Ber¬ 
lin keine Seltenheit mehr. Der Flugha¬ 
fen Tempelhof, das Leitungswasser, ein 
Nachtflugverbot, Stadtparkverschöne¬ 
rungen, Schulschließungen, das waren 
in der letzten Zeit Themen für Bürger¬ 
begehren. So manche/r Berliner Ein¬ 
wohnerin weiß gar nicht mehr, wo er/ 
sie schon oder noch nicht unterschrie¬ 
ben hat. Nun also die Stromnetze, die 
seit der Privatisierung vor Jahren in der 
Hand von Vattenfall sind. 

Noch zum 1. 1. 2013 erhöhte der Kon¬ 
zern seinen 1,6 Mio. Berliner Kundin¬ 
nen den Strompreis um 13 Prozent - 
ohne Einräumung eines Sonderkün¬ 
digungsrechts. Daher muss nun ein 
Durchschnittshaushalt mit etwa 2 200 
kWh-Verbrauch monatlich 6,40 Euro 
mehr bezahlen. Die unaufhaltsame 
Profitschraube ist jedoch nicht der ein¬ 
zige Grund, das Stromnetz zurück un¬ 
ter die städtische Regie zu holen. Mit 
dem Volksentscheid sollen nicht nur ein 
Stadtwerk und eine Netzgesellschaft 
eingerichtet werden („Daseinsvorsorge 
gehört in öffentliche Hand“). Wichtiges 
langfristiges Ziel ist es, die Stromver¬ 
sorgung auf 100 Prozent erneuerbare 


Energien umzustellen. Zudem soll die 
„Energieversorgung demokratisch mit¬ 
gestaltet“ werden. Im Gesetzentwurf 
zum Volksentscheid sind weitgehende 
Mitbestimmungsrechte wie z.B. ein In¬ 
itiativrecht vorgesehen - Bürgerinnen 
sollen sich direkt an Entscheidungspro¬ 
zessen beteiligen können. 

Im Internet informiert www.berliner- 
energietisch.net über „Sieben gute 
Gründe für eine kommunale Energie¬ 
versorgung“, auf deutsch, türkisch und 
englisch. Die Seite beginnt mit dem pro¬ 
grammatischen Aufruf „Neue Energie 
für Berlin - demokratisch, ökologisch, 
sozial“. In einem Interview mit der 


„jungen Welt“ sagte kürzlich Dr. Stefan 
Taschner, Sprecher des Berliner Ener¬ 
gietisches: „Das Berliner Flughafen- 
Chaos zeigt, dass eine strenge Kontrolle 
der öffentlichen Hand notwendig ist, um 
Fehlentwicklungen zu vermeiden. Das 
wollen wir durch öffentliches Eigentum 
sicherstellen .. .Wir wollen es nicht dem 
Senat und seinen Behörden überlassen, 
über die Zukunft unserer Energiever¬ 
sorgung zu entscheiden ... So sollen Tei¬ 
le des Verwaltungsrats nicht mehr von 
der Politik bestimmt, sondern von den 
Bürgern gewählt werden.“ 

Die Bürgerinnen der Stadt Hamburg 
haben bereits 2011 für einen Volksent¬ 


scheid über ihre Strom- und Gas- sowie 
die Fernwärmeversorgung mit 116000 
Unterschriften votiert. Weshalb er bis¬ 
her nicht durchgeführt wurde, darüber 
lässt sich vielfältig spekulieren. Immer¬ 
hin versuchte die CDU-Bürgerschafts- 
fraktion, mit einer Verfassungsklage 
gegen den Volksentscheid den Rück¬ 
kauf der Energienetze zu verhindern. 
Im März 2013 hat das Hamburger Ver¬ 
fassungsgericht die Klage allerdings ab¬ 
gewiesen. Deshalb wird es in Hamburg 
am 22. September, zusammen mit der 
Bundestagswahl, an den Urnen auch 
um die Mehrheit für den Volksent¬ 
scheid gehen (www.unser-netz-ham- 
burg.de). 

Das gleiche Ziel, den gleichen Ter¬ 
min hat der Berliner Engergietisch im 
Blick. Mit Unterstützung von Unter¬ 
schriftensammlerinnen aus der gesam¬ 
ten Republik, Hunderten von Spen¬ 
derinnen für die Logistik, politischer 
Rückendeckung unter anderem durch 
die Rosa-Luxemburg-Stiftung soll es 
gelingen. 

Nicht nur für Berlin wäre dies ein 
großer Erfolg. Die Hauptstadt mit ei¬ 
ner Stromversorgung in kommunaler 
Hand, wirklich demokratisch organi¬ 
siert, das hätte Strahlkraft in die gan¬ 
ze Republik. Diesem Beispiel könnten 
viele Kommunen folgen, deren Ein¬ 
wohnerinnen jetzt noch unter dem 
(Profit-)Diktat der Energiekonzerne 
leben müssen. Karla-Ia 
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Kein Vergeben, kein Vergessen 

20 Jahre nach dem Brandanschlag in Solingen - Gedenken an die Opfer 


U nüberhörbar, mit einer breiten 
Bündnisdemonstration, so er¬ 
innerten Solinger Bürger am 
25. Mai an den mörderischen Brand¬ 
anschlag im Jahre 1993. Vor zwanzig 
Jahren legten vier Nazis einen Brand¬ 
satz im Haus der Familie Gene an der 
Unteren Wernerstraße. Die Todesopfer 
des Mordanschlags: Zwei Frauen und 
drei Kinder. Vier weitere Familienmit¬ 
glieder wurden zum Teil schwerverletzt. 
Aufgerufen zum Gedenken und zu ei¬ 
ner Demonstration durch die Solinger 
Innenstadt hatte das Bündnis „Solinger 
Appell“, die Vereinigung der Verfolg¬ 
ten des Naziregimes-Bund der Antifa¬ 
schisten (VVN-BdA), zahlreiche An¬ 
tifagruppen sowie „Die Linke“, SDAJ 
und DKP. Rund 2 000 Antifaschisten 
nahmen an der Demonstration unter 
der Losung „Das Problem heißt Rassis¬ 
mus“ teil. Bei der Auftaktveranstaltung 
am Südpark machte der Rechtsanwalt 
und Bürgerrechtsaktivist Rolf Gössner 
darauf aufmerksam, dass in der Bun¬ 
desrepublik noch heute die Aufklärung 
von rassistischen Gewalttaten auf der 
Strecke bleibe. Dies liege daran, dass 
der Verfassungsschutz seit seiner Grün¬ 
dung mit Altnazis und nunmehr mit 
Neonazis durchsetzt sei. Deshalb „feh¬ 
le es an einer ernsthaften Kontrolle von 
rechter Gewalt“, so Gössner. „ Der Ver¬ 
fassungsschutz wird selbst zum Prob¬ 
lem.“ Dies zeige sich auch bei den zehn 


Morden des NSU. Conelia Kerth, Bun¬ 
desvorsitzende der VVN-BdA, wies in 
ihrer Rede darauf hin, dass noch „drei 
Tage vor dem Brandanschlag 1993 der 
Deutsche Bundestag mit der Einfüh¬ 
rung der sogenannten Drittstaaten¬ 
regelung, das Grundrecht auf Asyl 
in Deutschland faktisch abgeschafft 
habe.“ Gerade die Bundesregierung un¬ 
ter dem damaligen Bundeskanzler Hel¬ 
mut Kohl (CDU) wäre mit rassistischer 
Hetze von Beginn der 1990er Jahre und 
der Politik „Das Boot ist voll“ mitschul¬ 


dig. Laut Dietmar Gaida vom „Solinger 
Appell“, müsse endlich ein konsequen¬ 
tes Vorgehen gegen Rechts erfolgen. So 
wäre immer noch nicht von offizieller 
Seite der Stadt aufgearbeitet, warum 
damals wie heute Angst geschürt wer¬ 
de gegen ausländische Mitbürger. Wie¬ 
so junge Menschen mit Unterstützung 
des Verfassungsschutzes mit bekannten 
Nazis in Kontakt gebracht wurden. 
Entgegen den offiziellen Aussagen der 
Stadt existierte schon damals eine ex¬ 
trem rechte Szene in Solingen, zu de¬ 


nen die Täter Kontakt hatten. Drei von 
ihnen nahmen an Kampfsporttrainings 
des „Deutschen Hochleistungskampf¬ 
kunstverbandes“ (DHKKV) teil. Die¬ 
ser bildete Kämpfer für den Aufbau 
eines „Nationalen Eingreifkomman- 
dos“ aus. Mit Hilfe und unter Beobach¬ 
tung des Verfassungsschutzes (VS). So 
konnte sich unter den Augen des VS 
und tatkräftiger Unterstützung eines 
V-Mannes die Neonazi-Szene in Solin¬ 
gen vernetzen. Herbert Schedlbauer 



Gemeinsam gegen Rassismus und Faschismus.Transparent der SDAJ und DKP auf der Solinger Demonstration. 


Die unglaublich kurze Wegstrecke vom Hitlerjungen 

Salomon bis Solingen 

Konzert zum 20. Jahrestag des Brandanschlages 


Menschen auch an lebendigem Leibe 
zu verbrennen, gehört zum Terrorregis¬ 
ter alter und neuer Rassisten. Sally Pe¬ 
rei, der den Holocaust als „Hitlerjunge 
Salomon“ überlebte, berichtete bei der 
Gedenkveranstaltung der VVN-BdA in 
Solingen von dem Mord an dem 17 Jah¬ 
re alten Hans Marburger aus Peine, der 
1938 bei der Pogromnacht erschossen 
und dann in der Synagoge verbrannt 
wurde. In diese Mordserie reihte sich 
am 29. Mai 1993 der Brandanschlag auf 
das Haus der Familie Gene ein, bei dem 
drei Kinder und zwei Erwachsene ihr 
Leben verloren. Mehr als 180 Menschen 
wurden seitdem aus rassistischen Mo¬ 
tiven in Deutschland ermordet. In den 
letzten zehn Jahren waren es die zehn 
Opfer der Nazibande NSU, die unter 
den Augen des Inlandsgeheimdienstes 
„Verfassungsschutz“ ermordet wurden. 
Die Schlussfolgerung, die Günter Bi- 
schoff bei der Begrüßung für die VVN 
und Bürgermeisterin Friedrike Sino- 
wenka in ihrem Grußwort für die Stadt 
Solingen formulierten, war ein überein¬ 


stimmendes Bekenntnis „für eine Welt 
ohne Nazis und Rassisten“. Sally Perei 
bezeichnete „Solingen“ als Symptom, 
das Alarm auslöse und Respekt und To¬ 
leranz einfordere. Den fehlenden Men¬ 
schenrechten zwischen 1933 und 1945 
stellte er die Forderung nach universel¬ 
ler Freiheit und Gleichheit der Men¬ 
schen entgegen. Um dieses Ziel zu er¬ 
reichen, sei entschlossener Widerstand 
nötig. Sein Appell: „Vereinigt Euch im 
Kampf gegen den Faschismus!“ So kön¬ 
ne Solingen eine Festung des Friedens 
und der Demokratie werden. 

Wie dieser Kampf aussehen müsse, 
skizzierte Günter Bischoff, indem er 
den fremdenfeindlichen Mainstream 
bei CDU-Politikern und Neonazis 
charakterisierte. Ihre Parolen lauteten 
„Das Boot ist voll“ und „Sozialschma¬ 
rotzer und Scheinasylanten ausweisen“. 
Flankierend wurde das Asylrecht be¬ 
schnitten; die Polizei sah weg, griff nicht 
ein wie bei dem Brandanschlag in Ros- 
tock-Lichtenhagen. Die V-Leute des 
Inlandsgeheimdienstes „Verfassungs¬ 


schutz“ lieferten Geld und sicherten die 
Logistik ab, so dass der NSU-Untersu- 
chungsausschuss des Deutschen Bun¬ 
destages zu einem eindeutigen Urteil 
kam: Totales Versagen. Dennoch wird 
auf den „Dienst“ nicht verzichtet. Bun¬ 
desinnenminister Hans-Peter Friedrich 
(CSU) und die Länderinnenminister 
von CDU und SPD wollen ihn „refor¬ 
mieren“, streiten sich aber jetzt schon 
darüber, wie die Kompetenz der in¬ 
kompetenten Inlandsnachrichtendiens¬ 
te gehandhabt werden soll. 

Bischoff unterstrich abschließend die 
Forderungen der VVN-BdA: Auflö¬ 
sung des Verfassungsschutzes, Verbot 
der NPD, Aufklärung aller Verbindun¬ 
gen zwischen Geheimdiensten und 
Neonazis, Stopp der Hetze gegen Asy¬ 
lanten und Menschen mit Migrations¬ 
hintergrund sowie keine finanziellen 
Kürzungen bei Antirassismus-Projek¬ 
ten. Dietmar Gaida vom „Solinger Ap¬ 
pell“ warb dafür, sich bei den nächsten 
Aktionen gegen Fremdenfeindlichkeit 
zu engagieren. 


Die Chemnitzer Gruppe „Quijote“ 
griff den politischen Faden auf und 
setzte ihn meisterhaft musikalisch um. 
Ihr Ausgangspunkt: der Schwur der 
Häftlinge von Buchenwald. Der musi¬ 
kalische Schwerpunkt: Mikis Theodo- 
rakis. Ergreifend: die Beiträge aus dem 
Mauthausen-Zyklus. Der Höhepunkt: 
Auszüge aus dem „Canto General“. In 
jeder Weise musikalisch überzeugend: 
Sabine Kühnrich (Gesang, Querflö¬ 
te), Ludwig Streng (Gesang, Piano) 
und Wolfram Henning-Ruitz (Gesang, 
Gitarre, Saxophon). Der Beifall - ein 
Problem: nach einzelnen Stücken zu¬ 
rückhaltend, denn auf Traurigkeit mag 
man nicht recht mit Klatschen reagie¬ 
ren. Für die musikalische Leistung: hef¬ 
tig und anhaltend. 

Der 20. Jahrestag des Mordanschlages 
in Solingen - ein analytisch, künstleri¬ 
scher Blick zurück. 

Eine Bestandsaufnahme für die Ge¬ 
genwart. Eine Herausforderung für 
die Zukunft. 

Uwe Koopmann 


Bottroper Volksbegehren für Freibad 

DKP organisiert Widerstand gegen Schließung 


Mit einem Bürgerentscheid kämpfen 
Bottroper Bürgerinnen und Bürger für 
die Erhaltung ihres einzigen Freibades 
in der Stadt. Die Streichung aller städti¬ 
schen Gelder für das Stenkhoffbad war 
Bestandteil der städtischen Streichor¬ 
gie, um die Auflagen der SPD/Grü- 
nen-Landesregierung in NRW für den 
sogenannten „Stärkungspakt Stadt¬ 
finanzen“ zu erfüllen. Bis 2021 sollen 
100 Millionen Euro städtische Gel¬ 
der durch Streichungen bzw. Kürzun¬ 
gen bei Bildung, Soziales, Kultur und 
Sport „eingespart“ werden. Es ist der 
untaugliche Versuch, durch Zerstörung 
der kommunalen Infrastruktur die Be¬ 
dingungen des EU-Fiskalpaktes auf die 
Städte zu übertragen. 

Die DKP-Fraktion hatte im letzten 
Sommer als erstes die Streichliste der 
Stadtverwaltung veröffentlicht und 
entschiedenen Widerstand dagegen 
angekündigt. Nach Einschätzung der 
DKP war ein erfolgreicher Widerstand 
bei den über 300 Einzelmaßnahmen 
des „Stärkungspaktes“ am besten bei 
der Forderung nach Erhaltung des be¬ 


liebten Familienbades gegeben. DKP- 
Ratsherr Michael Gerber begann so¬ 
fort mit einer Unterschriftensammlung 
und rief zur Gründung einer Bürgerin¬ 
itiative auf. Die Unterschriftensamm¬ 
lung wurde von der Bürgerinitiative 
fortgesetzt und wurde innerhalb weni¬ 
ger Wochen von 15 000 Bürgern unter¬ 
stützt. Der Rat der Stadt ignorierte den 
Bürgerprotest und beschloss die Strei¬ 
chung der Gelder für das Freibad sowie 
die weiteren angekündigten Kürzungen 
und Gebührenerhöhungen. 

Gegen diesen Beschluss des Rates hat 
die Bürgerinitiative ein offizielles Bür¬ 
gerbegehren eingeleitet und dafür mo¬ 
bilisiert. Einer der drei Sprecher des 
Bürgerbegehrens ist DKP-Ratsherr 
Michael Gerber. Die notwendigen Un¬ 
terschriften für das Bürgerbegehren 
wurden schnell erreicht. Es kamen dop¬ 
pelt so viele Unterschriften zusammen 
wie notwendig. Im März lehnte der Rat 
gegen die Stimmen von DKP, Grünen 
und der PDL das Bürgerbegehren ab. 
Erstmals gibt es jetzt in Bottrop einen 
Bürgerentscheid. Die Verwaltung hat 


alle möglichen Hürden errichtet, um 
eine Stimmabgabe für die Erhaltung 
des Stenkhoffbades zu erschweren. 
So werden keine Stimmlokale in den 
Stadtteilen eingerichtet. Die Bürger 
sollen mit einer Briefwahl abstimmen. 
Der Stimmschein muss jedoch erst per 
Brief oder online beim Wahlamt ange¬ 
fordert werden. Die Bürgerinitiative 
und die DKP haben dies als Wahlbe¬ 
hinderung kritisiert. Nur im Rathaus 
und in einer Bezirks Verwaltungsstelle 
ist eine direkte Stimmabgabe möglich. 
In Leserbriefen und Stellungnahmen 
an die örtlichen Medien drücken die 
Bürger ihre Wut darüber aus, wie die 
Stimmabgabe beim Bürgerentscheid 
durch die Stadtverwaltung erschwert 
wird. 

Der Sport- und Bäderbetrieb hat zu¬ 
sätzlich vor wenigen Tagen in einem 
Schreiben an alle Sportvereine damit 
gedroht, dass bei einem erfolgreichen 
Bürgerentscheid weitere Gebühren¬ 
erhöhungen und Streichungen, be¬ 
sonders im Sportbereich notwendig 
werden. Die Stadtspitze ist durch die 


hohe Beteiligung am Bürgerentscheid 
alarmiert und versucht, das Ergebnis 
in ihrem Sinne zu beeinflussen. Die 
DKP und die Bürgerinitiative haben 
dieses Schreiben als unzulässige Dro¬ 
hung und Einschüchterung scharf ver¬ 
urteilt. 

Die DKP-Stadtzeitung Bottroper Noti¬ 
zen wurde im Mai in einer Auflage von 
35 000 an die Haushalte verteilt. Eben¬ 
so zahlreiche Nachbarschaftsbriefe und 
Flugblätter. Bis zum 9. Juni finden fast 
täglich Informationsstände der DKP 
und der Bürgerinitiative statt. Um den 
Bürgern die Stimmabgabe zu erleich¬ 
tern, werden an den Informationsstän¬ 
den für die Wahlberechtigten online die 
Stimmzettel beantragt. Am wirkungs¬ 
vollsten sind die tausende persönli¬ 
chen Gespräche auf den Marktplät¬ 
zen und an den Informationsständen. 
Der Straßenwahlkampf der DKP wur¬ 
de von Klaus dem Geiger stimmungs¬ 
voll unterstützt. Am 1. Juni findet im 
Stenkhoffbad ein Solidaritätskonzert 
statt. Der bekannte Bottroper Kabaret¬ 
tist Ludger Stratmann unterstützt mit 


Das Problem 
heißt Rassismus! 

Unter diesem Motto fand am 25. 05. eine 
Demonstation zum 20. Jahrestag des 
Brandanschlags in Solingen statt, die nur 
eine von vielen Veranstaltungen und De¬ 
monstrationen war. Am 29. Mai 1993 star¬ 
ben in Solingen 5 Mitglieder der Familie 
Geng bei einem rechtsextremen Brand¬ 
anschlag. Beinahe zeitgleich wurde durch 
die sogenannte Drittstaatenregelung das 
Grundrecht auf Asyl in Deutschland fak¬ 
tisch abgeschafft. 

Um die 2 000 Menschen sind aus Solingen 
und anderen Städten aus ganz Deutsch¬ 
land an diesem Tag in Solingen auf die 
Straße gegangen um gegen Rassismus 
und Faschismus ein Zeichen zu setzen und 
zu zeigen, dass Solingen bunt statt braun 
ist. Sie kämpfen dafür, dass so etwas nie 
wieder passiert. Es waren viel mehr Teil¬ 
nehmer, als die Veranstalter und die Po¬ 
lizei erwartet hatten. Der eindrucksvolle 
Demonstrationszug zog vom Südpark aus 
über die Hauptstraße weiter zum Ort des 
Anschlags. Dort legte man eine Schweige¬ 
minute ein, bevor es weiter zur Abschluss¬ 
kundgebung ging. 

In den Reden, die u.a. vom Veranstalter, 
dem „Solinger Appell“, der alevitischen 
Kulturgemeinde, der WN-BdA gehalten 
wurden, wurde immer wieder betont, dass 
wir für ein friedliches Miteinander der Kul¬ 
turen sind und uns nicht durch rechte Pa¬ 
rolen spalten lassen.Es wurde auch betont, 
dass es nicht nur deutsche Nazis gibt, son¬ 
dern auch türkische, ja in beinahe jedem 
Land. Anlass war, dass es am Anfang eine 
Provokation türkischer Faschisten gab, die 
die Polizei zum Glück schnell verwiesen 
hat. Immer wieder wurde auf die heuti¬ 
ge Situation aufmerksam gemacht, dass 
seit 20 Jahren über 180 Menschen durch 
rechtsextreme Gewalttaten ums Leben 
gekommen sind und vor allem die NSU- 
Morde zeigen, dass der Verfassungsschutz 
nicht nur nichts dagegen unternimmt, son¬ 
dern sogar Teil des Ganzen ist. Deshalb ge¬ 
hört er aufgelöst und durch Projekte gegen 
Rechtsextremismus ersetzt. 

Ansonsten verlief die Demonstration fried¬ 
lich von Seiten der Polizei und der Teilneh¬ 
mer. Es bleibt dabei: Wir brauchen endlich 
ein Verbot der NPD und der anderen fa¬ 
schistischen Organisationen nach Artikel 
139 des Grundgesetztes. Wir brauchen 
mehr Aufklärung in Bildungseinrichtun¬ 
gen, vor allem in Schulen. Wir brauchen 
Förderprojekte gegen Rassismus und nicht 
deren Kürzung. 

Wir haben an diesem Tag gezeigt, was 
Sally Perei, bekannt als der „Hitlerjunge 
Salomon“ einen Tag vorher bei einem Kon¬ 
zert der VVN-BdA zum 20. Jahrestag ge¬ 
sagt hat: „Solingen muss immer Festung 
der Demokratie und des Friedens sein.“ 
Vor allem zu uns Jugendlichen hat er ge¬ 
sagt: „Sagt: Wir sind die deutsche Jugend, 
nicht ihr [Faschisten]!“ 

Wir werden weiterhin mit allen demokra¬ 
tischen Kräften dafür sorgen! 

Marcel, Solingen 


seinem Auftritt das Solidaritätskonzert 
und den Bürgerentscheid. 

In einem Aufruf der DKP zur Teilnah¬ 
me am Bürgerentscheid heißt es: „ Mit 
dieser Form der direkten Demokra¬ 
tie wird ein neues Kapitel in Bottrop 
aufgeschlagen. Dies ist ein Signal, dass 
sich Engagement und Widerstand ge¬ 
gen Entscheidungen des Rates lohnen 
kann. Wir brauchen eine lebendige 
Kultur des Widerstandes gegen solche 
unsozialen Entscheidungen des Rates!“ 
Mit einem erfolgreichen Bürgerent- 
scheid wird nicht nur das Freibad geret¬ 
tet. Es ist Ausdruck einer wachsenden 
Stimmung gegen die Streichungsorgie 
zu Lasten der arbeitenden Menschen 
und der kleinen Leute. Für die Unter¬ 
stützung des Finanzkapitals werden 
Milliarden Euro bereitgestellt. Die 
Folge ist eine systematische Zerstörung 
der sozialen Infrastruktur der Kommu¬ 
nen. Hier ist die DKP gefordert, Wider¬ 
stand der Betroffenen zu organisieren. 
Eine DKP-Fraktion im Rat ist dabei 
eine wirksame Hilfe. 

Michael Gerber 
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EU-Wahl am 25. Mai 2014 


Das EU-Parlament hat am 22. Mai dar¬ 
über abgestimmt, dass die nächste EU- 
Wahl am 22.-25. Mai 2014 stattfinden 
soll. Der ursprünglich vorgesehene Ter¬ 
min vom 5-8. Juni wäre auf das Pfingst- 



wochenende gefallen. Die EU-Oberen 
befürchteten, dass dies negative Folgen 
für die Wahlbeteiligung gehabt hätte, 
die bei den letzten Wahlen sowieso 
schon ständig zurückgegangen war. Bei 
der letzten Wahl 2009 war ein histori¬ 


scher Tiefpunkt von nur noch 43 Pro¬ 
zent erreicht worden, das niedrigste 
Ergebnis seit der Einführung der Di¬ 
rektwahl des EU-Parlaments 1979. Von 
den beiden stärksten Formationen im 
EU-Parlament, der konservativ-rech¬ 
ten „Europäischen Volkspartei“ (EVP) 
und der „Sozialdemokratischen Partei 
Europas“ (SPE) wird geplant, für den 
kommenden Wahlkampf jeweils einen 
Spitzenkandidaten für das Amt des 
EU-Kommissionspräsidenten zu no¬ 
minieren, der im Wahlkampf dann in 
möglichst vielen EU-Staaten auftreten 
und der Wahl damit zu einem stärker 
„europäischen“ Anstrich verhelfen soll. 
Die Erfinder hoffen, damit ein größe¬ 
res Interesse für die EU-Wahl erzeu¬ 
gen und mehr Wählerinnen und Wähler 
zum Gang an die Wahlurnen bewegen 
zu können. Der Wahltermin muss aller¬ 
dings endgültig noch vom EU-Minis- 
terrat offiziell gebilligt werden, was für 
Juni vorgesehen ist. 


Wir wollen keine Killer-Drohnen 


Trotz weltweit wachsender Kritik an 
den gezielten Tötungen durch militäri¬ 
sche Drohnen der USA entwickelt die 
NATO ein Projekt zur Herstellung von 
Drohnen mit der Bezeichnung „Glo¬ 
bal Hawk“. Dieses Programm, an dem 
neben den NATO-Staaten Bulgarien, 
Deutschland, Estland, Italien, Lett¬ 
land, Norwegen, Rumänien, Slowakei, 
Tschechien und den USA auch Luxem¬ 
burg beteiligt ist, kostet die Steuerzah¬ 
ler mindestens drei Milliarden Euro. 
Nach dem unrühmlichen Ende des 
vor allem von Deutschland betriebe¬ 
nen Projekts „Euro Hawk“ mehren 
sich selbst im bürgerlichen Lager die 
Stimmen, die eine Beendigung auch 
der Entwicklung der NATO-Drohnen 
fordern. 

Die KPL hat sich von Beginn an ge¬ 
gen dieses Projekt ausgesprochen. Mi¬ 
litärische Drohnen bringen nicht mehr 
Sicherheit, sondern Tod und Verder¬ 
ben. Die Einsätze dieser Raubvögel 
zu gezielten Tötungen in Pakistan, in 
Afghanistan, im Jemen und anderswo 


verletzen das Völkerrecht. Die von den 
Drohnen abgefeuerten Raketen töten 
immer mehr am Kriegsgeschehen un¬ 
beteiligte Kinder, Frauen und Männer. 
Daran ändert sich auch nichts, wenn die 
Opfer der Killerdrohnen nachträglich 
in den Medien als „mutmaßliche Ter¬ 
roristen“ bezeichnet werden. 

Das Geld für die Entwicklung, den Un¬ 
terhalt und die Einsätze der Drohnen 
sollte besser für soziale Programme, 
vor allem für die Bekämpfung der gras¬ 
sierenden Jugendarbeitslosigkeit einge¬ 
setzt werden, statt junge Menschen im 
lautlosen Töten am Computer auszu¬ 
bilden. 

Die KPL fordert die Regierung auf, 
unverzüglich einen Beschluß zum Aus¬ 
stieg Luxemburgs aus dem Drohnen¬ 
programm zu fassen und auch die an¬ 
deren beteiligten Länder zur Aufgabe 
des Programms zu bewegen. 
Mitgeteilt von der Kommunistischen 
Partei Luxemburgs (KPL) 

Esch/Alzette, den 24. Mai 2013 


Ein „neuer Anfang“ mit 
der „Progressive Alliance“? 

SPD auf Spaltungskurs gegen die Sozialistische Internationale 



I n den Medien kaum wahrgenom¬ 
men, hat sich am Rand der von 
der SPD veranstalteten Feier zum 
150. Jahrestag der Gründung des „All¬ 
gemeinen Deutschen Arbeitervereins“ 
(ADAV), den sie als ihr Gründungsda¬ 
tum beanspruchte, ein Vorgang voll¬ 
zogen, der zu einer offenen Spaltung 
der „Sozialistischen Internationale“ 
(SI) führen könnte. Auf Einladung 
der SPD-Spitze kamen die Vertre¬ 
ter von rund 70 sozialdemokra¬ 
tischen Parteien aus aller Welt 
am Rand der 150-Jahrfeier in 
Leipzig zusammen, um eine 
neue internationale Organisa¬ 
tion aus der Taufe zu heben, die 
sich „Progressive Alliance“ 
nennt. Man wolle damit 
auf internationaler Ebe¬ 
ne „einen neuen Anfang 
wagen“ verkündete SPD- 
Chef Sigmar Gabriel. 

Dahinter steht, wie in ver 
schiedenen Presseberichten 
zu lesen war, ein schon länger 
schwelender Streit zwi¬ 
schen der SPD-Spitze 
und der Führungsspitze 
der Sozialistischen Inter¬ 
nationalen unter Vorsitz 
des griechischen PASOK- 
Chefs Papandreou. Die SPD- 
Spitze, besonders Gabriel, 
warf der Sl-Spitze in verschie¬ 
denen öffentlichen Äußerun¬ 
gen vor, dass sie sich als un¬ 
fähig erwiesen habe, wirkungsvolle 
Stellungnahmen oder Aktivitäten zu 
akuten weltpolitischen Problemen und 
Konflikten wie etwa der internationa¬ 
len Finanzkrise zu entwickeln. Zu den 
Kritikpunkten gehörte auch, dass die 
SI den Parteien der gestürzten Diktato¬ 
ren Ben Ali in Tunesien und Mubarak 
in Ägypten erst nach deren Sturz die 
Mitgliedschaft in der SI abgesprochen 
habe. Außerdem toleriere die Sl-Spitze 
immer noch die Mitgliedschaft ähnli- 


die Reihen zu schließen und sie zu fes¬ 
tigen“. 

Offensichtlich hatte Papandreous Auf¬ 
ruf zur Geschlossenheit bei der SPD- 
Spitze aber wenig Eindruck gemacht. 
In manchen Berichten wird allerdings 
auch angedeutet, dass es bei dem Vor¬ 
gang um wesentlich größere Differen¬ 
zen und tiefer liegende Motive ge¬ 
hen könnte, als in den oben genann¬ 
ten Kritikpunkten erkennbar ist. Es 
sei vermutlich kein Zufall, dass die in 
Leipzig gegründete neue „Progressive 
Alliance“ im Unterschied zur „Sozia¬ 
listischen Internationale“ die Bezeich¬ 
nung „sozialistisch“ nicht mehr im 
Namen führt. Wie verlautet, soll damit 
auch Parteien wie der Demokratischen 
Partei der USA und der indischen 
Kongresspartei die Mitwirkung er¬ 
möglicht werden, die mit „Sozialismus“ 
und der Traditionslinie der internati¬ 
onalen Sozialdemokratie nichts 
zu tun haben und auch nichts zu 
tun haben wollen. Die von der 
SPD-Führung initiierte Neugrün¬ 
dung der „Progressiven Alliance“ 
könnte also die Gründung einer 
weniger in dieser Tradition veran¬ 
kerten, weniger von „linken“ Strö¬ 
mungen in der Sozialdemokratie 
und auch weniger von Kräften aus 
den ehemaligen nationalen Befrei¬ 
ungsbewegungen beeinflussten in¬ 
ternationalen Konkurrenzorganisation 
zur SI bedeuten, die zugleich auch ein 
weiteres Abrücken der SPD-Spitze von 
den Begriffen „Sozialismus“ und „sozi¬ 
alistisch“ verdeutlicht. Übrigens deutet 
darauf auch die Inanspruchnahme des 
Jubiläums der ADAV-Gründung vor 
150 Jahren als Gründungsdatum der 
SPD hin. Denn in Lassalles 1862 ver¬ 
fasstem „Arbeiterprogramm“, das die 
ideologische Grundlage für die Grün¬ 
dung des ADAV war, ist das Wort „So¬ 
zialismus“ als Ziel der Arbeiterbewe¬ 
gung nicht in einem einzigen Satz zu 
finden. G. P. 


kretär Luis Ayala haben sich in einem 
am 19. Mai veröffentlichten offenen 
Brief vehement gegen diese Vorwürfe 
gewehrt und die SPD-Spitze ihrerseits 
der Verbreitung falscher und verleum¬ 
derischer Behauptungen und Argu¬ 
mente beschuldigt. 

In einer Zeit der Krise in Europa, unter 
der alle noch leiden, sei es bedauerlich, 
dass die Führung der deutschen Mit¬ 
gliedspartei versuche, „die weltweite 
progressive Bewegung zu spalten, statt 


eher „dubioser Parteien“ wie der in An¬ 
gola regierenden MPLA („Nationale 
Befreiungsbewegung Angolas“) oder 
der Sandinistischen Nationalen Befrei¬ 


ungsfront (FSLN) von Staatspräsident 
Daniel Ortega in Nikaragua. 

Der SI-Vorsitzen¬ 


de Papandreou 
und sein 


Gene- 


ralse- 


Rechte Gewalt gegen 
Immigranten in Russland 

Problematische Unterschriftenkampagne der KPRF 



Aufmarsch russischer Nationalisten mit rassistischen Parolen in Moskau 
(November 2012). 

Neonazis und andere Ultrarechte schrecken - wie die erschreckende Bilanz von 
542 Morden aus rassistischer Motivation oder an politischen Gegnern begangen 
seit 2004 zeigt - auch vor Überfällen und Mord nicht zurück. 


700 Zivilisten entführt 

Die westkurdische Nachrichtenagen¬ 
tur Hawarnews (ANHA) vermeldete 
in den Abendstunden des 27.5. dass be¬ 
waffnete Gruppen, die zur Freien Syri¬ 
schen Armee (FSA) gehören, im Nor¬ 
den Syriens mehr als 700 kurdische 
Zivilisten entführt haben. Die Entfüh¬ 
rung ereignete sich auf der Strecke zwi¬ 
schen Aleppo und Afrin. 

Die entführten Zivilisten werden in 
Marei, einem Vorort von Aleppo, fest¬ 
gehalten. Marei befindet sich unter 
der Kontrolle der islamistischen Liva 
el Tevhid Brigaden. Gemeldet wurde, 
dass die Entführten im Keller eines Ge¬ 
bäudes eingesperrt sind, wo sie Folter 
ausgesetzt sind und kaum Essen und 
Trinken bekommen. 

Bereits seit dem 24. Mai sind in Af¬ 
rin bewaffnete Auseinandersetzungen 
zwischen den kurdischen Volksvertei¬ 
digungseinheiten (YPG) und bewaff¬ 
neten Gruppen ausgebrochen. 

Auch in der Nähe der westkurdischen 
Grenzstadt Ras al-Ain kam es am 
26. Mai zu einem Angriff auf einen 
Stützpunkt der YPG durch eine FSA- 
Gruppe. Die Gruppe mit dem Namen 
Cebhet El-Nesra hat bei dem Angriff in 
dem Dorf Til Xelaf zwei Mitglieder der 
YPG entführt und unter Einsatz von 
Folter ermordet. 

Auf ein Dorf bei Afrin wurde am ver¬ 
gangenen Samstag ein Anschlag verübt. 
Hinter dem Anschlag sollen radikal is- 
lamistische und kurdische Gruppen 
stecken. 

Verschiedene Gruppen, die sich unter 
dem Dach der Freien Syrischen Armee 
bewegen, haben am 25. Mai das Dorf 
Akibiye bei der Stadt Afrin angegrif¬ 
fen. Es kam zu heftigen Auseinander¬ 
setzungen mit den Volksverteidigungs¬ 
einheiten YPG. Es gibt Informationen, 
dass mindestens eine der Gruppen von 
der Türkei gegen die Kurden unter¬ 
stützt wird, und sogar mit dieser Ab¬ 
sicht gegründet worden ist. 


Nach wie vor ist die Zahl der von Neo¬ 
nazis und anderen Ultrarechten began¬ 
genen Gewalttaten in Russland er¬ 
schreckend hoch. Seit 2004 wurden von 
ihnen 542 Morde aus rassistischer Mo¬ 
tivation oder gegen politische Gegner 
begangen. Den Höhepunkt erreichte 
die rechte Gewaltwelle 2008 mit 116 
Morden. Aber auch im vergangenen 
Jahr waren wieder 19 Morde zu bekla¬ 
gen. Am stärksten richtet sich die rech¬ 
te Gewalt gegen Immigranten aus den 
ehemaligen mittelasiatischen Sowjet¬ 
republiken oder russische Staatsbürger 
aus der Kaukasusregion. 

Wie soziologische Umfragen belegen, 
distanzieren sich die meisten Menschen 
in Russland zwar von den Mord- und 
anderen Gewalttaten der Ultrarechten, 
deren rassistische Parolen fallen aber 
bei einem erschreckend hohen Pro¬ 
zentsatz der Bevölkerung auf einen 
günstigen Boden. So zeigten Umfra¬ 
gen des Lewada-Instituts folgende Er¬ 
gebnisse: Rund 67 Prozent der Bevöl¬ 
kerung stimmen der Parole zu, „Immi¬ 
granten nehmen den Russen die Arbeit 
weg“ und 56 Prozent der Parole „Russ¬ 
land den Russen“. Darüber hinaus be¬ 
fürworten 83 Prozent die strikte „De¬ 
portation“ von illegalen Einwanderern 
und 61 Prozent eine deutliche Reduzie¬ 
rung der Immigration nach Russland. 
Da muss es mehr als Unverständnis 
hervorrufen, wenn die KPRF anstatt 
eine Verschärfung der Gesetzgebung 
gegen die Ultrarechten zu fordern und 
auf die beängstigenden fremdenfeind¬ 
lichen Stimmungen in der Bevölke¬ 
rung mit einer Aufklärungskampag¬ 


ne im Geist des proletarischen Inter¬ 
nationalismus zu reagieren, jetzt eine 
Unterschriftenaktion für Gesetzesän¬ 
derungen zur Einschränkung der Ar¬ 


beitsimmigration aus den mittelasiati¬ 
schen Republiken gestartet hat. Ge¬ 
fordert wird erstens die Einführung 
der Visapflicht für Arbeitsimmigran¬ 


ten insbesondere aus Tadschikistan, 
Usbekistan und Kirgisien. Zweitens 
wird gefordert, dass Unternehmen, 
die Migranten beschäftigen, für diese 
statt bisher Versicherungsbeiträge in 
Höhe von 26 Prozent der Lohnsumme 
56 Prozent zahlen sollen. Dies werde, 
so heißt es „die Rechte der russischen 
Bürger auf einen Arbeitsplatz beför¬ 
dern, die Attraktivität der Beschäfti¬ 
gung ausländischer Arbeitskräfte sen¬ 
ken, die Arbeitgeber dazu stimulieren, 
die Arbeitsplätze russischen Bürgern 
zur Verfügung zu stellen und zusätz¬ 
lichen Schutz für den nationalen Ar¬ 
beitsmarkt bedeuten“. 

Begründet wird all dies von der KPRF 
mit einer angeblich immer höheren 
Verbrechensrate der Arbeitsimmi¬ 
granten, einem mit den Arbeitsmi¬ 
granten verbundenen wachsenden 
Heroinzustrom aus Afghanistan, der 
die Gesundheit des russischen Volkes 
vergifte sowie dem bereits genannten 
Argument, dass die Immigranten den 
Russen massenhaft die Arbeitsplätze 
wegnehmen. 

Wenn es in dem Aufruf zur Unter¬ 
schriftensammlung heißt, dass ein an¬ 
geblich bestehendes Rechtsvakuum in 
Bezug auf die Immigration (das durch 
schärfere Gesetze ausgefüllt werden 
soll) „zur Eskalation von Konflikten 
auf nationaler Basis, zu Extremismus, 
Gewalt, Raub, Korruption, Diskrimi¬ 
nierung der Stammbevölkerung bei 
der Arbeitssuche, zur Vergrößerung 
des Rauschgiftproblems und zur Ver¬ 
breitung von Krankheiten“ führe, so 
werden praktisch die Opfer von Ex¬ 
tremismus und Gewalt zu Tätern ge¬ 
macht. 

Dass eine solche Politik der KPRF 
bei anderen kommunistischen Partei¬ 
en Verständnis findet, wird die KPRF 
nicht erwarten können. 

Willi Gerns 
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Einheitsfront herstellen 

Was der Streik der griechischen Lehrer/innen gezeigt hat 


Für bessere Zusammenarbeit 

DKP-Gespräch mit der KKE 


D ie griechische Regierung, beste¬ 
hend aus konservativer ND, so¬ 
zialdemokratischer PASOK und 
den „demokratischen Sozialisten“ der 
DIMAR, hat wieder zugeschlagen, ge¬ 
gen die Daseinsrechte der arbeitenden 
Klasse, der Rentnerlnnen und lernen¬ 
den Jugend, getreu den staatsmonopo¬ 
listischen Vorgaben der Troika aus EU- 
Kommission, EZB und IWF. 

Streichen, kürzen - Ausverkauf 

Das griechische Parlament hat erneut 
die Streichung tausender Stellen im 
öffentlichen Dienst und weitere um¬ 
fangreiche Kürzungsmaßnahmen ge¬ 
billigt. 168 Abgeordnete des 300 Mit¬ 
glieder starken 
Parlaments 
stimmten zu. 

Sie ermächtig¬ 
ten die Sama¬ 
ras-Regierung 
15 000 Stellen¬ 
entlassungen 
bis Ende 2014 
durchzusetzen. 

In diesem Jahr 
wären davon 
4 000 Staats¬ 
bedienstete 
betroffen, bis 
Ende 2014 wei¬ 
tere 11 000. 

Zudem sollen 
die Lehrerin¬ 
nen der Mit¬ 
tel- und Ober¬ 
stufen zu zwei 
Unterrichts¬ 
stunden mehr 
in der Woche 
verpflichtet 
werden. Da¬ 
durch hofft die Regierung, zum Ende 
des Schuljahres mehrere tausend saiso¬ 
nale Lehrer auf Dauer rausschmeißen 
zu können. Etwa 1 000 der 10 000 Lehr¬ 
kräfte werden sich in ihrer Lebenspla¬ 
nung darauf einrichten müssen. Sie 
wurden bislang jedes Jahr zum 15. Juni 
arbeitslos in die „Sommerpause“ ge¬ 
schickt, um am 15. September zum 
Schuljahresbeginn auf Wiedereinstel¬ 
lung hoffen zu können. 

Ein Schlag ins Gesicht aller Betroffe¬ 
nen, die nun die derzeit auf 27 Prozent 
angestiegene Arbeitslosenrate weiter 
verschärfen werden. Unter den griechi¬ 
schen Jugendlichen bis 24 Jahre kann 
inzwischen nur noch jeder dritte mit 
einer beruflichen Perspektive rechnen. 
Das nationale Statistikamt ELSTAT 
gab vor wenigen Tagen die Arbeits¬ 
losenrate mit 64,2 Prozent an gegen¬ 
über den ohnehin rekordverdächtigen 
54,1 Prozent ein Jahr zuvor. 

Lehrer machen mobil 

Die Lehrerdachgewerkschaft OLME, 
von den Gewerkschaftsfraktionen der 
Regierungsparteien PASKE (PASOK) 
und DAKE (ND) dominiert, kündigten 
für die Tage der Oberstufen-Abschluss¬ 
prüfungen, die am 20. Mai beginnen 
sollten, in den Schulen landesweite 
Streiks an, was den kleinen klassenbe¬ 
wussten Teil der Lehrerschaft, der bei 
den vielen Streikaktionen der vergan¬ 
genen Jahre im ganzen Land stets die 
Arbeit niedergelegt hatte, verwunderte. 
Die SYRIZA-Vertreter hatten im Füh¬ 
rungsgremium der OLME den Streik¬ 
beschluss unterstützt, allerdings eine 
Urabstimmung der Lehrerinnen ver¬ 
langt. Der Vertreter der klassenbe¬ 
wussten Gewerkschaftsfront PAME 
erklärte - wie stets zuvor - die unab¬ 
dingbare Streikorientierung seiner Ge¬ 
werkschaft angesichts der „Barbarei“ 
der alten und neuen Maßnahmen. Al¬ 
lerdings forderte PAME, nicht nur die 
partikularen Interessen der Lehrerin¬ 
nen zu betonen, sondern den Kampf 
auf die gesamte Misere der Bildungs¬ 
politik und darüberhinaus auf die In¬ 
teressen der gesamten Arbeiterklasse 
zu konzentrieren. 

Die Dachgewerkschaft ADEDY (Öf¬ 
fentlicher Dienst) hatte parallel zu 
Streikaktionen in den öffentlichen 
Verwaltungen für den 14.5. aufgeru¬ 
fen. PAME sah darin und in den Tagen 
danach die Möglichkeit, die Mobilisie¬ 


rung des Lehrerstreiks auf eine breitere 
Basis zu stellen. Hatten sich doch gera¬ 
de die Lehrerinnen kaum an den vielen 
Streik-Aktionen der Vergangenheit be¬ 
teiligt, abgesehen von den der PAME 
folgenden Kollegenlnnen. 

Als habe sie nur auf einen geeigneten 
Zeitpunkt gewartet, erließ die griechi¬ 
sche Regierung umgehend an alle Leh¬ 
rerinnen der Mittel- und Oberschulen 
eine Dienstverpflichtung, die eine Teil¬ 
nahme an den geplanten Streiks krimi¬ 
nalisierte, Streikende mit Festnahme, 
Geld- oder Gefängnisstrafe sowie der 
fristlosen Entlassung bedrohte. Diese 
Epistratefsi (Wehrdienstverpflichtung) 
hat im Briefkopf den Stempel der grie¬ 


chischen Polizei. Sie folgt einer vom 
Parlament verabschiedeten Notverord¬ 
nung, die wesentliche Grundrechte au¬ 
ßer Kraft setzt, und in den vergangenen 
Monaten bereits bei den Beschäftigten 
der Athener Metro, den Seeleuten der 
Handels- und Personenschifffahrt und 
den Angestellten der Gemeinden voll- 
streckt wurde. 

Partikulare Interessen 
und Cesamtinteresse 

Die den Klasseninteressen der arbei¬ 
tenden Klasse folgende PAME erhöh¬ 
te in diesen Tagen ihre Mobilisierungs¬ 
aktivitäten und rückte die Probleme in 
den Schulen in den politischen Zusam¬ 
menhang 

★ mit den Entlassungen in allen Bran¬ 
chen, ob im öffentlichen oder privaten 
Sektor, 

★ mit dem Ausverkauf des griechi¬ 
schen Reichtums an das Monopolka¬ 
pital, 

★ mit der Ankündigung einer neuen 
Grundsteuer auf das Ackerland und 
vielem anderem mehr. 

PAME betonte unmittelbar nach der 
Streikankündigung und der ihr regie¬ 
rungsamtlich folgenden polizeilichen 
Dienstverpflichtung die Notwendig¬ 
keit, alle am Bildungsprozess Betei¬ 
ligten in die Streikvorbereitung einzu¬ 
beziehen. Die OLME-Führung hatte 
keinerlei Verbindungen mit den exis¬ 
tierenden Schüler/innen-Organisatio- 
nen und Elternverbänden vorgesehen. 
PAME erklärte hingegen die Solidari¬ 
tät aller im Schulsystem Betroffenen 
als Voraussetzung, die Angriffe auf das 
nationale Bildungsgefüge abzuwehren, 
seien es nun die Erhöhung der Wo¬ 
chenstundenzahl für Lehrer, die Klas¬ 
senfrequenzerhöhung, die Schließung 
bzw. Zusammenlegung von Schulen, 
die Mittelstreichungen sowie die mit 
all dem verbundenen Bildungsprivile¬ 
gien der herrschenden Klasse. 

Spyros, Mittelschullehrer und PAME- 
Mitglied, erklärte: „Ohne Eltern und 
Schüler in die Streikvorbereitung ein¬ 
zubeziehen, ist es nicht zu verantwor¬ 
ten, die Schüler um den Lohn ihrer Ar¬ 
beit zu bringen und ihren Abschluss zu 
gefährden.“ Schließlich werde die Re¬ 
gierung die Dienstverpflichtung, die 
auch bei ihm im Briefkasten landete, 
mit aller Gewalt durchsetzen, so die 
Streikaktionen kriminalisieren. Eva, 
eine Oberstufen-Lehrerin aus Amalia- 


da, ergänzte bei der Streikkundgebung 
am Dienstag nach dem Regierungsbe¬ 
schluss: „Nur die möglichst breiteste 
Beteiligung der Schüler- und Eltern¬ 
verbände kann es schaffen, dass mei¬ 
ne Schüler ihre Abschlüsse nicht ab¬ 
erkannt bekommen. Gleichzeitig wer¬ 
den wir die da oben so daran hindern, 
die polizeistaatlichen Maßnahmen zu 
ergreifen.“ 

Urabstimmung und 
Streikabsage 

Am gleichen Tag, besagtem Dienstag, 
fand die Urabstimmung in den Bezir¬ 
ken des Landes statt. Alle Mitglieder 
der OLME waren aufgerufen, an den 


bezirklichen Abstimmungsorten ihr 
Votum abzugeben. Über 90 Prozent 
der Kollegenlnnen votierten für Streik. 
Einen Tag später mobilisierte OLME, 
nun auch mit DOE, der Gewerkschaft 
der Grund- und Vorschulbeschäftigten, 
sowie mit Teilen der Eltern- und Schü¬ 
lerverbände zu Kundgebungen und De¬ 
monstrationen im ganzen Land. PAME 
beteiligte sich mit einem Aufruf an alle 
von der Krise Betroffenen. Vasilis von 
der Bauarbeitergewerkschaft konnte 
seinen subjektiven Ärger über OLME 
nicht verbergen: „Wo waren die Leh¬ 
rer denn, als wir bei den vielen Streiks 
der Vergangenheit unseren Kopf hinge¬ 
halten haben?!“ Das hält diesen klas¬ 
senbewussten Kollegen freilich nicht 
davon ab, konsequent die Reihen der 
Solidarität zu schließen. 

Die landesweiten Kundgebungen 
konnten die angeprangerten „barba¬ 
rischen“ Maßnahmen im Bildungsbe¬ 
reich durchaus öffentlichkeitswirksam 
anprangern. Demonstrativ verbrannten 
Lehrerinnen ihre Dienstpflicht-Verfü¬ 
gung. Was den Beteiligten gleichwohl 
bis dahin verborgen blieb, die Mehr¬ 
heit der OLME-Führung hatte den 
Streik längst abgeblasen. Sie erfuhren 
es umgehend aus den Nachrichtensen¬ 
dungen. 

Da die polizeistaatlichen Dienstver¬ 
pflichtungen bereits an alle Lehrerin¬ 
nen verschickt waren, mutmaßen nicht 
wenige Kollegenlnnen, die gewerk¬ 
schaftlichen PASKE- und DAKE-Ver- 
treter könnten ihren Parteioberen in 
der Regierung eine Vorlage geliefert 
haben, um schon mal für alle Fälle den 
Beschäftigten eine autoritäre Zwangs¬ 
jacke zu verpassen, so den Widerstand 
konterkarierend. Jedenfalls hatten die 
Gewerkschaftsfraktionen der OLME, 
die zuvor den Arbeitskampf in den ra¬ 
dikalsten Tönen propagierten, nach der 
Streikabsage ihre Basismobilisierung 
eingestellt. 

PAME rief im Gegenzug in der Wo¬ 
che der Abschlussprüfungen erneut 
mehrfach zu Kundgebungen auf, am 
Donnerstag, dem 23. Mai, mit Massen¬ 
demonstrationen in Athen und Thes¬ 
saloniki, um konsequent ihre Strategie 
weiter zu verfolgen, der Partikulari- 
sierung gegenzusteuern und die ver¬ 
schiedenen Zweige des Widerstandes 
in den Betrieben, den Gemeinden und 
der Straße zusammenzuführen. 

Udo Paulus 


Zu einem Gespräch mit dem Vorsit¬ 
zenden der DKP, Patrik Köbele, und 
dem Internationalen Sekretär, Gün¬ 
ter Pohl, kamen der Internationale 
Sekretär und Mitglied des Politbüros 
der Kommunistischen Partei Grie¬ 
chenlands, Giorgos Marinos mit einer 
Delegation nach Essen. Es entwickel¬ 
te sich ein lebhaftes Gespräch, in dem 
auch unterschiedliche Sichtweisen dis¬ 
kutiert wurden. 

Giorgos Marinos beglückwünschte die 
neue Führung der DKP zu den Ergeb¬ 
nissen des Parteitags und drückte sei¬ 
ne Erwartung für verbesserte Partei¬ 
beziehungen aus. Die DKP sei für die 
griechischen Kommunist/inn/en ein 
wichtiger Partner in Europa, mit der 
gemeinsame Initiativen zur Überwin¬ 
dung der Schwierigkeiten innerhalb 
der kommunistischen Bewegung wün¬ 
schenswert seien. Marinos bezeichnete 
die EU als zwischenstaatliche imperi¬ 
alistische Vereinigung im Dienst der 
Monopole. Die von der KKE 1961, 
zum Zeitpunkt der Assoziation des 
Landes an die damalige EG ausge¬ 
drückten Befürchtungen hätten sich 
bestätigt. Fortgesetzt gehe es um die 
Senkung der Lohnkosten bei gleich¬ 
zeitiger Intensivierung der Ausbeu¬ 
tung der Arbeiterklasse; davon seien 
alle Regelwerke vom Maastricht-Ver¬ 
trag bis hin zum Konzept „EU 2020“ 
durchzogen. Die europäischen Kom¬ 
munistischen Parteien sollten für Aus¬ 
wege und Perspektivensuche Initiati¬ 
ven ergreifen. 

Der kürzlich stattgefundene 19. Par¬ 
teitag der KKE habe die Loslösung 
von EU und NATO, eine Streichung 
der griechischen Schulden, die Verge¬ 
sellschaftung der Monopole die Über¬ 
legung einer „Arbeiter- und Volks¬ 
macht“ mit Zentralplanung mit dem 
Ziel des Sozialismus formuliert. In in¬ 
ternationalen Medien waren falsche 
Schlussfolgerungen aus den Debatten 
des Parteitags gezogen worden, so Gi¬ 
orgos Marinos. So seien „Auseinan¬ 
dersetzungen über die Bündnispoli¬ 
tik“ hervorgehoben worden, die es so 
nicht gegeben habe. Vielmehr habe 
es eine einstimmige Verabschiedung 
der Thesen gegeben, die schon in den 
Grundeinheiten 98-prozentig gewesen 
sei. Vier Monate war darüber in der 
Partei debattiert worden, auch breit in 
der Parteizeitung „Rizospastis“. We¬ 
sentlich sei auch die Debatte um die 
Frage, wie der politische Kampf un¬ 
ter legalen, halblegalen oder vielleicht 
auch illegalen Bedingungen geschehen 
kann. Die KKE engagiert sich als Par¬ 
tei seit Jahren in drei Schwerpunkten: 
Aufbau starker Betriebsgruppen, Wie- 


Das Zentralkomitee der Kommunisti¬ 
schen Partei Chiles hat nach langen Dis¬ 
kussionen am Sonnabend beschlossen, 
die frühere chilenische Staatschefin Mi¬ 
chelle Bachelet bei den Vorwahlen der 
Opposition am 30. Juni zu unterstützen. 
Bachelet hatte angekündigt, sich erneut 
um das höchste Staatsamt des südame¬ 
rikanischen Landes bewerben zu wol¬ 
len, das sie bereits zwischen 2006 und 
2010 innegehabt hatte. Da die Verfas¬ 
sung Chiles eine direkte Wiederwahl 
verbietet, konnte sie anschließend nicht 
wieder antreten, obwohl sie Umfragen 
zufolge damals wie heute zu den belieb¬ 
testen Persönlichkeiten in der chileni¬ 
schen Politik gehört. 

Wie das Onlineportal „naciön.cl“ be¬ 
richtete, berieten die 70 Mitglieder des 
ZK nicht weniger als zehn Stunden lang 
über eine Unterstützung Bachelets. 

Im Vorfeld hatte die Generalsekretärin 
der Kommunistischen Jugend, Karol 
Cariola, davon gesprochen, dass auch 
möglich sei, auf jeden Wahlaufruf zu 
verzichten. Klar sei für die Kommunis¬ 
ten, dass es nicht um eine Wiederauflage 
der Politik der Mitte-Links-Regierun- 
gen der „Concertaciön“ gehen könne, 
die Chile bis zum Wahlsieg der Rechten 
um Sebastian Pinera regiert hatte. 
Parteichef Guillermo Teillier erklärte 
nun, dass das Zentralkomitee nach ein- 


deraufbau der Arbeiterbewegung und 
Kampf um ein gesellschaftliche Bünd¬ 
nis des Volkes. Während man im ersten 
Punkt nicht zufrieden sei, habe sich in 
der Arbeiterbewegung - über die 1999 
gegründete PAME, deren Mitglieder 
im Gewerkschaftsdachverband orga¬ 
nisiert sind - einiges getan. Die Wahl¬ 
erfolge der PAME mit etwa 22 Prozent 
in staatlichen Betrieben und dem mitt¬ 
lerweile ersten Platz im Privatsektor 
sind dafür Anzeichen. Hinsichtlich des 
Volksbündnisses wies Genosse Mari¬ 
nos auf die vor zwei Jahren gegründe¬ 
ten Volkskomitees hin, die zunächst 
auf geographischer Ebene arbeiten, 
mittelfristig jedoch auf Betriebsebene 
agieren sollen. 

Die Partei der Europäischen Lin¬ 
ken (ELP) werde von der KKE we¬ 
gen ihrer engen Verflechtung mit den 
EU-Institutionen kritisiert; sie vertre¬ 
te auch nicht die Interessen der Ar¬ 
beiterklasse. Sie sei letztlich Teil der 
Verwaltung des kapitalistischen Sys¬ 
tems, und die Finanzkrise werde mit 
„Verfehlungen von Managern“ falsch 
eingeordnet. Auch die „rapide Sozial¬ 
demokratisierung“ von Syriza, deren 
Vorsitzender Alexis Tsipras vorige 
Woche beim Industrieverband vor¬ 
sprach und dort Ängste vor einer Re¬ 
gierungsbeteiligung zerstreute, wird 
von der KKE kritisiert. Tsipras hatte 
bei den Industriellen eine „produk¬ 
tive Regenerierung des Landes“ an¬ 
geregt, wobei die Produktionsmittel 
privat bleiben sollen. Hätte man das 
2012 von manchen Kräften geforder¬ 
te Bündnis mit Syriza gemacht, wäre 
man heute bloßgestellt. 

Patrik Köbele erläuterte die Ergebnis¬ 
se des ersten Teils des 20. Parteitags, 
der nicht ohne die Entwicklungen des 
19. Parteitages zu verstehen sei. Die 
Auseinandersetzungen innerhalb der 
DKP sind nicht zu Ende, und vieles 
ist in der fortzuführenden Diskussi- 
ons- und Klärungsphase, auch das Ver¬ 
hältnis unserer Partei zur ELP. Hinzu 
komme die schwierige Lage der DKP 
angesichts ihrer Größe, der Veranke¬ 
rung in der Arbeiterklasse und ideo¬ 
logischer Streitpunkte. Eine Priorität 
der internationalen Arbeit der DKP 
sei die Entwicklung der Zusammenar¬ 
beit der Kommunistischen Parteien. In 
der EU, so Patrik Köbele, seien wider- 
streitende Kräfte am Werk, man könne 
nicht von einem monolithischen Block 
sprechen, der immer mit den USA ko¬ 
operiere. Dabei ging er auch auf die 
aktuell in der Partei „Die Linke“ von¬ 
statten gehende Diskussion über die 
EU ein. 


gehender Analyse und mit überwälti¬ 
gender Unterstützung der Parteibasis 
zu dem Schluss gekommen sei, dass Ba¬ 
chelet die einzige Kandidatin sei, die 
um ihre Person die angestrebte „neue 
Mehrheit“ aufbauen könne, die sich al¬ 
lerdings auf ein Programm grundlegen¬ 
der Veränderungen stützen müsse. Die 
Kommunisten fordern beispielsweise 
eine verfassunggebende Versammlung 
nach dem Vorbild anderer südameri¬ 
kanischer Staaten, um die noch unter 
der Pinochet-Diktatur entstandene 
Verfassung abzulösen. Bachelet habe 
Verfassungsänderungen ebenso zuge¬ 
sagt wie eine Änderung des Wahlrechts, 
das bislang die zweitstärkste Partei be¬ 
vorzugt - ein Erbe Pinochets, der damit 
einen überdimensionalen Einfluss der 
Rechten gegenüber linken Regierungen 
sicherstellen wollte. 

Eine Diskussion über eine mögliche 
Beteiligung der Kommunistischen Par¬ 
tei an einer von Bachelet geführten Re¬ 
gierung schloss Teillier, der selbst Par¬ 
lamentsabgeordneter ist, zum jetzigen 
Zeitpunkt aus. Am 17. November 2013 
entscheiden die Chilenen über ihre 
künftige Regierungsspitze. Zugleich 
finden die Parlaments- und Regional¬ 
wahlen statt. 

Aus: www.redglobe.de 



Die Einheitsfront hersteilen - und sich weder durch polizeistaatliche Dienstverpflichtungen, durch 
Kriminalisierungsversuche noch durch die Polizei selbst beeindrucken lassen! 


Günter Pohl 


KP Chiles für eine neue Mehrheit 

Kommunisten unterstützen Michelle Bachelet 
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Gastkolumne von Ulla Jelpke 


Bärendienst 


Das Münchner Landgericht, die Öf¬ 
fentlichkeit und nicht zuletzt parla¬ 
mentarische Untersuchungsausschüs¬ 
se versuchen, Licht in das Dunkel um 
die Zusammenhänge von NSU-Mör- 
dern und Verfassungsschutzämtern 
zu werfen. Die Antworten stehen 
noch aus. Nur einer tut so, als wisse 
er schon genug: Bundesinnenminister 
Hans Peter Friedrich. Der hat dieser 
Tage einen Gesetzentwurf zur Straf¬ 
fung, und das heißt Stärkung, des Ver¬ 
fassungsschutzes angekündigt. 

Die Frage, welches Ausmaß das „Ver¬ 
sagen“ der Verfassungsschutzämter 
gegenüber dem NSU-Komplex hat, 
müsste korrekt lauten, wie hoch ihre 
Verantwortung an der Mordserie der 
Nazis ist. Denn technisches, mensch¬ 
liches und strukturelles „Versagen“ 
geht Hand in Hand mit dem poli¬ 
tischen Ansatz, die Nazistrukturen 
überhaupt nicht in den Blick bekom¬ 
men zu wollen. Das hat zu tun mit den 
Grundvoraussetzungen sowohl des 
Inlandsgeheimdienstes als auch der 
BRD-Politik insgesamt. Aufgebaut 
von (Alt-)Nazimördern, hatte die Be¬ 
kämpfung von (Neo-)Nazimördern 
ganz logischerweise keine hohe Pri¬ 
orität. Der Feind stand immer links. 
Nur die mediale Begleitung des NSU- 
Skandals zwingt derzeit dazu, wenigs¬ 
tens verbal nachzurüsten. 

Den Sicherheitsbehörden fehlten 
nicht nur Fähigkeit und Wille, den 
NSU-Komplex zu erkennen und zu 
bekämpfen, sondern - und darüber 
wird viel zu wenig gesprochen - sie 
waren an seinem Zustandekommen 
aktiv beteiligt. Mindestens zwei Dut¬ 
zend V-Leute waren an den NSU- 
Mördern dran, ehe sie abgetaucht 
sind. Sie erhielten Geld, das sie in den 
Aufbau ihrer klandestinen Struktu¬ 



ren stecken konnten, und sie erhielten 
Schutz vor polizeilicher Aufdeckung. 
Deswegen ist es beschönigend, nur 
von „Fehlern“ zu reden, die der Ge¬ 
heimdienst gemacht habe. 

Darüber wäre zu reden, und daraus 
wären Konsequenzen zu ziehen. Doch 
stattdessen zanken der Bundesinnen¬ 
minister und seine Länderkollegen 
um die Zuständigkeiten ihrer Behör¬ 
den. Friedrichs Gesetzentwurf sieht 
die Stärkung des Bundes- auf Kosten 
der Landesämter vor. Das wollen die 
Länder nicht. Das ist Ämter-Rivali- 
tät vom Feinsten, denn im Grund¬ 
satz sind sich alle einig: „Weiter so“ 
heißt die Devise. Die „Reform“ des 
Verfassungsschutzes ist eine skanda¬ 
löse Missachtung sämtlicher Aufklä¬ 
rungsbemühungen. Die V-Leute sol¬ 
len auch in Zukunft eingesetzt wer¬ 
den. Optimiert werden soll lediglich 
die Abstimmung zwischen Bund und 
Ländern. So kann vielleicht verhin¬ 
dert werden, dass sich V-Leute ver¬ 
schiedener Ämter Konkurrenz in 
der gleichen Nazikameradschaft ma¬ 
chen - aber für die Demokratie bleibt 
das ein Bärendienst. 


Der Herr der Todeslisten 


Für einige Überschriften hat es ge¬ 
reicht. „Obama will Drohnenkrieg 
massiv einschränken“ (Spiegel). Ähn¬ 
liches auch in den anderen Blättern 
der Qualitätspresse. Der Präsident 
hatte eine Grundsatzrede vor der 
National Defense University gehal¬ 
ten. Obama hatte nachdenklich ge¬ 
klungen, besorgt um das Ansehen der 
USA, hatte die Erfolge der USA im 
„Krieg“ gegen al Qaida gerühmt, die 
Siege gegen die Sklaverei, im Bürger¬ 
krieg, gegen Faschismus und Kommu¬ 
nismus herausgestrichen. Schließlich 
hatte er ein Ende von Guantanamo 
gefordert (mal wieder) und ein Ende 
des Krieges überhaupt (irgendwann). 
Wer wollte, konnte aus dem moderat¬ 
nachdenklichen Tonfall eine Wende 
heraushören. Das war der Sinn der 
Sache und viele haben es getan. Ach¬ 
tet man auf den Text, so war da, bis 
auf die Ankündigung einer Senats¬ 
kontrolle beim Antiterrorkrieg, sub¬ 
stantiell nichts Neues zu hören. Es 
war eine Legitimation des US-Coun- 
terterrorism. 

Für „Terroristen“ gelten einfache Re¬ 
geln: Nur ein toter Indianer ist ein gu¬ 
ter Indianer. Statt Indianer geht auch 
Vietkong oder ähnliches. 


Deutsche „Einsatzgruppen“ töte¬ 
ten 1939 in Polen 60 000 Angehöri¬ 
ge der Führungsschicht. Für „Russ¬ 
land“ 1941 gab es den Kommissar¬ 
befehl. 1965 traf es in Indonesien 
rund eine Million Kommunisten. 
Die CIA demonstrierte mit Hil¬ 
fe ihrer Marionette Suharto an der 
drittgrößten KP, wie man den Kal¬ 
ten Krieg gewinnen wollte. In Viet¬ 
nam gab es die Operation Phoenix. 
In Südamerika die Operation Con- 
dor. Aktuell operieren geheime US- 
Killerkommandos in etwa 70 Staa¬ 
ten der Erde. Tausende US-Drohnen 
kreisen im Nahen und Mittleren Os¬ 
ten. Der US-Präsident ist der Herr 
der Todeslisten. Der unumschränkte 
Herr über Leben und Tod rund um 
den Planeten. Die Zahl seiner Opfer 
kennt niemand. 

So etwas klingt nicht schön. Und 
sieht in Zeiten von Wikileaks auch 
nicht immer gut aus. Etwas Legalis¬ 
mus-Politur tut not. Der geschmeidi¬ 
ge Rhetoriker Obama hat den tum- 
ben Haudrauf Bush abgelöst. Beim 
geheimen „Krieg gegen den Terror“ 
soll nun alles rechtens aussehen. Ge¬ 
mordet wird aber weiter. Nur mehr. 

Klaus Wagener 


Aufhebung des EU-Waffenembargos kriminell 

Zur Aufhebung des EU-Waffenembargos gegenüber Syrien und insbesondere den syrischen 
Aufständischen erklärt das Mitglied im Auswärtigen Ausschuss und die Sprecherin für Inter¬ 
nationale Beziehungen der Fraktion „Die Linke“ im Deutschen Bundestag Sevim Dagdelen: 
„Die Aufhebung des Waffenembargos gegenüber Syrien durch die EU ist ein Verbrechen. 
Es ist eine Schande, dass dies geschah, obwohl die österreichische Regierung erklärt hat, 
dann ihre UN-Verbände vom Golan abziehen zu müssen. Die EU kalkuliert somit ganz of¬ 
fen mit einem Flächenbrand und dessen Ausweitung im Nahen Osten. Damit machen sich 
die EU-Staats- und Regierungschefs auch mitschuldig für die zahlreichen massiven Men¬ 
schenrechtsverletzungen der syrischen Aufständischen, unter denen sich auch starke Al- 
Kaida-Verbände befinden. Es darf davon ausgegangen werden, dass diese Waffen in den 
Händen der Terroristen in Zukunft auch gegen religiöse Minderheiten benutzt werden. Die 
EU stützt somit die verbrecherische Politik der Konfessionalisierung und Verfolgung von 
Christen, Alawiten, Konfessionslosen und säkularen Sunniten aber auch von Minderheiten 
wie Kurden und Drusen durch islamistische Freischärler, ja Terroristen! Noch mehr Waf¬ 
fen werden Syrien keinen Frieden bringen. Die Bundesregierung ist gefordert endlich den 
politischen Verhandlungsprozess, der von Russland und den USA angestoßen wurde, zu 
unterstützen und die bisherigen Waffenlieferungen nach Syrien einzustellen.“ 

Berlin, den 28. Mai 2013 
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„Die Macht der Banken und Konzerne 
muss gebrochen werden“ 

UZ-lnterview mit Axel Köhler-Schnura zu den Erfolgen der Kritischen 

Aktionärinnen und Aktionäre 


Axel Köhler-Schnura ist seit Jahrzehn¬ 
ten aktiv in den sozialen Bewegungen, 
beteiligt an Gründung und Aufbau u. a. 
des Dachverbandes der Kritischen Ak¬ 
tionärinnen und Aktionäre, des Bun¬ 
desverbandes Bürgerinitiativen Um¬ 
weltschutz, des Pestizid-Aktionsnetz¬ 
werkes (PAN) und des internationalen 
Netzwerkes der Coordination gegen 
BAYER-Gefahren (CBGnetwork.org). 
Gründungs Stifter und ehrenamtlicher 
Vorstand von ethecon - Stiftung Ethik 
& Ökonomie (ethecon.org), Mitglied 
der Deutschen Kommunistischen Par¬ 
tei (DKP) 

UZ: Sie haben den Dachverband kriti¬ 
scher Aktionärinnen und Aktionäre mit¬ 
gegründet. Was sind die Kern ziele des 
Verbandes? 

Axel Köhler-Schnura: Als wir 1984 den 
Dach verband aus der Taufe hoben, ging 
es uns vor allem um zwei Dinge. Ers¬ 
tens, wir wollten die Verantwortung 
der mächtigen Konzernbosse und der 
Großaktionäre für Umweltverbrechen, 
Ausbeutung, Unterdrückung und Krieg 
aus dem anonymen Dunkel zerren und 
mit Namen und Adresse in das Ram¬ 
penlicht der Öffentlichkeit rücken. 
Zweitens ging und geht es uns darum, 
den Kleinaktionärinnen und -aktionä- 
ren - übrigens hunderttausende von 
Arbeitern und Angestellten, die als 
Belegschaftsaktionäre oder auch als 
normale Sparerinnen und Sparer Ak¬ 
tien in Depots und Fonds halten - die 
Augen über Charakter und Funktions¬ 
weise von Aktien zu öffnen und sie in 
die Auseinandersetzung um soziale Ge¬ 
rechtigkeit, Ökologie und Frieden ein¬ 
zubeziehen. Die Glaubensbrüder der 
„Weißen Väter“, langjährige Partner im 
Rahmen der Kritischen Aktionärin¬ 
nen, brachten es auf den Punkt: „Kapi¬ 
talismus geht über Leichen!“. Insofern 
sind die Aktionen der Kritischen Akti¬ 
onärinnen und Aktionäre als eine Ver¬ 
längerung der betrieblichen Ausein¬ 
andersetzungen sowie als integraler 
Bestandteil der sozialen Bewegungen 
für Umweltschutz, soziale Gerechtig¬ 
keit und Frieden zu verstehen. 

UZ: Mehr als 1000 Kleinaktionäre ha¬ 
ben dem Dachverband die Stimmrechte 
ihrer Aktien übertragen. Das ist im Ver¬ 
hältnis betrachtet nicht gerade viel. Habt 
ihr unter diesen Voraussetzungen über¬ 
haupt eine realistische Chance die Politik 
der Konzernvorstände zu beeinflussen? 

Axel Köhler-Schnura: Ich halte mehr 
als 1000 Kleinaktionärinnen und -ak- 
tionäre, die sich gegen Profit und Di¬ 
vidende einsetzen und über den Dach¬ 
verband auf mittlerweile jährlich mehr 
als 36 Aktionärshauptversammlungen 
großer Konzerne und Banken ihre 
Stimme für die Rechte von Mensch 
und Umwelt erheben, in Zeiten des 
Shareholder-Values, der Profitgier und 
des „entfesselten Kapitalismus“ (FAZ) 


für eine Sensation. Sie halten übrigens 
viele Millionen Aktien im Börsenwert 
von ca. einer Viertel Milliarde Euro. 
Hinzu kommt ein Mehrfaches an Ak¬ 
tionärinnen und Aktionären, die im 
Kontext der seit fast drei Jahrzehnten 
andauernden Aktivitäten der Kriti¬ 
schen Aktionäre ihre Aktien richtiger¬ 
weise verkauft haben, weil sie mit den 
Verbrechen der Banken und Konzerne 
nichts mehr zu tun haben wollen. Auch 
sind mit Sicherheit die schätzungsweise 
weiteren 50 000 bis 200 000 und mehr 
Aktionärinnen und Aktionäre, die auf 
den Hauptversammlungen mit den 
Vertretern der Kritischen Aktionäre 
stimmen, nicht ohne Bedeutung. 
Ansonsten - und das ist grundlegend - 
haben wir gar nicht die abwegige Illu¬ 
sion, zu meinen, über Aktien die Politik 
der Konzerne beeinflussen zu können. 
Eine kleine Zahl von Großaktionä¬ 
ren - die Super-Reichen - halten 90 
und mehr Prozent des gesamten Kapi¬ 
tals, die vielen Hunderttausend Klein¬ 
aktionäre haben maximal die restlichen 
zehn Prozent in ihren Depots. Damit 
stehen die Abstimmungen auf den 
Hauptversammlungen von vornherein 
fest - die „Investoren“, also die Groß¬ 
aktionäre, haben alles sicher im Griff. 

UZ: Wozu dann das alles? Ist es nicht 
umsonst? 

Axel Köhler-Schnura: Keineswegs! Ab¬ 
gesehen von den bereits genannten Er¬ 
folgen in der politischen Auseinander¬ 
setzung, die Konzernherren auf ihrem 
ureigensten Terrain zu stellen und mit 
ihren Verbrechen zu konfrontieren so¬ 
wie die Kleinaktionärinnen und -akti- 
onäre aus ihrem Dividendenrausch zu 
lösen und in die politischen Ausein¬ 
andersetzungen einzubeziehen, bie¬ 
ten die Aktionen der Kritischen Ak¬ 
tionärinnen noch weitere wesentliche 
Ansatzpunkte. Zum Beispiel sitzen in 
den Aufsichtsräten Vertreterinnen und 
Vertreter von Gewerkschaften und Be¬ 
legschaften. Sie werden durch die Kri¬ 
tischen Aktionäre gleichermaßen wie 
die Kleinaktionäre daran erinnert, auf 
welcher Seite sie eigentlich stehen bzw. 
zu stehen haben. In Zeiten der Sozial¬ 
partnerschaft ist dieses gewerkschaftli¬ 
che Bewusstsein leider zu weiten Teilen 
abhanden gekommen. 

Und schließlich, und das ist das aller¬ 
wichtigste, geht es darum, über die Ak¬ 
tionen und deren Medienecho öffentli¬ 
chen Druck aufzubauen. Die Proteste 
innerhalb der heiligen Hallen des Ka¬ 
pitals müssen mit den vielfältigen Ak¬ 
tionen in den Betrieben und auf der 
Straße verbunden werden. Die Vorstö¬ 
ße der Kritischen Aktionärinnen und 
Aktionäre müssen sich mit den Kämp¬ 
fe der Belegschaften und der sozialen 
Bewegungen verbinden. National und 
international. Dann allerdings purzeln 
die Erfolge tatsächlich. Dann kann die 
Macht des Kapitals tatsächlich zurück¬ 
gedrängt werden. Denn eines muss klar 


sein: Wenn beispielsweise vorletzte Wo¬ 
che zwei milliardenschwere, aber für 
Mensch und Bienen tödliche BAYER- 
Pestizide endlich EU-weit verboten 
wurden, dann ist das kein Zufall und 
auch nicht das wohltätige Handeln 
der Herrschenden; hinter diesem Er¬ 
folg stehen 15 Jahre harter Kampf von 
unzähligen Menschen und Organisati¬ 
onen in mehr als 20 Ländern, stets in 
Kooperation mit den Kritischen Ak¬ 
tionärinnen und Aktionären der Co¬ 
ordination gegen BAYER-Gefahren 
(CBG). 

UZ: Der Co-Chef der Deutschen Bank 
Jürgen Fitschen hat bei der aktuellen 
Hauptversammlung festgestellt, dass 
der Bankvorstand „in der Vergangen¬ 
heit Fehler gemacht“ habe, die den Ruf 
der Bank schwer belastet hätten. Daher 
sei ein tiefgreifender Kulturwandel not¬ 
wendig. .. 

Axel Köhler-Schnura: Das ist nichts 
als übelstes Propagandagewäsch! Was 
soll das? Ein Bankvorstand ist dazu 
da, für die Großaktionäre die Profite 
zu maximieren. Die bisherige „Kultur“ 
ist aufgeflogen, in vielen Ländern der 
Erde wird gegen die Deutsche Bank 
ermittelt, die Polizei hält Razzien ab. 
Das mindert Gewinne und Renditen 
empfindlich. Deshalb, und nur deshalb, 
muss ein „tiefgreifender Kulturwandel“ 
her; eine neue „Kulturfassade“, hinter 
der die Profitmaschine neu geölt wie¬ 
der rund laufen kann. 

UZ: Am kommenden Freitag und 
Samstag (30. Mai und 1. Juni) finden 
in der Bankenmetropole Frankfurt am 
Main erneut „Blockupy“-Aktionstage 
statt. Das „ Biockupy“-Bündnis ruft da¬ 
bei nicht nur zu Protesten gegen die au¬ 
toritäre Krisenpolitik von Bundesregie¬ 
rung und Troika (EU, EZB, IWF) auf, 
sondern will am Freitag auch ein Zei¬ 
chen des Widerstands gegen das Spar¬ 
diktat setzen und die Europäische Zen¬ 
tralbank (EZB) massenhaft blockieren. 
Kann das antikapitalistsche Bündnis 
dabei mit der Unterstützung eures Ver¬ 
bandes rechnen? 

Axel Köhler-Schnura: Natürlich kann 
das Blockupy-Bündnis nicht nur mit 
unserer Unterstützung rechnen, die 
Aktionen sind genau das, was wir brau¬ 
chen. Die Macht der Banken und Kon¬ 
zerne muss gebrochen, Konzern- und 
Bankenkapital muss unter demokra¬ 
tische Kontrolle gestellt werden. Da¬ 
von sind wir weit, sehr weit entfernt. 
Dazu ist eine Änderung der gesell¬ 
schaftlichen Machtstrukturen und der 
Eigentumsverhältnisse notwendig. Die 
Blockupy-Aktionen sind ein Schritt in 
die richtige Richtung. Es gilt, sie nach 
Kräften als Initialzündung für weiter¬ 
gehende Schritte gegen die verheeren¬ 
den kapitalistischen Strukturen zu ent¬ 
wickeln. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Foto: Karikatur: Bernd Bücking 
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Berufsverbote 

Einige Anmerkungen zur Kontinuität politischer Repression 


D ie sechs Herren aus der Lavesal- 
lee 6 in Hannover waren am 
16. Februar 1977 äußerst pikiert, 
wenn nicht gar ungehalten. Ministeri¬ 
alrat (MR) Gottfried Jakob, MR Gün¬ 
ter Motz, MR Heinz-Gero Mund, MR 
Dr. Burkhard Schräder, MR Johannes 
Spitta und Karl-Ludwig Strelen als Ge¬ 
schäftsführer der Geschäftsstelle der 
Anhörkommission beim Niedersäch¬ 
sischen Minister des Innern sahen sich 
am Ende einer „Befragung“ die sich 
über vier Stunden und fünf Minuten 
erstreckte, mit dem Vorwurf konfron¬ 
tiert, sie würden mit der Verhängung 
eines Berufsverbotes in der Tradition 
der NS-Rechtspraxis stehen. 

Klaus Seemann, engagierter Rechtsan¬ 
walt und Rechtsbeistand des Verfassers, 
gab seine Kritik an den sechs Herren zu 
Protokoll: „Wenn Sympathie oder Mit¬ 
gliedschaft in einer kommunistischen 
Partei als Voraussetzung dafür herhal¬ 
ten, einen im übrigen untadeligen Be¬ 
werber nicht in das Beamtenverhältnis 
zu übernehmen, so wird in der Sache 
das nationalsozialistische ,Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeam¬ 
tentums 4 extensiv angewendet. Diese 
Anwendung dürfte kaum der freiheit¬ 
lichen demokratischen Grundordnung 
entsprechen. Wenn Sie auf diese Weise 
verfahren würden, würden Sie also ein 
nationalsozialistisches Gesetz anwen¬ 
den.“ 

Das „Gesetz zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums“, erlassen am 
7. April 1933, nur gut zwei Monate nach 
der Machtübertragung, stammt aus der 
Frühphase des Faschismus. Es hatte die 
Aufgabe, „Beamte, die nach ihrer bis¬ 
herigen politischen Betätigung nicht 
die Gewähr dafür bieten, dass sie je¬ 
derzeit rückhaltlos für den nationalen 
Staat eintreten“ aus dem Staatsdienst 
zu entlassen bzw. in den Ruhestand zu 
schicken. Entlassungen aus politischen 
Gründen trafen auch Arbeiter und An¬ 


gestellte. Angewandt wurde das Gesetz 
auch auf jüdische Mitbürger. 

Ob nun ein Arbeiter oder ein Beam¬ 
ter ein Kommunist war, wurde, wenn 
schon kein Parteibuch gefunden wur¬ 
de, nach Möglichkeit aus den Opfern 
herausgeprügelt. Körperliche Gewalt 
hat es bei der Ermittlung von potenti¬ 
ellen Berufsverbote-Opfern nach 1972 
nicht gegeben, wohl aber nachhaltigen 
sozial-existentiellen Druck und psy¬ 
chische Repressionen. Dazu gehör- 


Mit dem Berufsverbot 
„würden Sie also ein 
nationalsozialistisches Gesetz 
anwenden.“ 


te, dass der Staat präventiv vorging: 
Es wurde also nicht nur entlassen. Es 
wurden auch neue Bewerber nicht zu¬ 
gelassen. Und - besonders perfide: Die 
Bewerber sollten beweisen, dass ihr zu¬ 
künftiges Verhalten stets auf dem Bo¬ 
den der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundge¬ 
setzes stattfinden würde. Ein Bekennt¬ 
nis reichte dazu nicht. Es sollte ein Be¬ 
weis sein. Da der Beweis für die Zu¬ 
kunft nicht erbracht werden kann, ließ 
der Staat „Prognosen“ erstellen. Das 
geschah in den „Anhörkommissionen“. 
Diese Ministerialratsriege war stets 
„neutral“ besetzt. Der genannte Karl- 
Ludwig Strelen war so qualifiziert, dass 
er später Präsident des Niedersächsi¬ 
schen Landesamtes für Statistik und 
Wahlleiter wurde. Die Aufbereitung 
und Interpretation von Daten hatte er 
ja gut gelernt. Aktuell dürfte er Vorsit¬ 
zender der CDU im niedersächsischen 
Walsrode sein. 

Die Juristen wussten jederzeit passend 
mit den Gesetzen umzugehen. So kon¬ 
statierten sie in Hannover 1977: „Zwar 
darf nach Artikel 33 Abs. 2 und 3 des 
Grundgesetzes der Zugang zu einem 


öffentlichen Amt nicht von den poli¬ 
tischen Anschauungen des Bewerbers 
abhängig gemacht werden. Fragen nach 
seiner Parteimitgliedschaft oder nach 
Aktivitäten für politische Organisati¬ 
onen sind deshalb in der Regel nicht 
zulässig.“ Wenn es um die DKP geht, 
kann Artikel 33 des Grundgesetzes al¬ 
lerdings ausgehebelt werden. 

Die Aushebelung des Grundgesetzes 
war - inzwischen nahezu historisch be¬ 
trachtet - keine Erfindung der Berufs- 
verbieter um Willy Brandt und die da¬ 
maligen CDU- und SPD-Ministerprä- 
sidenten von 1972. Am 19. September 
1950, fünf Jahre nach der militärischen 
Niederringung des Faschismus und nur 
ein Jahr nach Ausrufung der Bundes¬ 
republik Deutschland, wurde der Ade¬ 
nauer-Erlass gefasst. Während beson¬ 
ders CDU, CSU und FDP alten Nazis 
Unterschlupf und die Fortsetzung ih¬ 
rer Karrieren aus der NS-Zeit boten, 
flogen Kommunisten und in der VVN 
organisierte Antifaschisten aus dem öf¬ 
fentlichen Dienst. Das gilt nicht nur für 
die Bundesebene, sondern auch für die 
Länder und Kommunen. 

Seit 64 Jahren versucht der Staat, sei¬ 
ne Machtstrukturen und die des Kapi¬ 
talismus mit den jeweils differenziert 
eingesetzten Mitteln der Berufsverbote 
zu schützen. Nach dem Ende des Fa¬ 
schismus rekrutierte er dazu ehemalige, 
handwerklich „gut“ ausgebildete Na¬ 
zis. Heute ist der Inlandsgeheimdienst 
„Verfassungsschutz“ bei Verbrechern 
als Zuträger und Helfershelfer gelan¬ 
det. 

Zerstörte berufliche Werdegänge, sys¬ 
tematisch geplante Abstiege in die 
Altersarmut, weitere politische Re¬ 
pressionen, auch das ein oder andere 
gebrochene Rückgrat können die Be- 
rufsverbieter in ihrer „Erfolgsbilanz“ 
aufführen. Gewonnen haben sie damit 
nicht. Nicht 1933, nicht 1950, nicht seit 
1972. Uwe Koopmann 



Protest gegen Berufsverbote vor dem Landtag in Hannover, November 2012. 


























10 Freitag, 31. Mai 2013 


Theorie und Geschichte / Politisches Buch 


unsere zeit m 


„Berlin-Bonn-Saigon-Hanoi“ 

Zur Geschichte der deutsch-vietnamesischen Beziehungen 



D ie Publikation „Berlin-Bonn-Saigon-Ha¬ 
noi“ bietet sich dem Leser als populärwis¬ 
senschaftliche historische Pionierarbeit dar. 
Ihr Verfasser, Hellmut Kapfenberger, schreibt als 
Chronist und beteiligter Zeitzeuge, nicht als be¬ 
stallter Geschichtswissenschaftler. Ausgewiesen 
ist dies bereits in dem den Anspruch des Buches 
relativierenden Untertitel „Zur Geschichte der 
deutsch-vietnamesischen Beziehungen“ Wenn je¬ 
mand dazu berufen ist, sich als Autor dieses wi¬ 
derspruchsvollen und ereignisreichen Komplexes 
fernöstlicher nationaler, europäischer und der 
Weltgeschichte anzunehmen, dann ist das Hell¬ 
mut Kapfenberger, der als Journalist und Korre¬ 
spondent für das ND und den ADN den wesent¬ 
lichsten Teil seines Berufslebens in Südostasien, 
insbesondere in Hanoi verbracht hat. Das in 20 
abgeschlossene Kapitel untergliederte umfangrei¬ 
che Buch spannt den Bogen von den ersten Be¬ 
gegnungen deutscher und vietnamesischer Politi¬ 
ker 1928 in Berlin bis hin zu dem uneinheitlichen 4 
Festivaljahr 2010. Erfasst und durchleuchtet wer¬ 
den globale politische Zusammenhänge in ihren 
lokalen Auswirkungen und umgekehrt. Mit sei¬ 
nen akribischen Darlegungen verfolgt der Autor 
das Ziel, „Vergangenes nicht Vergangenheit sein 
zu lassen“ sondern sie, um der friedlichen Gestal¬ 
tung von Gegenwart und Zukunft willen durch¬ 
schaubar und produktiv zu machen. Vorrangige 
Stoffbereiche sind die über drei Jahrzehnte wäh¬ 
renden ausgeprägten solidarischen Beziehungen 
zwischen der DDR und der SRV, deren Nachwir¬ 
kungen in Vietnam bis heute nicht verblasst und 
schon gar nicht vergessen sind, sowie die aggres¬ 
sive antikommunistische Politik der Westmäch¬ 
te mit indirekter und direkter westdeutscher Be¬ 
teiligung. Beiden deutschen Staaten werden sehr 
unterschiedliche Zeugnisse in ihrem Verhalten zu 
Vietnam ausgestellt, wobei sich die DDR dank 
ihrer umfassenden politischen, wirtschaftlichen, 


militärischen und kulturellen Hilfen wahrlich 
nicht zu schämen braucht. Die Begriffe „Moritz¬ 
burger 4 und „Fremdenlegionäre“ stehen undisku¬ 
tabel für das Verhältnis der DDR bzw. der BRD 
zum vietnamesischen Volk in seinem opferreichen 
Kampf um nationale Freiheit und Unabhängig¬ 
keit. Einzelschicksale wie das des Deutschen Er¬ 
win Borchers (Nguyen Chien Si), der als Kämp¬ 
fer in der vietnamesischen Armee würdevoll sein 
Volk vertrat, sowie das Schicksal junger deutscher 
Fremdenlegionäre in französischem Sold, die in 
der legendären Schlacht von Dien Bien Phu ei¬ 
nen sinnlosen und schrecklichen Tod fanden, do¬ 
kumentieren die unterschiedlichen politischen 
Positionen der Akteure und damit das Humane 
bzw. Verbrecherische ihrer Handlungen. Im Raum 
steht heute schließlich der unbedingte Wunsch, 
dass sich endlich, ein Vierteljahrhundert nach dem 
Ende der DDR, die „Normalität“ in den beider¬ 
seitigen Beziehungen zwischen Deutschland und 
Vietnam „unter den veränderten politischen und 
nationalen Bedingungen offiziell manifestieren 44 
möge. Einzelheiten aus den 20 Kapiteln des Bu¬ 
ches mit ihren zahlreichen Exkursen zu histori¬ 
schen Persönlichkeiten nachzeichnen zu wollen, 
verbietet sich schon aus Achtung vor der Fülle der 
betrachteten historischen Vorgänge. 

Das Werk „Berlin-Bonn-Saigon-Hanoi“ lebt von 
seinem geordneten und bewertenden Informati¬ 
onsreichtum sowie den akribisch recherchierten 
Realien; es bezieht seine Überzeugungskraft aus 
der ständig spürbaren Anwesenheit des Autors, 
von dessen politischer Haltung sowie dem Reich¬ 
tum seines eigenen Erlebens. Nichts ist pure Refle¬ 
xion aus Angelesenem. Was gesagt wird, wird par¬ 
teinehmend gesagt und entsprechend gewertet. 
Die Sprache Kapfenbergers ist lebendig, am Le¬ 
ben geschult, anschaulich und eindringlich. Man 
spürt ständig den Europäer, der um der histori¬ 
schen Wahrheit willen Partei ergreift und den Mut 
aufbringt, Urteile zu fällen. „Berlin-Bonn-Saigon- 
Hanoi“ ist kein ,Vietnam-Buch 4 schlechthin; wir 
sehen es als ein ,Lehrbuch 4 von ruhig-sachlicher, 
kritischer, politisch ehrlicher und offener Aufar¬ 
beitung deutscher (ost- und westdeutscher) sowie 
vietnamesischer Geschichte in ihren dialektischen 
Wechselbeziehungen. Die Untersuchungen Kap¬ 
fenbergers mit ihrer unaufgeregten Vorführung 
der historischen Wahrheit werden durch das beste 
Argument gestützt - den Beweis. Vor uns liegt also 
keine ideologische Streitschrift, sondern ein Werk, 
dessen Grundaussagen auch in die gegenwärti¬ 
gen globalen politischen Auseinandersetzungen 
weisen. Es ist das eineindeutige Bekenntnis 
eines streitbaren Menschen zu seiner Tages 



arbeit als Journalist und damit auch zu seinem 
arbeitsreichen Leben im Dienst von Menschlich¬ 
keit und Fortschritt. Wesentlich gestützt werden 
Kapfenbergers Darstellungen durch Materialien 
aus dem Zentralen Dokumentationssystem des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesre¬ 
gierung, dem Politischen Archiv des Auswärtigen 
Amtes sowie dem Bundesarchiv. Wer die vom Au¬ 
tor verwendeten Dokumente in ihrer Gesamtheit 
einsehen möchte, kann sie kostenlos vom Verlag 
beziehen. Zahlreiche Fotos bereichern das Buch. 
Abschließend soll nicht nur dem Autor für sein 
Werk, sondern auch seinem Verleger für die ge¬ 
diegene Edition gedankt sein. 

Dr. Bernhard Igel 

Hellmut Kapfenberger, Berlin-Bonn-Saigon-Ha¬ 
noi. Zur Geschichte der deutsch-vietnamesischen 
Beziehungen, Verlag Wiljo Heinen, Berlin und 
Böklund 2013,506 Seiten, 19,80 Euro 



Schirrmachers Märchenstunde 

Zum neuen Buch des FAZ-Herausgebers „Ego - Das Spiel des Lebens“ 


Mein Ego hat sich sehr geärgert, runde 20 Euro für 
diesen „Bestseller“ ausgegeben zu haben. Warum 
ich dennoch darüber schreibe: dieser Band ist ein 
wundervolles Beispiel für den kunstreichen Spa¬ 
gat der herrschenden Klasse im „Medien-Zeital- 
ter“. 

Auf der einen Seite können die Chefetagen der 
bürgerlichen Leitmedien ihre Augen nicht mehr 
verschließen vor allem Wahnsinn und Elend, den 
das kapitalistische System weltweit anrichtet. So 
überschwemmt im Frühjahr 2013 eine Flut „kri¬ 
tischer“ Literatur den Buchmarkt. EAZ-Mit-Her- 
ausgeber Schirrmacher, seit geraumer Zeit als tap¬ 
ferer Kulturkritiker hervorgetreten, ist mit von der 
Partie. Er richtet seine Feder gegen ein Übel, das 
er „Informationskapitalismus“ nennt. 

Auf der anderen Seite ist es Führungsgestalten des 
Medien-Kartells nicht zuträglich, zu den Wurzeln 
der Katastrophe vorzudringen und zur Revolution 
aufzurufen. Was tun? Ganz einfach. Wasch mich, 
aber mach mich nicht nass. Schirrmacher setzt der 
verpönten Vokabel „Kapitalismus“ das Wort „In¬ 
formation“ vor die Nase - und schon ist eine Art 
Wortschwamm geschaffen, der nirgends mehr an¬ 
eckt und doch irgendwie alles aufsaugen soll, was 
in der heutigen Welt Schlimmes geschieht. 

Und was geschieht? Nein, von arbeits- und ori¬ 
entierungslosen Jugendlichen spricht der FAZ- 
Macher nicht; Obdachlosigkeit, Hunger, Armut, 
Kinderarbeit, sterbende Meere und ähnlich un¬ 
appetitliche Dinge würden ja das Vergnügen der 
geneigten Bestseller-Leserschaft schmälern. Der 
Autor warnt vor einer ideellen Krankheit: davor, 
dass „der“ Mensch heutzutage in einen digitalen 
Automaten verwandelt wird. 

„Ein egoistisches Wesen, das nur auf das Errei¬ 
chen seiner Ziele, auf seinen Vorteil und das Aus¬ 
tricksen der anderen bedacht (ist): ein moder¬ 
ner Homo oeconomicus.“ Dieses „Monster“, von 
Schirrmacher auch „Nummer 2“ genannt, breite 
sich in der Finanzspekulation, in der Massen-Ma- 


nipulation, in facebook ebenso wie in staat¬ 
lichen Überwachungs-Programmen aus. Mit 
einigem Recht fürchtet Schirrmacher die zerstö¬ 
rerischen Wirkungen dieser Rechen-Welt („Big 
Data“) für Kultur und Demokratie. 

Schon immer sorgte sich das Bürgertum in der 
Literatur um die fatalen Folgen des eigenen Wirt- 
schaftens. Und stets suchte es die Ursachen der 
Misere möglichst fernab des einträglichen Kapi¬ 
talismus. So auch Schirrmacher anno 2013. Nicht 
das reale Ausbeutungssystem ist am Egoismus 
schuld, nein nein, sondern eine üble Idee: „Ein 
Weltbild, das hinter allem menschlichen Tun die 
unausweichliche Logik des Eigennutzes am Werk 
sieht, produziert Egoismus wie am Fließband.“ 
Also das egoistische „Weltbild“ erschafft sich eine 
egoistische Welt. Liebe Marxisten, hier könnt ihr 
noch lernen! Ihr glaubt, das „Sein“ erzeuge das 
„Bewusstsein“? Alles Quatsch, hört auf Frank 
Schirrmacher! Der muss uns jetzt nur noch Ei¬ 
nes erklären: Wie kommt denn nun das egoistische 
„Weltbild“ so plötzlich und absolut machtvoll in 
„unsere“ wirkliche Welt? Jetzt wird es abenteuer¬ 
lich. Mangels Theorie flüchtet Schirrmacher zur 
Verschwörungs-Theorie: Die nach Ende des Kal¬ 
ten Krieges arbeitslosen Militär-Strategen und 
-Mathematiker gingen an die Börse. Sie kehrten 
die ursprünglich als Waffe gegen den Ostblock 
konzipierten „spieltheoretischen Modelle“ gegen 
die eigene Gesellschaft. Auf 350 Seiten lesen wir, 
„wie nach dem Ende des Kalten Krieges ein neu¬ 
er Kalter Krieg im Herzen unserer Gesellschaft 
eröffnet wird.“ 

Märchenstunde der FAZ. Da wirklich NUR das 
Egoismus-Modell cybertechnologisch ausge¬ 
walzt wird, da wieder und wieder erzählt wird, 
wie der Mensch in die Räder der Maschine ge¬ 
riet - was Marx und Chaplin viel gründlicher 
darstellten - wären mir sehr schnell die Augen 
zugefallen, wenn mich nicht eine wachsende Ver¬ 
ärgerung wach gehalten hätte. Ein widerliches 
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Amalgam 
von unsauberen 
Zitaten, Effektha¬ 
scherei, populären 
Klischees - in flotter 
Journaille-Sprache ser¬ 
viert. Filziges Gebrabbel 
von Physikern, Bankern, 
Filmen, Modephiloso¬ 
phen, Statistikern und 
Journalisten verklebt den 
Blick auf die Sache. Die 
Black-Scholes-Formel, 
Raubtier-Algorithmen, 
der große Mathematiker 
R.W. Hamming, das kol¬ 
lektive Unterbewusstsein, 
der brillante Ökonom 
Ken Binmore, der Pro¬ 
grammierer Alex Pent- 
land, schwarze Schwäne 
und die Literaturwissen¬ 
schaftlerin Gail Hous¬ 
ton ... 

Kleine Kostprobe? „In un¬ 
serer Lebenswelt erleben 


Peter Gingold - in 
Deutschland 
und Frankreich 
unvergessen 

Peter Gingold (1916-2006) war einer der 
profiliertesten jüdischen Widerstandskämp¬ 
fer und Kommunisten in der Bundesrepub¬ 
lik. Seit den 70er Jahren trat er als Redner 
auf politischen Kundgebungen gegen Nazi¬ 
aufmärsche und als Zeitzeuge in Schulen und 
bei Jugendgruppen auf. 

Seine Berichte über den aufkommenden 
deutschen Faschismus und dessen Machtein¬ 
setzung, seine Flucht nach Frankreich, das 
ihm und seiner ganzen Familie Asyl gewähr¬ 
te, seine Teilnahme am Kampf der Resistance, 
den Umgang mit der Geschichte in der neuen 
Bundesrepublik und die politischen Ausein¬ 
andersetzungen um Berufsverbote, Friedens¬ 
politik und Geschichtsvergessenheit waren 
insbesondere für junge Menschen von großer 
Faszination. In Frankreich erhielt Peter Gin¬ 
gold hohe Auszeichnungen für seine Teilnah¬ 
me als „fremder Patriot“ an der Befreiung des 
Landes von der faschistischen Okkupation. 
Im Jahre 2009 sind im PapyRossa Verlag sei¬ 
ne Erinnerungen unter dem Titel „Paris - 
Boulevard St. Martin No. 11“ erschienen. 
Das Buch liegt mittlerweile in dritter Aufla¬ 
ge vor. In einem Film „Zeit für Zeugen“, der 
im Mai 2012 zum ersten Mal gezeigt wurde, 
äußern sich Weggefährten und Freunde über 
das eindrucksvolle Wirken von Ettie und Pe¬ 
ter Gingold. Der Liedermacher Hannes Wa¬ 
der schrieb für seine neueste CD eine Balla¬ 
de über die abenteuerliche Flucht von Peter 
Gingold aus der Gestapo-Haft. 

Unter dem Titel: „Jamais resigner! Parcours 
d 4 un Resistant du XXe siecle“ erscheint im 
Juni 2013 eine französische Übersetzung von 
Peter Gingolds Erinnerungen im renommier¬ 
ten Verlag Harmattan. Am 7. Juni 2013 wird 
dieser Band auf Einladung von Bürgermeis¬ 
ter Bertrand Delanoe im Festsaal des Pariser 
Rathauses vorgestellt. Damit wird erneut die 
Wertschätzung unterstrichen, die deutsche 
Antifaschisten in Frankreich genießen. 

Für die Herausgeber gez. Dr. Ulrich Schnei¬ 
der 

(Gemeinsame Presseerklärung von Ettie und 
Peter- Gingold- Erinnerungsinitiative, Papy¬ 
Rossa Verlag und Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes - Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten) 


wir diesen Imperialismus als Ökonomisierung von 
allem und jedem.“ Na gut, da würde man ja noch 
nicken. Ganz beiläufig wird der Marxismus als ext¬ 
reme Ökonomisierung plattgemacht: „Die imperi¬ 
alistischste ökonomische Theorie war bekanntlich 
der Marxismus.“ Bekanntlich. Hier dreht sich dem 
halbwegs Gebildeten der Magen um. Marx, der 
sein ganzes Leben lang - im Gegensatz zu Herrn 
Schirrmacher - wirklich die „Ökonomisierung“ 
der Gesellschaft bekämpfte, der wird mal locker 
zum McKinsey-Vortrupp umgedreht. 

Inhaltlich steht auf 350 Seiten nichts, das nicht bei 
Diderot, Hobbes, Vance Packard, McLuhan, Mar- 
Benedikt XVI usw. zu lesen wäre. In 
der Form hebt sich das neuste Ego- 
Werk jedoch deutlich ab. Es wirkt 
wie eine halbautomatische Text¬ 
montage aus zeitgeistigen Compu¬ 
ter-Schnipseln. Ein locker-flockiges 
Zusammenpappen von allem Mögli¬ 
chen, zusammengehalten von einem 
mageren Grund-Ideechen, das Gan¬ 
ze mit aufgeregter Schnappatmung 
berichtet. 

Da Schirrmacher dem beklagten „In¬ 
formationskapitalismus“ weder eine 
andere Theorie „des“ Menschen noch 
eine andere Praxis entgegensetzen 
kann, wäre das Buch nicht des Auf¬ 
hebens wert - wenn es nicht ein typi¬ 
sches Beispiel wäre. Beispiel für den 
Austausch wirklicher Bildung durch 
Wikipedia, Beispiel für die fortschrei¬ 
tende Erosion der Aufklärung, Bei¬ 
spiel für die schleichende Geschichts- 
Verdrehung. „Ego“ selbst ist der bes¬ 
te Beweis für die Wirksamkeit der 
„Monster 44 , die auf Blendung, Ver¬ 
dummung und Abspeisung der Men¬ 
schen abgerichtet sind. Desinforma¬ 
tions-Kapitalismus. Daniel Salber 

Frank Schirrmacher, Ego. Das Spiel 
des Lebens, Karl Blessing Verlag, München 
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Die Romantik ist geblieben 



Internationales 
Liederfest auf 
Burg Waldeck 2013 

Vom 17. bis 19. Mai fand das traditionelle 
Liederfestival der Arbeitsgemeinschaft 
Burg Waldeck (ABW) im Hunsrück statt. 
Bekannte sowie viele unbekannte Künst¬ 
ler sangen und rezitierten vor und mit 
einem ca. 100-köpfigen Publikum auf 
der Bühne, in irgendeiner privaten Ecke 
oder am Lagerfeuer. 

Waldeck ist Kult und es braucht keine 
Wucht, um Akzente zu setzen. Die ersten 
Liederfeste ab 1964 waren der Beginn ei¬ 
ner Tradition von sechs Open-Air-Festi¬ 
vals, damals eine völlig neue Kultur in 
der Folkszene. Als schließlich die Besu¬ 
cherzahl von 400 auf 8 000 gestiegen war, 
war der für Waldeck mögliche Rahmen 
gesprengt und die Liederfeste wurden in 
kleinerem Kreis, aber jährlich durchge¬ 
führt. Hannes Waders Karriere begann 
„auf der Waldeck“, Hanns-Dieter Hüsch, 
Johanna Zeul und Väterchen Franz (De¬ 
genhardt), um nur einige Wenige zu nen¬ 
nen, trafen sich und entwickelten fort¬ 
schrittliches Liedergut. 

Eines der Highlights war der Auftritt 
von Diether Dehrn und Manfred Mau¬ 
renbrecher am Samstagabend. Es wurde 
politisch, es wurde bissig und es ging um 
Liebe, so wie eben alles zusammenhängt, 
(siehe Interview) 

Die Newcomer-Group „Schnaps im Sil¬ 
bersee“, drei Gitarristen und eine Brat¬ 
schistin groovten die Zuhörer ein, um sie 
dann zu veralbern und mit einer Schar 
Tauben zu vergleichen. 

Schon politischer präsentierten sich Pit 
Klein und Black (von Schobert und 
Black, die einige der oft derben Songs 
und Balladen vertonten) mit einer liebe¬ 
voll gestalteten Hommage zu Fritz Graß- 
hoffs 100. Geburtstag. 

Was geht denn über ein Lagerfeuer, 
einige Klampfen und eine ausreichen¬ 
de Menge an Bier, um die Stimme ge¬ 
schmeidig zu halten? Früher mögen die 
Leute noch auf Baumstämmen geses¬ 
sen und das Holz aus dem Wald gezo¬ 
gen haben. Zugegeben, heute sind wir 
ein wenig bequem geworden; das Holz 
ist vorgeschnitten und gespalten. Bier¬ 
zeltbänke stehen rund um das Feuer, 
die Romantik jedoch ist geblieben und 
ohne geht es gar nicht. Gemeinsam be¬ 


wegt uns Humanismus, das „Bürgerlied“ 
und „Bella ciao“. Die Nacht der langen 
Messer endet früh, so gegen fünf Uhr 
morgens; keiner wird lauthals. Ein Kli¬ 
ma der Toleranz und der Solidarität hebt 
alle gut auf und macht den Reiz und den 
Charme dieser Bewegung aus, in der im¬ 
mer gesungen wird. 


UZ: Erzählst du uns von deiner Ver¬ 
bindung zur Arbeitsgemeinschaft Burg 
Waldeck? 

Diether Dehm: Ich war mit 16 zum 
ersten Mal auf der Waldeck. Dort war 
ich Winter wie Sommer, auf Kursen, 


Falkenfreizeiten und bei Harry (dem 
inoffiziellen Burgvogt) privat. Dann, 
besonders als ich dann 1969 in den en¬ 
gen Freundeskreis von Degenhardt 
kam, wurde mir einiges dort zu zahm, 
zu Scharping-orientiert. 


UZ: Du bist im Bundestag, Millionär 
und Musikproduzent; was möchtest du 
mit deinen Auftritten noch erreichen? 
Diether Dehm: Erst mal: Wer auf der 
Bühne steht, hat‘s nötig. Und - im Un¬ 
terschied zum oft theatralischen Be¬ 
scheidenheitskult der alten Arbeiter¬ 
bewegung, kann Eitelkeit eine groß¬ 
artige, soziale Produktivkraft werden. 
Also: Geltungsbedürfnis ist allemal 
besser, als das Bedürfnis, nichts zu gel¬ 
ten. 

UZ: Du steigst mit einer Brecht Inter¬ 
pretation in das Programm ein, „Ein 
Pferd klagt an siehst du einen Bezug 
zur heutigen Zeit? 

Diether Dehm: Brecht ist DER 
Meister der Moderne, weil er plan¬ 
mäßig ökonomische Bewegungen 
durchs seelische Material schim¬ 
mern lässt. Beim Pferd spiegelt er die 
Konjunkturanfälligkeit der mensch¬ 
lichen Güte auf dem Leib eines ster¬ 
benden Pferdes in der Vorkrisenzeit 
von 1929. 

UZ: Brecht spielt in deinen Auftritten 
eine große Rolle, kann man da von ei¬ 
nem Vorbild für dich sprechen? 
Diether Dehm: Nein, ich schreibe an¬ 
ders und will auch nicht anhand Brecht¬ 
scher Theatermachregeln schreiben. Er 
gefällt mir einfach. 

UZ: Liebe und Alter, oder die Liebe 
im Alter sind ein weiteres Thema, sind 
die Oldies der Jugendbewegung da das 
richtige Klientel? 

Diether Dehm: Klientelfokussierung 
ist eine Vorform der Zensur. Es gibt 
genug formatierte Demagogie. Ich 
schreibe für Genossenschaftsanwär¬ 
ter/innen, für sonst niemanden. 

UZ: In der Kulturkonferenz der DKP 
hast du linke Kunst als etwas beschrie¬ 
ben, das kein Hissen der roten Fahne 
mehr nötig haben sollte. Gibt es eine 
Symbolik oder ein Ereignis, die du be¬ 
vorzugt präsentierst? 

Diether Dehm: Doch, doch, in der 
Brechtschen „Mutter“ ist das Ge¬ 
dicht für die rote Fahne, sehr hilf¬ 
reich. Aber: Es soll nicht Überhand 
nehmen. Ein dialektisch-realistisches 
Gemälde braucht keinen Zettel im 
Mund. 

Den Rest kann man bei Marx über 
Balzac, bei Lenin und bei Rosa über 
Tolstoi und bei Lukäcs über Thomas 
Mann nachlesen. 


Geschichte der Burg Waldeck 

Die Burg Waldeck war die Jugendburg des „Nerother Wandervo¬ 
gels“ , einem Teil der Jugendbewegung, die sich zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts gründete. Den vorherrschenden Zwängen der städti¬ 
schen Industrialisierung entfliehen, die Natur gemeinsam wandernd 
erleben, Grenzen sprengen und Volkslieder aus aller Welt singen wa¬ 
ren die romantischen Elemente einer aufbrechenden Jugend. Die¬ 
se vor allem zwischen den Weltkriegen einflussreiche Bewegung 
prägte fortschrittliche Entwicklungen wie Reformpädagogik, Frei¬ 
körperkultur und erste Jugendherbergen. Mein Opa war begeisterter 
Nerother, sie nannten ihn damals „Eule“. Er war einer derjenigen, 
die an der Jugendburg bauten und die Steine schleppten. Das Pro¬ 
blem der Jugendbewegung war jedoch, dass sie zu unpolitisch war 
und somit leichte Beute der Nazis wurde. Während des Faschismus 
unter dem Druck, sich aufzulösen zu müssen, um der Hitlerjugend 
beizutreten, gründete sich die AG Waldeck unter einem neutral klin¬ 
genden Deckmäntelchen. Der bis dahin aristokratisch strukturierte 
Männerbund der Nerother war daraufhin auch wieder für Mädchen 
offen. Die AGW gründete sich nach der Nazidiktatur neu und ist heute 


noch Eigentümerin des Geländes. Nicht überlebt hat Robert Oelber¬ 
mann, ein charismatischer Gründer der Nerother, der im KZ Dachau 
ermordet wurde. 

Meine Mutter begleitete ihren Vater in der Nachkriegszeit auf die 
Waldeck, trat dann bei und sang mit Hein und Oss Kröher-Walde¬ 
cker Urgestein - Antikriegslieder. Auch mein Vater, ein konsequenter 
Jugendbewegter aus Wien, trieb sich auf der Jugendburg in Waldeck 
und auch auf dem hohen Meissner herum. So wurde auch ich mit 
den „Partisanen vom Amur“ groß. 

Ab 1957 spaltete sich der „Wandervogel“; der konservativere Teil 
beanspruchte das Gelände zurück, um in der Vorkriegstradition der 
Nerother weiterzumachen. Der fortschrittlichere Teil, zu denen auch 
die Kröher-Zwillinge gehörten, entwickelte die linke Liederkultur. Ein 
böser Witz besagt: Der Wandervogel spaltete sich; der eine Teil woll¬ 
te nur noch wandern, der andere Teil... (wer das jetzt nicht gleich 
versteht, soll sich keine Gedanken machen). 

Die Fronten sind verhärtet, die Freundschaft ist dahin. Aber die Nero¬ 
ther pflegen ihre verschlossene Tradition auf eingezäuntem Terrain 
und fabrizieren keinen Terror mehr, wenn nebenan linke Lieder ge¬ 
sungen werden. M.S. 


Sozialkritik verkam zur Show 

Zur Inszenierung von Gerhart Hauptmanns „Die Weber“ am Theater Plauen-Zwickau 


Es bedurfte nicht der Jubiläumsfeiern zu 
Hauptmanns 150. Geburtstag 2012, um 
die Aufmerksamkeit auf sein berühm¬ 
testes Stück „Die Weber“ zu lenken: Es 
gehört zum Kanon der Bühnen, schon 
wegen seiner unterschiedlichen Inter¬ 
pretationsmöglichkeiten vom sozialkri¬ 
tischen Stück bis zum Revolutionsstück. 
Das Geheimnis seiner Wirksamkeit ist 
seine Aktualität: Es gestaltet Produkti¬ 
onsbeziehungen von 1844, vom Beginn 
der industriellen Revolution, bis ins 
Zeitalter des Imperialismus in Haupt¬ 
manns Gegenwart um 1890 und ist bis 
in die Gegenwart aktuell. Die Weber 
leiden unter dem Druck der industriel¬ 
len Entwicklung; es geht nicht um ihr 
Elend, sondern um die Ursachen dafür. 
Sie werden von den Fabrikanten bis aufs 
Blut ausgebeutet, die so der technischen 
Entwicklung begegnen wollen. Die in¬ 
dustrielle Mechanisierung veränderte 
die Produktion grundsätzlich und führ¬ 
te zur Verschuldung der Kleinprodu¬ 
zenten. Die Fabrikanten behielten ihren 
Produktionsablauf bei und begegneten 
dem schwindenden Absatz mit zuneh¬ 
mendem Sparen bei Entgelt, Investitio¬ 
nen usw. Schon damals wurde deutlich, 
dass ein industriell-technischer Um¬ 
bruch nicht mit Sparen bewältigt wer¬ 
den kann, sondern dadurch die Rezessi¬ 
on nur noch heftiger wird. Hauptmanns 
„Weber“ leisten zweierlei in beeindru¬ 
ckender Weise: Sie machen deutlich, 
dass ein Produktionsprozess veraltet ist 
und nicht durch kosmetische Eingriffe 
wieder produktiv gemacht werden kann; 
auch Dreißigers Vorhaben, 200 Webern 


Beschäftigung bei gesenkten Löhnen 
zu geben, löst das Problem nicht. Die 
Produktion ist unter diesen Bedingun¬ 
gen insgesamt bedroht: Wenn Dreißiger 
nicht weiß, ob er die Ware „jemals ver¬ 
kaufen“ kann, hat er Recht und wenn 
er ein „immenses Risiko“ sieht, schätzt 
er die Lage richtig ein. Nur eine grund¬ 
sätzliche Änderung der Produktionsver¬ 
hältnisse wäre eine Lösung, die Dreißi¬ 
ger natürlich nicht will. So aber geht die 
Produktion in den Weber-Dörfern zu 
Grunde, weil Haus und Webstühle nicht 
gesichert, geschweige modernisiert wer¬ 
den können. Das ist nicht nur das Pro¬ 
blem von 1844 und 1890, sondern auch 
der heutigen Globalisierung. 

Nach dem diskussionswerten Versuch 
2011 in Berlin - Michael Thalheimer 
inszenierte am DT die „Weber“ als Er¬ 
innerung an einen revolutionären An¬ 
satz - und der Erinnerung an die le¬ 
gendäre Inszenierung in Dresden von 
2004, die verboten wurde, war ich ge¬ 
spannt auf die Inszenierung in Plau¬ 
en, wo ich 1964 selbst inszeniert hatte: 
Die Stadt und das Umland erlebten 
seit der Wende zahlreiche wirtschaftli¬ 
che Zusammenbrüche und erlebten mit 
der Insolvenz 2012 des Großbetriebes 
Manroland ein Beispiel für die Verla¬ 
gerung von Maschinen und Produktio¬ 
nen, andere ähnliche Beispiele in Elster¬ 
berg usw. sind in Erinnerung. Im Januar 
2013 sprach ich in einer Theaterrede in 
Münster über die Weber und meine Er¬ 
wartung, in der Plauener Inszenierung 
diese Vorgänge reflektiert zu finden. Es 
kam anders. 


Ich wollte die Weber sehen und sah eine 
bunte Show (Regie: Marie Bues) will¬ 
kürlicher Versatzstücke, die mit vielem 
zu tun hatten, nur mit einem nicht, mit 
Hauptmann und seinem berühmten 
Stück. Die Schauspieler, das sei vorweg¬ 
genommen, gaben sich redliche Mühe 
in dem unübersichtlichen Treiben und 
scheuten körperliche Anstrengungen 
nicht. Aber die Regie und Dramatur¬ 
gie hatten dem Stück so wenig vertraut, 
dass man seine zentrale literarische Säu¬ 
le, das originale Weber-Lied vom Blutge¬ 
richt -es stützt dramaturgisch das Stück - 
strich und auch im Programmheft durch 
Heinrich Heines Schlesische Weber er¬ 
setzte. Man vertraute weder dem Text, 
noch den Figuren, die im Durcheinan¬ 
der der Stückreste nicht verfolgt werden 
konnten: So wurde aus Dreißiger eine 
Frau Dreißiger (Else Hennig), die wie 
eine Domina durch die Szenen stöckel¬ 
te, aber auch ein Herr Dreißiger wurde 
im Programmheft aufgeführt, den ich 
nicht sah. Dass auch die Dreißigers im 
unerbittlichen Konkurrenzkampf Prob¬ 
leme haben, weil der deutsche Kapita¬ 
lismus im Wettstreit mit dem englischen 
seinerzeit versagte, wurde zur Karika¬ 
tur bzw. gestrichen. Aus dem alten Hilse 
wurde ein Hummer (Johanna Steinhäu¬ 
ser), der mit einem Text David Foster 
Wallaces agiert. Aber wen das Schick¬ 
sal des Hummers mehr quält als das des 
alten Hilse, sollte Tierschützer werden, 
nicht Regisseur. Wenn man so mit Text 
und Stückanlage umgeht, das Original 
zerstört, fragt man sich, warum man ein 
Stück adaptiert, dass solche Eingriffe so 


dringend nötig hat. Dass man Respekt 
vor einer Dichtung hat, die sprachlich 
kräftig und bildhaft ist und selbst im 
Dialekt ihresgleichen bietet, war nicht 
zu spüren. Dass man schließlich Haupt¬ 
manns Credo, was sein Schaffen durch¬ 
zieht und sich in zahlreichen Varianten 
findet, aber aufs berühmte Bonmot 
gebracht wurde vom Weber Ansor¬ 
ge mit seinem „Nu jaja -nu nee nee!“, 
strich, ist unerklärlich: Aber indem er 
Entscheidung ausließ, die Konflikte 
aber zugespitzt auf die Bühne brachte, 
macht die Dauerhaftigkeit des Werkes 
aus. Die Inszenierung wirkte wie eine 
Slapstick-Sammlung zur heutigen Tex¬ 
tilbranche einschließlich Mode, zu der 
ein paar verbindende Texte gereicht 
hätten. Statt der drohend sich aufbau¬ 
enden Revolte der Weber gab es schril¬ 
le Töne und skurrile Ausbrüche, in de¬ 
nen auch der letzte Rest an Dichtung 
verlorenging. 

Und schließlich: Man sah Textilarbeiter 
auf der Bühne, aber nicht einen einzi¬ 
gen Weber. Hauptmanns Weber waren 
keine Arbeiter, sondern Handwerker, 
denen Produktionsmittel und Produk¬ 
tionsstätten gehörten - der Stolz auf 
das eigene Haus gehört zu den Stereo¬ 
typen des Textes -, aber die industrielle 
Revolution drängt sie aus der Produkti¬ 
on. Hauptmann hatte bereits Vorgänge 
im Blick, die heute als Globalisierung 
bezeichnet werden. Insofern waren die 
Bezüge zur Textilindustrie in Bangla¬ 
desh vielleicht gut gemeint, aber fern 
des Stückes. Mit anderen szenischen 
Einschüben - Klums germany‘s next 
topmodel, Rabatte usw.- haben die We¬ 
ber nichts zu tun. Das verwässerte die 
Zusammenhänge und ließ die ohnehin 
unverständlichen Einlagen - warum 


eine homosexuelle Kuss-Szene? War¬ 
um musste eine der Gestalten an Seilen 
durch das Haus fliegen? - noch frag¬ 
würdiger werden. Das war vielleicht 
unterhaltsam; es wurde viel gelacht, 
ein Zeichen, wie wenig der Weber- 
Konflikt erkennbar wurde. Die Auffüh¬ 
rung war jugendlich gedacht und bunt 
inszeniert - haben die Schöpfer der In¬ 
szenierung sich einmal den Grafikzy¬ 
klus „Ein Weberaufstand“ der Käthe 
Kollwitz angesehen? Sie hätten auf ihr 
karnevalistisches Treiben wohl verzich¬ 
tet! -, nur wenn sich die Jugend nach 
diesem Beispiel ihr Bild von Haupt¬ 
mann, seinen Webern und deren Kon¬ 
flikt macht, sind Dichter und Dichtung 
bald wirkungslos und vergessen. Die 
Arbeitslosen von Manroland werden als 
Hartz-IV-Bezieher die Billigwaren aus 
Bangladesh annehmen und auch jeder 
Rabattaktion folgen. Um den Textilar¬ 
beiterinnen dort zu helfen müssen zu¬ 
erst die sozialen Bedingungen hier ver¬ 
ändert werden. Das steht in den Webern. 
Davon war in der Inszenierung nichts 
zu spüren: Was man zu kritisieren dach¬ 
te, wurde bedient: die bürgerliche Un¬ 
terhaltungsindustrie. Das war schlimm. 
Aber wer schon im Programmheft aus¬ 
weist, dass er Hauptmanns Lebensdaten 
falsch wiedergibt, kaum Sekundärlitera¬ 
tur kennt und den Konflikt des Stückes 
nicht erkannt hat, sollte die Hände von 
ihm lassen. Rüdiger Bernhardt 

Unser Autor war von 1994 bis 2008 Vorsitzen¬ 
der der Gerhart-Hauptmann-Stiftung Kloster 
auf Hiddensee, verfasste mehrere Bücher über 
Gerhart Hauptmann, darunter einen Kommen¬ 
tarband zu den Webern (Königs Erläuterungen 
und Materialien, Bd. 189, Hollfeld: C. Bange Ver¬ 
lag, 32008) 
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Der bayrische Wurmfortsatz der Berufsverbote-Praxis 

Verfassungstreue blau auf weiß - aber richtig! 




Protest vor dem Hamburger Amtsgericht Altona, 2. November 1981. 


N iemand soll denken, dass Bay¬ 
ern kein Rechtsstaat oder gar 
rückständig sei. Schließlich hat 
auch Bayern im Jahre 1991 - rein zu¬ 
fällig als letztes der alten Bundeslän¬ 
der - offiziell die Berufsverbote abge¬ 
schafft. Das fiel der seit Jahrzehnten re¬ 
gierenden CSU schwer, schließlich war 
zu befürchten, dass damit den linken 
Verfassungsfeinden Tür und Tor geöff¬ 
net würde. 

Dem schob der Freistaat daher umge¬ 
hend einen Riegel vor: Am 3.12. dessel¬ 
ben Jahres erließ die Landesregierung 
eine sogenannte „Bekanntmachung 
betr. Pflicht zur Verfassungstreue im 
öffentlichen Dienst“ (Staatsanzeiger 
Nr. 49), welche 2007 (27.11., StAnz 
Nr. 50) - offenbar unverändert - neu 
aufgelegt wurde. 

Damit sollte eine bis zum heutigen Tag 
geübte Gesinnungsprüfungs-Praxis le¬ 
gitimiert werden. 

Eine Schlüsselrolle spielt dabei ein 
„Verzeichnis extremistischer oder ex¬ 
tremistisch beeinflusster Organisatio¬ 
nen (nicht abschließend)“. 
Bewerberinnen für den öffentlichen 
Dienst sollen sich bei Strafe ihres Raus¬ 
schmisses quasi selbst denunzieren 
oder brav schriftlich versichern, dass sie 
keiner der aufgeführten Vereinigungen 
angehören, angehört haben oder ange¬ 
hören werden. 

Diese Liste der „extremistischen“ bzw. 
„verfassungsfeindlichen“ Organisatio¬ 
nen wird in regelmäßigen Abständen 
gewissenhaft aktualisiert bzw. erwei¬ 
tert. 

Und wer mag da am Werke sein? 
Richtig: Wer sollte mehr dazu berufen 
sein als der bayrische „Verfassungs¬ 
schutz“! 

Der lange Katalog beginnt mit den 
„Linksextremen“, darunter die Par¬ 
tei „Die Linke“, die DKP sowieso, die 
VVN/BdA, [,solid], die Bamberger 
Linke, die Rote Hilfe sowie eine Reihe 
antifaschistischer Bündnisse etc. 

Als zweites folgen die „Rechtsextre¬ 
men“: Neofaschistische Organisatio¬ 
nen incl. NPD. Das so genannte „Freie 
Netz Süd“, dessen Verbot der bayrische 
Landtag eigentlich schon längst be¬ 
schlossen hat, fehlt hier übrigens. 


Als drittes sind kurdische und türki¬ 
sche „Gruppen“ (jeweils rund 20) so¬ 
wie einige Dutzend „andere Gruppen“ 
aus Sudan, Iran, Kosovo, Palästina etc. 
unsortiert in alphabetischer Folge auf¬ 
geführt. Als sechstes dann Scientology. 
Doch damit noch nicht genug: In jedem 
Fall sei laut Verzeichnis und Erlass Ge¬ 
neralverdacht dringend angesagt bei 
Bewerberinnen mit Staatsangehörig¬ 
keiten von nicht weniger als circa vier¬ 
zig Staaten, von Eritrea oder Turkme¬ 
nistan bis Tunesien - quer durch die 
Kontinente. 

Zur Praxis 

Trotz regelmäßiger Proteste und öf¬ 
fentlicher Diskussionen darüber ist 
also der „Fragebogen zur Prüfung der 
Verfassungstreue“ weiterhin in Ge¬ 
brauch. Das heißt, eine Gewissensprü¬ 
fung bzw. Schnüffelei findet seit 1991 
ungebrochen statt. 

Nun sind nicht verfassungskonforme 
Fragebogen bzw. Sicherheitsüberprü¬ 
fungen auch in anderen Bereichen 


durchaus gang und gäbe. Und zweifel¬ 
los ist die bayrische Praxis von Form 
und Ausmaß her nicht mit den Men¬ 
schenrechtsverletzungen durch die Be¬ 
rufsverbote der 70er und 80er Jahre zu 
vergleichen. 

Aber das ändert nichts an ihrer Verfas¬ 
sungswidrigkeit. Und man sollte ihre 
Wirkung auch nicht unterschätzen. 
Bewerberinnen erhalten fast ein hal¬ 
bes Kilo Papier, darunter die oben be¬ 
schriebene zweiseitige Liste. Sie müs¬ 
sen u.a. unterschreiben 

• eine „Belehrung über die Pflicht zur 
Verfassungstreue im öffentlichen 
Dienst“ - na gut; 

• den „Fragebogen ...“ - zwei Seiten; 

• eine „Erklärung“, dass fehlende oder 
fehlerhafte etc. Angaben zu soforti¬ 
ger Entlassung führen können; 

• Fragebogen zu „Scientology“; 

• Erklärung zu eventuellen Strafver¬ 
fahren oder Vorstrafen (ein polizei¬ 
liches Führungszeugnis wird sowieso 
verlangt) 

• etwa 10 Blätter wie Personalfragebo¬ 
gen inclusive Belehrung dazu. 

Das AGG ist auch dabei! 

Zum Trost (oder als Alibi?) gibt es 
dann noch ein weiteres interessantes 
Formular, woraus Bewerberinnen er¬ 
kennen können, wie gut es der blau¬ 
weiße Freistaat mit ihnen meint: ein 
„Merkblatt zum Allgemeinen Gleich¬ 
behandlungsgesetz“ (AGG). 

Dessen Kenntnisnahme ist wieder¬ 
um per Unterschrift zu quittieren, was 
nicht schwer fallen dürfte. Die einfüh¬ 
renden amtsoffiziellen Bemerkungen 
(Extra-Schreiben dazu) heben aus¬ 
drücklich „gleichberechtigte Behand¬ 
lung“ und „Schutz der Einzelnen vor 
Benachteiligungen“ hervor! 
Bezeichnend ist allerdings, was genau 
in dieser behördlichen Zusammenfas¬ 
sung des AGG hier herausgegriffen 
und was verschwiegen wird. Die Be¬ 
hörde nennt als wichtigste Diskrimi¬ 
nierungsmerkmale unter anderem: 

• „Hautfarbe, Sprache, Nationalität“! 
Nationalität - zu deutsch: Staatsan¬ 
gehörigkeit? Da war doch aber was 
...(siehe oben). 

• „Religion und Weltanschauung“, 
dazu eine Aufzählung allgemein be¬ 
kannter Religionen, kein Wort je¬ 
doch zu möglichen politischen Auf¬ 
fassungen bzw. oppositionellen Par¬ 
teien u.ä. 

Ähnlich bei den angefügten „Beispie¬ 
len für Benachteiligungen“: Wiederum 
keinerlei Hinweise auf politische Dis¬ 
kriminierung! Haben diese Verfasser 
das AGG überhaupt selbst gelesen bzw. 
verstanden? Oder handelt es sich hier 
um einen klassischen Fall von selekti¬ 
ver Wahrnehmung? 

Dass genau dieses AGG in seiner 
nicht-bayrischen, europaweit gültigen 
Vollversion die Handhabe bietet, sich 
gegen Gesinnungsschnüffelei mit Aus¬ 


sicht auf Erfolg zur Wehr zu setzen, 
entbehrt nicht der Komik. Humor ist 
bekanntlich, wenn man trotzdem lacht. 
Doch Spaß beiseite. Wer den Frage¬ 
bogen „Zur Überprüfung der Verfas¬ 
sungstreue“ nicht ausfüllt, macht sich 
bereits verdächtig und riskiert die 
Nichteinstellung. Dies gilt für den öf¬ 
fentlichen Dienst nach wie vor. Und 
zwar offenkundig nicht nur bei Verbe¬ 
amtungen oder unbefristeten Einstel¬ 
lungen: so z.B. an einer nordbayrischen 
kleinen Universität im Zusammenhang 
mit einer auf ein halbes Jahr befriste¬ 
ten HiWi-Stelle bzw. einem Lehrauf¬ 
trag; an Schulämtern im Zusammen¬ 
hang mit Referendariat bzw. Schikanen 
bei der Notengebung; wie auch bei Be¬ 
zirksregierungen bzw. Ämtern der bay¬ 
rischen Landesregierung, die nichts mit 
Schule oder Hochschule zu tun haben. 
Von einem gewissen Ermessensspiels¬ 
raum oder auch Beliebigkeit bzw. Will¬ 
kür dabei ist wohl auszugehen 
Gelegentlich erreichen die Vertreterin 
des Berufsverbote-Komitees besorgte 
E-mail-Anfragen z.B. bayrischer Lehr¬ 
amtsanwärter zu den Berufsverboten 
bzw. zu dem „Fragebogen“. Nicht zu¬ 
letzt daraus lässt sich ablesen, dass der 
Zweck des Ganzen - Einschüchterung 
bzw. zumindest Verunsicherung - 
durchaus erfüllt ist. 

Politische Aspekte 

Einzelne DGB-Vorstände bzw. an¬ 
dere Einzelgewerkschaften haben 
sich zum Teil öffentlich gegen die¬ 
se „Fragebogen“-Praxis gewandt. In 
München gab es ein breites Bündnis 
einschließlich ver.di und dem DGB- 
Kreisvorstand bei einer Veranstaltung 
anlässlich des 40. Jahrestages des „Ra¬ 
dikalenerlasses“ im Dezember 2012. 
Nach Auskunft von ver.di seien aber 
die Fragebögen in den letzten Jah¬ 
ren nicht mehr generell im Öffentli¬ 
chen Dienst ausgegeben worden; das 
scheint - wie die genannten Beispiele 
belegen - so leider nicht zuzutreffen. 


Die GEW Bayern hat auf ihrer De¬ 
legiertenversammlung im November 
letzten Jahres die Berufsverbote-Pra¬ 
xis noch einmal nachdrücklich ver¬ 
urteilt. Der GEW-Landesausschuss 
wollte auch die Fragebogen-Praxis ge¬ 
genüber der Landesregierung thema¬ 
tisieren, unter anderem im Hauptper¬ 
sonalrat. 

Im Programm der Partei „Die Linke“ 
wird die Forderung nach „Abschaffung 
des Fragebogens zur Verfassungstreue“ 
erhoben. 

Die DKP fordert in ihrem Landtags¬ 
wahl-Aufruf mit aller Nachdrücklich¬ 
keit ein Ende der Schnüffelpraxis und 
verurteilt sie als verfassungswidrig. 
Vereinzelt haben sich Vertreterinnen 
aus den Oppositionsparteien SPD und 
die Grünen dem Protest angeschlossen. 

Resümee 

Im letzten Jahr war es gelungen, die 
Berufsverbote etc. auch im Bundesland 
mit den Nationalfarben Griechenlands 
wieder ins breite öffentliche Bewusst¬ 
sein zu rücken. 

Nicht zu verkennen jedoch ist, dass 
viele, auch fortschrittliche Menschen 
diese Art Gewissensprüfung gar nicht 
mal so schlimm finden. Manche Be¬ 
gründungen wie „Wie sollen wir uns 
denn sonst die Nazis vom Hals hal¬ 
ten!“ gehen da schon ziemlich weit 
an die Schmerzgrenze. Sind doch die 
Atem beraubenden Erfolge der bayri¬ 
schen Verfassungsschützer u. a. zurzeit 
in der Landeshauptstadt beim Prozess 
gegen die NSU-Terroristen live zu be¬ 
sichtigen. 

Es ist vor allem zu hoffen, dass Be¬ 
troffene sich bereit erklären würden, 
gegen diese verfassungswidrige Praxis 
des Berufsverbote-durch-die Hinter¬ 
tür öffentlich und auch gerichtlich vor¬ 
zugehen. Landes- und Bundesfassung, 
nicht zuletzt das AGG versprechen da¬ 
für eine solide Basis auf Erfolg. 

xy 
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Syrien 

Wie man einen 
säkularen Staat 
zerstört 

und eine Gesellschaft 

islamisiert 


Wolfgang Gehrcke/Christiane Reymann (Hg): 
Syrien - Wie man einen säkularen Staat zerstört 
und eine Gesellschaft islamisiert 

Längst ist der anfangs friedliche Protest in einen von außen ge¬ 
schürten und finanzierten bewaffneten Aufstand übergegangen, 
der einen demokratischen Wandel abwürgt. Das Buch ordnet 
den Konflikt historisch ein, untersucht die Politik des Westens 
und skizziert Wege zu Verhandlungslösungen. 

187 Seiten - 9,90 Euro 
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Andreas Wehr 

<2 Die Europäische 
Union 
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Andreas Wehr: 

Die Europäische Union 
Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Andreas Wehr beschreibt die EU als ein fragiles Bündnis. In ihm 
dominiert das Machtstreben der großen Mitgliedsstaaten, unter de¬ 
nen die BRD den Ton angibt. DasZiel, zum »wettbewerbsfähigsten 
und dynamischsten Wirtschaftsraum« zu werden, hat sie nicht er¬ 
reicht. So besteht ihre Entwicklung derzeit in Rückschlägen. 

Pocketformat - 134 Seiten - 9,90 Euro 



Der Weg 
nach oben 

G«chkhlr Wntdrocxhbnd» 

und du Bonner Republik 


Karl Unger: 

Der Weg nach oben 

Geschichte Westdeutschlands und der Bonner Republik 

Im Nachhinein zum Mythos erhoben, fußte die »Bonner Repu¬ 
blik« auf Währungsreform, Spaltung und Restauration. Einem 
zwischenzeitlich stürmischen Frühling mit APO und einem er¬ 
zwungenen Bekenntnis, »mehr Demokratie« zu wagen, folgten 
neoliberale Wende und neue Weltgeltung. 

292 Seiten - 16,90 Euro 
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Beschluss des 20. Parteitages der DKP (3. Tag) 

Bespitzelung von Demokraten 
endlich beenden! 

Der 20. Parteitag der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) verurteilt 
mit allem Nachdruck die anhaltende(!) Bespitzelung von Demokraten in 
diesem Lande. Er fordert: - die Öffnung aller diesbezüglichen Akten und 
elektronischen Speichermedien - die Beendigung der „doppelten Buchfüh¬ 
rung“ hinsichtlich zugegebener Schnüffelergebnisse und weiterhin verdeck¬ 
ten „Erkenntnissen“ - das sofortige Verbot des Einsatzes von V-Leuten in 
demokratischen Organisationen - das sofortige Verbot des Einsatzes von 
V-Leuten bei demokratischen Veranstaltungen - die sofortige Einstellung 
der Observierung demokratischer Persönlichkeiten und ihres Umfeldes In 
der Konsequenz dieser Einzelaspekte fordert der 20. Parteitag die sofortige 
Auflösung des Bundesamtes für Verfassungsschutz und der entsprechenden 
Einrichtungen in allen Bundesländern. 













m unsere zeit 


Freitag, 31. Mai 2013 13 


DKP-Parteitag 


DKP beendet 20. Parteitag in Hannover 

Dokument „Antworten der DKP auf die Krise“ verabschiedet. Solidarität mit dem sozialistischen Kuba bekräftigt 




E in Moment großer Einigkeit war 
der kurze Auftritt der Delegation 
der kubanischen Botschaft. 

Zu Gast auf dem 3. Tag des 20. Partei¬ 
tages der DKP am vergangenen Sams¬ 
tag in Hannover waren Daciel Alfon- 
so, 2. Sekretär und Stellvertreter des 
Botschafters in Berlin, Hector Corcho, 
Kulturattache und Yenki Bravo als 
Übersetzerin. Alfonso (siehe Bild oben 
rechts) verwies auf die Verbundenheit 
und Solidarität der DKP mit der Kom¬ 
munistischen Partei Kubas und der Re¬ 
volution von Anbeginn und bedankte 
sich auch für die Solidaritätsarbeit der 
SDAJ. Einhellig stimmten die Dele¬ 
gierten für Solidaritätserklärungen 
mit dem sozialistischen Kuba und der 
kurdischen Befreiungsbewegung. Zu¬ 
rückgewiesen wurde die Bespitzelung 
von Demokraten verbunden mit der 
Forderung nach Auflösung der Verfas¬ 
sungsschutzämter. Ein positives Votum 
des Parteitages gab es auch für ein UZ- 
Pressefest 2014. Der Parteivorstand 
wurde beauftragt, die Möglichkeiten 
der Durchführung zu prüfen. 

★ 

Weniger einhellig war erwartungs¬ 
gemäß die Hauptdebatte auf diesem 
3. Tag des 20. Parteitages, die Diskussi¬ 
on um den Leitantrag „Antworten der 
DKP auf die Krise“. Mehr als 100 Ände¬ 
rungsanträge waren alleine zu diesem 
Dokument bei den ersten beiden Tagen 
der Konferenz im März im hessischen 
Mörfelden-Walldorf liegengeblieben, 
weil Personaldebatte und Wahlen des 
Parteivorstandes viel Zeit in Anspruch 
genommen hatten. Am vergangenen 
Samstag nun konnten die Delegier¬ 
ten den Leitantrag vor allem dank gu¬ 
ter Vorarbeit der Antragskommission 
verabschieden. 

Zuvor hatte der Parteivorsitzende, Pa- 
trik Köbele, die Delegierten begrüßt 
und einen knappen Abriss der Arbeit 
des Parteivorstands gegeben. Er stellte 
dar, dass Beschlüsse zur Betriebs- und 
Gewerkschaft sowie zur Neuorganisa¬ 
tion der Parteibildung gefasst wurden 
und mit deren Umsetzung begonnen 
wurde. Er dankte allen aus dem Par¬ 
teivorstand ausgeschiedenen Genos¬ 
sinnen und Genossen für ihre langjäh¬ 
rige und engagierte Arbeit in dem Füh¬ 
rungsorgan der Partei. 

Es folgte eine konzentrierte Antrags¬ 
debatte, in der auch zeitlich begrenzte 
Aussprachen zu Streitfragen Platz fan¬ 
den. So zum Beispiel zum Änderungs¬ 
antrag des stellvertretenden Vorsitzen¬ 
den der DKP Hans-Peter Brenner zum 
Abschnitt „Was ist jetzt zu tun? Die 
dringendsten Forderungen und Aufga¬ 
ben der DKP“. 

Dieser Abänderungsantrag war die Zu¬ 
sammenführung von Änderungsanträ¬ 
gen aus den Bezirken Südbayern und 
Baden-Württemberg sowie einer Reihe 
von Gruppen und Kreisen, die bereits 
durch die Antragskommission in den 
Leitantrag eingearbeitet waren, mit der 
Handlungsorientierung, die die Genos¬ 
sinnen und Genossen aus Berlin bean¬ 
tragt hatten. Brenner erläuterte das 
Anliegen, den Parteitag mit einem ge¬ 


meinsamen Dokument zu verabschie¬ 
den und so ein Zeichen für die Einheit 
der Partei zu geben. Die Behauptung, 
der Abänderungsantrag habe in der 
Partei nicht breit genug diskutiert wer¬ 
den können, wies er als „Mythos“ zu¬ 
rück, vor allem weil er lediglich zwei 
bereits bekannte Texte, nämlich den 
Vorschlag der Antragskommission und 
Auszüge aus der Berliner Handlungs¬ 
orientierung zusammengeführt habe. 
Die Gegner des Änderungsantrages, 
darunter die Genossinnen und Genos¬ 
sen Ellen Weber, Heinz Stehr, Volker 
Metzroth und Leo Mayer sahen in ihm 
die Gefahr von Verengungen in der 
Bündnisarbeit bis hin zum Sektierer¬ 
tum sowie in verschiedenen Politik¬ 
feldern, insbesondere in der gewerk¬ 
schaftlichen und betrieblichen Ori¬ 
entierung und in der Friedensarbeit 
Brüche mit der jahrzentelangen Praxis 
der DKP und ihrem Parteiprogramm 
von 2006. Ein Antrag Stehrs, diesen Teil 
des Leitantrages nur als Arbeits- und 
Diskussionsmaterial zu beschließen 
und in der Partei bis zum 21. Parteitag 
zu diskutieren, fand keine Mehrheit. 
Am Ende stimmten zwei Drittel der 
Delegierten für den Abänderungs¬ 
antrag von Hans-Peter Brenner und 
schließlich auch für den Gesamtantrag 
„Antworten der DKP auf die Krise“ 
(91 Ja-Stimmen, 41 Nein-Stimmen, 1 
Enthaltung). 

Zu den umstrittenen und nun beschlos¬ 
senen Formulierungen gehören folgen¬ 
de: 

Die DKP orientiert auf 

★ die Stärkung der betrieblichen und 
gewerkschaftlichen Aktivität und Ver¬ 
ankerung ihrer Mitglieder. 

★ die Stärkung der DGB-Gewerk- 
schaften als an den Klasseninteressen 
orientierten Massenorganisationen. Sie 
tritt dafür ein, mehr Kolleginnen und 
Kollegen für eine kämpferische Ge¬ 
werkschaftsarbeit zu gewinnen. Die 
DKP-Mitglieder wenden sich dabei 
gegen die Ideologie der Sozialpartner¬ 
schaft, der Standortideologie und der 
Klassenzusammenarbeit aber auch ge¬ 
gen betriebliche und gewerkschaftliche 
Stellvertreterpolitik. 

Im Abschnitt „Kampf für Frieden und 
Abrüstung - gegen Militarismus und 
Krieg“ heißt es nun eingangs: „Der 
deutsche Imperialismus ist in den letz¬ 
ten Jahren weitere Schritte gegangen, 
um seine militärische Schlagkraft zu 
erhöhen bzw. Effektivität zu steigern. 
(...) Übergeordnetes Ziel ist es,gegen¬ 
über der militärischen Überlegenheit 
des US-Imperialismus und anderer 
imperialistischer Konkurrenten auf¬ 
zuholen, um bei den anstehenden Ver¬ 
teilungskämpfen (...) einen möglichst 
großen Anteil für das deutsche Mono¬ 
polkapital zu sichern.“ 

Die Antragskommission hatte die Pas¬ 
sage aus Berlin wie folgt umformu¬ 
liert und zur Annahme empfohlen: 
„Deutschland ist jedoch seit 1999 wie¬ 
der Kriegspartei. In den letzten Jah¬ 
ren wurden weitere Anstrengungen 
unternommen, die eigene militärische 
Schlagkraft zu erhöhen (...). Gemein¬ 
sam mit den führenden Staaten der EU, 


im ,transatlantischen 4 Bündnis mit den 
USA, im Bündnis mit Japan u.a., aber 
auch in Konkurrenz mit ihnen, geht es 
um den Zugriff auf Rohstoffe (...).“ 
Dem wurde nicht gefolgt. 

Mit der Verabschiedung des Leitan¬ 
trags hat sich die DKP auf die wich¬ 
tigsten Handlungsfelder konzentriert 
und dort ihre Positionen formuliert. 
Diese sind: 

★ Kampf um soziale Gerechtigkeit, 
gegen die Abwälzung der Krisenlasten 
auf die arbeitende Bevölkerung 

★ Gegen Sozialabbau in Ländern, 
Städten und Gemeinden 

★ Kampf für Frieden und Abrüstung - 
gegen Militarismus und Krieg 

★ Für Demokratie uns Selbstbestim¬ 
mung - Kampf gegen Demokratieab¬ 
bau und Faschismus 

★ Ökologischer Umbau von Wirtschaft 
und Gesellschaft - Keine Energiewen¬ 
de zu Lasten der Bevölkerung 

★ 

Im Anschluss an die Annahme des 
Leitantrages nutzte die ehemalige 
Vorsitzende Genossin Bettina Jürgen- 
sen die Gelegenheit, sich mit einer per¬ 
sönlichen Erklärung an die Delegierten 
zu wenden. Sie bedankte sich für die 
Zusammenarbeit und versicherte, wei¬ 
ter in der Partei aktiv zu sein und dort 
wo es ihn gibt, ihren Widerspruch ge¬ 
gen Aussagen anderer Leitungsmitglie¬ 
der der Partei offen zu äußern. Zudem 
werde sie sich weiterhin einsetzen für 
eine aktive Mitarbeit in der Partei der 
Europäischen Linken (EL). 

Auch hierzu hatte der Parteitag zu be¬ 
schließen. Neben Anträgen auf Voll¬ 
mitgliedschaft lagen solche zum Aus¬ 
tritt und der Beendigung des derzeiti¬ 
gen Beobachterstatus vor. Zwei Drittel 
der Delegierten folgten schließlich ei¬ 
nem Abänderungsantrag von Patrik 
Köbele, den Beobachterstatus in der 
Europäischen Linkspartei bis zum 
21. Parteitag beizubehalten und diese 
Zeit zu nutzen, um ihn zu überprüfen 
(siehe Kasten oben rechts). 

Die Beschlüsse werden in Kürze in ei¬ 
ner DKP-Information veröffentlicht. 

Wera Richter 


Beschluss des 20. Parteitages der DKP (3.Tag) 

Beschluss zum Verhältnis 
DKP-ELP 

Der Parteitag stellt fest: 

Die DKP ist kein Vollmitglied der Partei Europäische Linke. Der Status der 
beobachtenden Mitgliedschaft wird in der Zeit bis zum 21. Parteitag über¬ 
prüft. Die derzeitige Praxis der beobachtenden Mitgliedschaft wird korrigiert: 

★ zu den Kongressen der EL werden zukünftig Delegationen der DKP ent¬ 
sandt, in denen die unterschiedlichen Positionen zur EL, die an der Basis der 
DKP vorhanden sind, entsprechend vertreten sind. 

★ Die Mitarbeit im Vorstand der Partei Europäische Linke wird eingestellt. 

★ Die DKP tritt in der Öffentlichkeit nicht als Mitglied der Partei Europäi¬ 
sche Linke auf und verwendet die Symbolik dieser Partei nicht für ihre eigene 
Werbung und Öffentlichkeitsarbeit. 

Um den Diskussionsprozess innerhalb der DKP zu befördern, wird der Par¬ 
teivorstand beauftragt je eine Zusammenkunft mit kommunistischen Parteien 
der EU, die Vollmitglied oder Beobachter der EL sind und eine Zusammen¬ 
kunft mit kommunistischen Parteien, die nicht Mitglied der EL sind, zu orga¬ 
nisieren, um die jeweiligen Beweggründe besser zu verstehen. Diese werden 
in der Partei transparent dargestellt. 


Beschluss des 20. Parteitages der DKP (3.Tag) 

Solidarität mit Kuba 

Angesichts der nach dem Tod von Hugo Chävez nach der Neuwahl von der 
Opposition losgetretenen Aggressionen gegen Regierungsanhänger und ge¬ 
gen kubanische Gesundheitsarbeiter/innen und Einrichtungen in Venezuela 
erneuert die Deutsche Kommunistische Partei ihre uneingeschränkte Solida¬ 
rität mit dem sozialistischen Kuba. 

Die Angriffe auf die rechtmäßige Regierung in Venezuela sind indirekt auch 
Angriffe auf das sozialistische Kuba. Nach wie vor soll die Blockade durch die 
USA die Entwicklung Kubas bremsen. Die DKP fordert die US-Regierung zur 
Aufgabe der völkerrechtswidrigen Blockade auf, die nach geltendem Völker¬ 
recht ein Kriegsakt ist. Darüber hinaus verlangt die DKP von Bundesregie¬ 
rung und Europäischer Union die Einstellung der Feindseligkeiten gegenüber 
Kuba und dem freien Willen seines Volkes. Der „Gemeinsame Standpunkt“ 
der Europäischen Union gegen Kuba ist aufzuheben. 

Wir begrüßen die Rückkehr von Rene Gonzalez nach Kuba, die wir auch als 
Ergebnis des weltweiten Kampfes für die Freilassung der fünf Kubaner anse- 
hen, die zu Unrecht in US-amerikanischen Gefängnissen inhaftiert sind. Ihr 
Kampf für ein freies, selbstbestimmtes Kuba ist auch unser Kampf! Wir wer¬ 
den für die Freiheit der verbliebenen Vier unsere Anstrengungen beibehalten. 


Beschluss des 20. Parteitags der DKP (3. Tag) 

zur Unterstützung des Friedensprozesses 
zwischen dem türkischen Staat und der 
kurdischen Freiheitsbewegung 

Der 3. Tag des 20. Parteitags der DKP beschließt: 

★ Die DKP unterstützt den derzeit laufenden Friedensprozess in der Türkei/Kurdistan, sowie die Forderungen der kur¬ 
dischen Bevölkerung nach Demokratie, muttersprachlichem Unterricht, einer Dezentralisierung des Staates, der Etab¬ 
lierung kultureller Rechte für alle Minderheiten und der Freilassung aller politischen Gefangenen 

★ Die DKP fordert die türkische Regierung auf, die Repressionen gegen die „Partei für Demokratie und Frieden (BDP)“ 
die kurdische Befreiungsbewegung und alle linken und demokratischen Kräfte in der Türkei sofort zu beenden und alle 
politischen Gefangenen umgehend freizulassen. 

★ Die DKP fordert die Bundesregierung auf, jegliche Waffenlieferungen aus Deutschland und der Europäischen Union 
an die Türkei sofort zu stoppen. 

★ Die DKP unterstützt die internationale Unterschriftenkampagne „Freiheit für Öcalan und alle politischen Gefange¬ 
nen in der Türkei“, (www.freeocalan.org) 

★ Die DKP setzt sich für eine Aufhebung des seit 20 Jahren bestehenden Verbots der Arbeiterpartei Kurdistans, PKK, 
in Deutschland ein. Die Friedensverhandlungen in der Türkei müssen auch in Deutschland ihre Auswirkungen haben. 
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Wenige Tage vor seinem 84. Geburtstag verstarb am 23. Mai 
unser Genosse 

Paul Hafemeister 


Seit November 1968 gehörte er der DKP an, war viele Jahre Mitglied 
des Kreisvorstandes und Vorsitzender seiner Betriebsgruppe bei der 
Niederrheinischen Hütte in Hochfeld. Wegen seines konsequenten 
Eintretens für Arbeiterrechte, wählten ihn die Kollegen des Werkes 
immer wieder in den Betriebsrat und als Vertrauensmann der IGM. 
Nach Erreichung seines Rentenalters widmete er sich besonders den 
Interessen der Arbeitslosen; er war Mitbegründer der Interessenge¬ 
meinschaft „Arbeitslose helfen Arbeitslosen“ (AHA). Als aktiver 
Friedenskämpfer fehlte Paul an keinem Ostermarsch, man sah ihn 
stets in der ersten Reihe. Wir werden seiner in Ehren gedenken. 

DKP Duisburg 


Unsere Kameradin 

Ilse Werner 

7.12.1927-10.5.2013 

hat uns für immer verlassen. Wir verlieren 
mit ihr eine aktive Antifaschistin und Strei¬ 
terin für eine neue Welt des Friedens und 
der Freiheit, die seit früher Jugend der VVN, 
später der VVN-BdA eng verbunden war. 
Ab 1945 arbeitete Ilse zunächst in der 
Rückführungsstelle für ehemalige poli¬ 
tische Häftlinge dann 1947 in der neuge¬ 
gründeten VVN. Der Kampf um die Entschädigung wurde für Ilse 
zur Lebensaufgabe. Nach dem Ausscheiden aus dem Berufsleben 
arbeitete sie ehrenamtlich in der Geschäftsstelle der VVN-BdA 
Baden-Württemberg, die sie prägend mitgestaltete. Aus der Arbeit 
und den Aktivitäten der VVN-Kreisvereinigung Stuttgart ist Ilse 
nicht wegzudenken. Auch als Lebensgefährtin unseres Ehrenvorsit¬ 
zenden Alfred Hausser, den sie mit Rat und Tat unterstützte, bleibt 
uns Ilse in Erinnerung. Wir werden Ilse vermissen, als Kameradin, 
als Freundin, als großartige Frau. 



Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - 
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten 
Bundesvereinigung, Landesvereinigung Baden- 
Württemberg und Kreisvereinigung Stuttgart 
und die Freundinnen und Freunde aus der 
Mühle Renchen 



WN-BdA 


Kommunist, Gewerkschafter, Widerstandskämpfer, 
Antifaschist, 

Genosse Hans Schwert 

ist im 106. Lebensjahr am 21. Mai 2013 in Frankfurt am Main 
verstorben. 

Hans war von Jugend an politisch aktiv in der Kommunistischen 
Partei und gewerkschaftlich organisiert. 

Während des Faschismus gejagt, gefoltert, verraten, zu 10 Jahren 
Zuchthaus verurteilt, aber nie aufgegeben. 

Sein Lebensmotto: „Du musst überleben, du musst deine Erfahrun¬ 
gen vermitteln und weiterkämpfen, du darfst nichts und niemanden 
verraten“. 

Nach der Befreiung vom Faschismus nahm er sofort wieder seine 
politische Arbeit auf und kämpfte gemeinsam mit Genossen, mit 
Kollegen und allen Menschen, die gegen Faschismus und Krieg sich 
engagierten. Er sagte klar und deutlich, wenn es der Arbeiterklasse 
in Gänze nicht gelingt den Kapitalismus zu überwinden, wird die 
Menschheit nicht frei leben können. 

Am 2. Mai 2013 erlebten im Frankfurter DGB-Haus, anlässlich des 
80. Jahrestages der Erstürmung der Gewerkschaftshäuser durch die 
Faschisten, die Anwesenden einen aufrechten Mann, der von seinem 
Leben berichtete und der an alle appellierte: „Faschismus ist Ter¬ 
ror - seien wir vorsichtig, die Gefahr besteht noch heute“. 

Dies sollte uns allen Leitspruch für die weitere Arbeit sein. Hans 
Schwert bleibt in guter und verpflichtender Erinnerung. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreis Frankfurt am Main 
Bezirk Hessen 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 


Unser Franz wird 60! 

Unermüdlich in der Agitation, am 
Infostand und beim Verteilen 
unseres Linken Niederrhein. 

Wetterfest, unkaputtbar und dem Praktischen zugeneigt. 
Immer einsatzbereit und zuverlässig. 

Aus diesem Holz sind Kommunisten geschnitzt. 

Wir wünschen Dir gemeinsam mit Deiner Kampf gefährtin 
Beate noch viele Einsätze für Frieden, Völkerverständigung 
und Sozialismus. 

DKP 

Linker Niederrhein 


Am 3. Juni feiert unsere Genossin 

Ursel Brüning 

ihren 80. Geburtstag. 

Hierzu gratulieren wir Dir ganz herzlich und wünschen Dir für 
die nächsten Jahre alles Gute und ganz viel Freude an Deinem 
kleinen Enkel. Wir danken Dir, liebe Ursel, für Deine jahrzehn¬ 
telange Unterstützung im Kampf für eine bessere Welt. Ob Frau¬ 
entage, Jahresabschlussfeiern, Veranstaltungen und Solidaritäts¬ 
basare - immer warst Du aktiv bei den Durchführungen dabei. 
Hierfür bedanken wir uns ganz herzlich und wünschen uns auch 
weiterhin gute Zusammenarbeit, Dir bessere Gesundheit und 
noch schöne Jahre mit Deinem Heinz, den Kindern und Dei¬ 
nem Enkelkind. 




FÜR FRIEDEN UND SOLIDARITÄT 



FEST<DER ARBEIT 



FRANK BSIRSKE (ver.di Vorsitzender) 
OSKAR LAFONTAINE (die linke) 
ADiL ZOZANi (BDP ABGEORDNETER) 
SELMA GÜRKAN IEMEPVORSITZENDE) 
SEVlM DAÖDELEN (MdB DIE LINKE) 
ÖZLEM ALEV DEMiREL (dIdf Vorsitzende) 


KULTURPROGRAMM: 
ERKAN OGUR I ISMAlL HAKKI DEMlRCiOÖLU 
MlKAlL ASLAN I CEMiL QO^GlRl I ERDAL BAYRAKOÖLU 
BANDiSTA I YASEMEN & DENiz I FOLKSTÄNZE AUS MAZEDONIEN 
BOCHUM EMEK CHOR I KURZFILM I BÜHNENSPIEL AUS BERLIN 

EINLASS 16.00 KONFERENZ BEGINN: 15.00 UHR II 
WK: 15 € AK: 18 €//INFO TEL.: 01S141389414 

01.06.2013 

GRUGAHALLE 

NORBERTSTRAßE// 45131 ESSEN 


Deine Genossinnen und Genossen der DKP, Bezirk Bremen 


Wohnung gesucht! 

Für einen Verwandten (IT-Branche, Single) suche ich wegen Arbeitsplatz¬ 
wechsel nach Flamburg geignete Wohnung in Flamburg oder nördlichem 
Umfeld und/oder gutem FIW-Anschluss per 1. August 2013 (plus/minus ...). 

Kurt Wirth, 0831-5239317, KWirth@gmx.net 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 
e-mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar, Sa./So. 22723. Juni 

Die große Wirtschafts- und Finanzkrise 

Referent: Lucas Zeise 


Wer im Gedächtnis seiner Lieben lebt, 
der ist nich tot, der ist nur fern, 
tot ist nur, wer vergessen wird. 
Immanuel Kant 


„Die Bourgeoisie ist überführt der Unfähigkeit, ihre eignen gesellschaftlichen Pro¬ 
duktivkräfte fernerhin zu leiten. “ 

(F. Engels: Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft. 

MEW Bd. 19, S. 228) 


Cornelius Sommer 

Geb. 21.08.1951 gest. 14.05.2013 

Cornelius Sommer, damals noch Schmidt kam Anfang der Achtziger 
Jahre über die AWO zur DKP Er arbeitete über die Jahre neben 
der DKP in diversen Initiativen wie Nachbarschaftsladen, KATZ 
e.V (Kleine andere Trierer Zeitung) Arbeiterwohlfahrt Trier, deren 
Vorsitzender er in Trier-Süd war und Sarakiniko Alternatives Le¬ 
ben, als deren Geschäftsführer. Die Verbreitung der UZ als Extra- 
Ausgabe oder Freiverkaufsexemplar und anderer DKP-Materialien 
lag ihm sehr am Herzen. 

Die DKP Trier verliert mit Cornelius einen sehr guten, zuverlässigen 
und standhaften Genossen. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Frau und Genossin Sigrid, die immer 
an seiner Seite war. 


DKP Trier 


Dr. Klaus Emmerich 
Die Grenze um 
Westberlin 1945-1990 

Eine staatsrechtliche Studie 

ISBN 978-3-7322-0770-1 
112 Seiten, EUR 9,90 



Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, wenn es 
sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 Euro. Fi¬ 
nanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirksvorstand abklären. 


Venezuela nach Chävez 

Veranstaltung mit Dr. Carolus Wimmer 

Wie geht es nach dem Tod von Hugo Chävez Anfang März und dem knappen 
Wahlsieg des sozialistischen Regierungsbündnisses weiter mit der bolivari- 
schen Revolution in Venezuela? 

Dr. Carolus Wimmer, gebürtiger Münchner, später Schüler 
« am Ellenrieder Gymnasium in Konstanz, lebt und arbeitet 
J seit Anfang der 70er Jahre in Venezuela. Der frühere Direk- 
| tor für internationale Beziehungen beim venezolanischen 
y. A Parlament ist mittlerweile Abgeordneter und Vizepräsident 
, * des Lateinamerikanischen Parlaments in Panama, das 23 

^ jASl Länder repräsentiert. Wimmer ist außerdem Internationaler 
I. Sekretär der KP Venezuelas. 


Dienstag, 4. Juni, 19:30 Uhr, 

Konstanz, Hotel „Barbarossa“ (Nebenraum) 

Veranstalter: DIE LINKE. Kreisverband Konstanz, DKP Bodensee-Hochrhein 


MARXISTISCHE BLÄTTER 


Bis zum Anschluß der DDR an die BRD war Berlin die Haupt¬ 
stadt der DDR. Ganz Berlin, einschließlich Westberlin, iag 
inmitten und auf dem Hoheitsgebiet der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik. Im Unterschied zu den im Völkerrecht 
gewohnheitsrechtlich und vertraglich bestimmten Regeln, 
denen auch die Staatsgrenze zwischen den beiden deut¬ 
schen Staaten unterlag, galten diese Regeln an der Grenze 
um Westberlin nicht. Daraus ergibt sich aus der Sicht des 
Autors die Konsequenz, dass die Grenze um Westberlin 
einen anderen rechtlichen Charakter haben musste als die 
Staatsgrenze zwischen der DDR und der BRD. Weil das so 
war, spielte der politisch umstrittene Status der Hauptstadt 
der DDR einerseits und der Status Westberlins andererseits 
eine bedeutende Rolle, Auch die Rechtsstandpunkte bei¬ 
der Seiten waren diametral entgegengesetzt. Sein Fazit: Die 
Grenze um Westberlin war eine innere Grenze der DDR, an 
der grundsätzlich ihr Recht galt und wirksam war. 


Toskana, nah am Meer 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 


croßa helle Zimmer, 

viele gute Bücher, 
Haus oder Häubchen; 
Kinderparadies, 


Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzcburg-Graiudß. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinDgga.de 

Tel.: 0331/B70796 [AB| 



Umfa/rteilen 
Arbeit + Wohnen 
= Menschenrecht? 

Alle für Gerechtigkeit - Gerech¬ 
tigkeit für alle? Rainer Roth ★ Die 
Ökonomisierung sozialer Arbeit 
Ingo Zimmermann ★„Freiwillige“ 
Gratisarbeit für alle? Gi¬ 
sela Notz*30-Stunden- 
Woche für Europa Stephan 
Krull* Arbeitszeitverkürzung - Wie 
soll das gehen? Jörg Miehe*Die 
Wohnungsfrage politisieren Wolf¬ 
gang Richter ★Die Wohnungspoli¬ 
tik der KPÖ in Graz Elke Kahr 

Weitere Beiträge: 

Von Chävez zu Maduro Andre Scheer 
★ Die BRICS-Staaten Joachim 
Wahl ★Über das Scheitern von Occupy- 
Wall-Street Thomas Frankl Die Sache 
mit der Agenda Gerd Deumlich^Der 
faule Atomkompromiss Ulrich 
Gellermann ★Gehirn, Geist und Wil¬ 
lensfreiheit Rolf Jüngermann* Von der 
Gründung des ADAV bis zum Erfur¬ 
ter Programm Ursula Herrmann* Die 
Hartz-Knebelung Rudolph 
Bauert Beschäftigung und Arbeitslo¬ 
sigkeit 200-2012 Roman Reisch* Kein 
Abschied von Ikarus Peter Michel 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 

info@neue-impulse-ver1ag.de 


www.marxistische-blaetter.de 
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unsere zeit 


termine@unsere-zeit.de 


Wir werden an unseren Taten 
gemessen 

Betr.: Zusammenarbeit der Linken in 
Europa 

In der UZ-Ausgabe vom 24.5.13 lesen 
wir auf der letzten Seite, dass Aleida 
Guevara in Zagreb die Linke in Europa 
aufrief, sich gegen den Neoliberalismus 
zu vereinen ... „Die Linke hat sich in 
lauter Einzelteile zersplittert. So geht 
das nicht“ ... 

„Jau“ denke ich, „das ist richtig! 

Am 25.5.13, einen Tag nach der Veröf¬ 
fentlichung, gibt der Parteitag der DKP 
prompt die Antwort auf diese Auffor¬ 
derung: Er beschließt mit Mehrheit, 
dass sich die DKP aus der Vorstands¬ 
arbeit der Europäischen Linke (EL) 
zurückzieht! 

Wie jetzt? Ist der Artikel zu Aleida 
Guevara eine nette, aber unwichtige 
Glosse in der sozialistischen Wochen¬ 
zeitung? Oder zählt die EL nicht zur 
den Linken in Europa, die Aleida Gue¬ 
vara direkt angesprochen hat? 

Ich fürchte, von außen werden wir an 
unseren Taten, nicht an unseren Arti¬ 
keln gemessen. Und innerparteilich bin 
ich gespannt auf die Diskussionen, wer 
in Europa denn nun so links ist, dass 
die DKP im Sinne von Aleida Guevara 
dort mitarbeiten kann. 

Gunnar Sieb ecke, Göttingen 

Geht es um Freiheit und 
Demokratie? 

Betr.: „Assads Massaker“ oder 
„Erdogans Werk“, UZ vom 17.5.2013, 
S.l 

Der Anschlag in der türkischen Stadt 
Reyhanli mit über 40 Todesopfern ge¬ 
hört offensichtlich zu den Provokati¬ 
onen gegen Syrien. Syrien hätte wohl 
für die Autobomben Waffen, wie Gra¬ 
naten, Bomben oder Raketen bevor¬ 
zugt, deren Herkunft schlechter nach¬ 
zuweisen ist. NATO- und arabische 
Politiker scheinen trotz Bemühungen 
um Verhandlungen der USA und Russ¬ 


lands immer noch eine Eskalation des 
Mordens und Zerstörens anzustreben. 
Anders sind die Giftgasanschläge ohne 
Spezialbehälter (?), die angeblichen 
Transporte von Raketen in Hisbollah- 
Lager, die rechtlich umstrittenen Luft¬ 
angriffe Israels auf ein Forschungszen¬ 
trum, eine Luftabwehrstellung, ein Mu¬ 
nitionsdepot und andere Objekte im 
Raum Damaskus kaum zu verstehen. 
Diese Provokationen erinnern stark an 
den Völkermord in Jugoslawien, an die 
nichtgefundenen Massenvernichtungs¬ 
waffen im Irak und andere Täuschun¬ 
gen der Öffentlichkeit. Politikern der 
NATO und EU geht es dabei kaum 
noch um Freiheit, Demokratie, Men¬ 
schenrechte und Wohlstand der Syrer. 
Dies kann das Militär nicht realisie¬ 
ren. Hier geht es vor allem um Macht, 
Rohstoffe und Märkte, nach imperialer 
Kolonialart. Das bestätigt auch die Zu¬ 
sammenarbeit der NATO und EU mit 
streng islamistischen Organisationen 
sowie Staaten wie Saudiarabien, Katar, 
Türkei und anderen. Obwohl Hilfsgel¬ 
der reichlich gesammelt wurden, haben 
die Syrer wenig davon gesehen. Nach 
vielen Friedensbeteuerungen von Po¬ 
litikern sollten nun konkrete Taten 
folgen, wenn sie das Vertrauen bei den 
Wahlen erhalten wollen. 

Joachim Wolf, Dresden 

Wo liegt das Problem? 

Betr.: Diskussion zur 
Gewerkschaftsfrage, UZ vom 
24.5.2013, S. 12 

In der Gewerkschaftsfrage gibt es in 
unserer Partei Diskussionsbedarf. Be¬ 
kanntlich schon seit Jahren und immer 
dann, wenn kleine Gewerkschaften 
oder innerbetriebliche Gruppierun¬ 
gen mit ihrer Gewerkschaft bzw. ih¬ 
rem Betriebsrat im Meinungsstreit lie¬ 
gen. Man möchte mitunter fragen - wo 
liegt das Problem? Und man möchte 
fragen - warum müssen wir daraus im¬ 
mer und in jedem Fall eine grundsätz¬ 


liche Diskussion ums Bekenntnis zur 
Einheitsgewerkschaft machen (...)? 
Warum stellt wer sein Bekenntnis zur 
Einheitsgewerkschaft in Zweifel und 
Frage, wenn unterschiedliche Ansich¬ 
ten bei der Konfliktaustragung zwi¬ 
schen Kapital und Arbeit auftreten? 
Wir alle bekennen uns als Kommunis¬ 
ten zu einer Einheitsgewerkschaft aus 
historischen Erfahrungen als auch an¬ 
deren Gründen heraus. (...) 

Volker Metzroth schreibt von man¬ 
chen nach wie vor bestehenden Illu¬ 
sionen in Teilen der Gewerkschaften. 
Das führt gelegentlich eben auch zu 
Wirkungen und zu unterschiedlichen 
Ansichten. Natürlich kann solches bis 
zu spalterischen Erscheinungen führen, 
so tragisch es sein mag. Wer ein wenig 
Einblick gewinnen konnte in gewerk¬ 
schaftliche Strukturen und in Betriebs¬ 
räte nicht nur bei den wenigen soge¬ 
nannten Flaggschiffen, der kann sich 
unschwer vorstellen, dass Widerstand 
in den eigenen Reihen und Oppositi¬ 
on gegen zu viel an Co-Management 
oder Konfliktscheu nicht selten ist. 
(...) Wenn wir die Entwicklungen in 
Gewerkschaften und Betriebsräten in 
den letzten zwanzig Jahren betrachten, 
so kamen die Gefahren für die Ein¬ 
heitsgewerkschaften wohl oftmals aus 
ganz anderen Ecken. Erinnern wir uns 
nur einmal, wie viele gewählte Vertre¬ 
ter oftmals die Verbetrieblichung und 
Aufweichung von Tarifverträgen mit 
betrieben haben. Unsere Diskussion ist 
wichtig, aber uns daran zu zerfleischen 
ist mehr als überflüssig, so es keine vor¬ 
geschobene Diskussion sein soll. 

Roland Winkler ; Aue 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Frankfurt: Internationale Demonstration 
im Rahmen der Blockupy-Aktionen. Base¬ 
ler Platz, 11.00 Uhr 


SO ★ 2. JUN 


Dortmund: Film im Z: „Mississippi Bur- 
ning“, Z - Zentrum für Kultur und Politik, 
Oesterholzstr.27,16.00 Uhr 


MO ★ 3. JUN 


Hamburg: Sind die Arbeiter noch Klas¬ 
se? Haben sie noch Kraft? Arbeitshetze - 
Stress - Erschöpfung - BurnOut. Diskus¬ 
sionsveranstaltung der DKP Langenhorn/ 
Fuhlsbüttel, Referent: Holger Schultze. Bür¬ 
gerhaus Langenhorn, Tangstedter Land- 
str.41,19.00 Uhr 


Dl ★ 4. JUN 


München: Gruppenabend der DKP Neu¬ 
hausen-Süd. Thema: Auswertung Parteitag. 
KommTreff, Holzapfelstraße 7,19.00 Uhr 


Ml ★ 5. JUN 


Berlin: Arbeit, Löhne, Demokratie - Wohin 
steuern Italien, Deutschland und Europa? 
Zur Rolle der Gewerkschaften und der po¬ 
litischen Linken. Diskussion mit Maurizio 
Landini, Vorsitzender der italienischen Me¬ 
tallgewerkschaft FI0M. Rosa-Luxemburg- 
Stiftung, Seminarraum 1, Franz-Mehring- 
Platz 1,18.00 Uhr 


DO ★ 6 . JUN 


Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP 
Linker Niederrhein. Thema: Auswertung 3. 
Tag Parteitag und Beginn Arbeitsplandis¬ 
kussion. Brauhaus Wienges, Neusser Str. 
55,19.30 Uhr 


FR ★ 7. JUN 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt. Thema: Entwicklung der 
kommunistischen Bewegung in der BRD, 


Referent: Rolf Priemer (1966-2008 Stellv. 
Vors, der DKP, 1996-2007 Chefredakteur 
der UZ). DFG-VK Büro, Gabelsbergerstr. 1, 
19.00 Uhr 


SA ★ 8 . JUN 


Stuttgart: Kinderfest der Roten Pepero¬ 
ni „20 Jahre Rote Peperoni“ - mit Musik, 
Bilder malen, Spielständen und Zauberer. 
Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Str. 26, 
14.00 Uhr 


FR/SA ★14/15. JUN 


Berlin: Ein Blick in die Werkstatt von Karl 
Marx - Neue Forschungsergebnisse zu 
seinem Leben und Werk. Wochenend- 
Kolloquium der Rosa-Luxemburg-Stiftung. 
Franz-Mehring-Platz 1, Beginn: 14.00 Uhr 


MO ★ 17.JUN 


Elmshorn: Die Herren des Geldes - Armut 
und Reichtum in Deutschland. Diskussi¬ 
onsveranstaltung mit Walter Listl (Bezirks¬ 
vorsitzender DKP Südbayern). Gaststätte 
„Im Winkel“, Langenmoor 41,19.30 Uhr 


SA/SO ★ 22/23. JUN 


Leverkusen: Die große Wirtschafts- und 
Finanzkrise - Wochenendseminar der 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP, Referent: 
Lucas Zeise. Karl-Liebknecht-Schule, Am 
Stadtpark 68, Beginn: 10.00 Uhr. 

Terminankündigungen 
von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


DKP auch vor finanziellen Herausforderungen 

SDAJ unterstützen und das UZ-Pressefest 2014 vorbereiten! 


Die erste Tagung des Parteivorstandes der DKP nach dem ersten Teil des Parteitages hatte beschlossen, 
die SDAJ mit einem monatlichen Zuschuss von 450 Euro zu unterstützen, damit der Jugendverband eine 
Teilstelle schaffen kann. Dazu sollte in der DKP in erster Linie um Dauer-, aber auch um Einzelspenden 
geworben werden. 

Mit Stand vom 28. Mai haben wir Zahlungen bzw. Zusagen für 170 Euro monatlich. Die noch bestehende 
Finanzierungslücke muss noch geschlossen werden, daher der Aufruf an die Gliederungen der DKP: Prüft, 
ob ihr einen regelmäßigen Beitrag leisten könnt und richtet einen entsprechenden Dauerauftrag ein. 

Der zweite Teil des Parteitags am vergangenen Wochenende hat den Weg für ein UZ-Pressefest im Jahr 
2014 geebnet, die Voraussetzungen für die Durchführung werden nun geprüft. Ein wesentliches Kriterium 
ist natürlich das Geld. Aus Sicht des Kassierers der DKP ist es dazu erforderlich, bereits in diesem Jahr zu¬ 
sätzlich zu der „normalen“ Spendentätigkeit Spenden in Höhe von 50 000 Euro zu organisieren. Um dieses 
Ziel zu erreichen, wird - sobald der Termin feststeht - ein ersten Plakat und auch ein erster Spendenaufruf 
erscheinen. Aber bereits jetzt die Bitte an die Leserinnen und Leser der UZ: Helft uns jetzt, die finanziellen 
Voraussetzungen für ein tolles UZ-Pressefest 2014 zu schaffen. Spendet jetzt auf das Kampffondskonto 
der DKP! Werner Sarbok 



Die Bankverbindung: DKP Parteivorstand, Konto-Nr.: 4002 487 502 

GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 , Stichwort: „SDAJ“ bzw. „UZ-Pressefest“ 


Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 



Die Wochenzeitung UZ - unsere 
zeit - ist unverzichtbar, denn sie 
schreibt dort weiter, wo andere 
Medien längst schweigen. 

Themenschwerpunkte: 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 18. bis 24. Mai 


Polizei schützte ..Die Rechte“ 



„Freund und Helfer“ waren die Polizeibeamtinnen am vergangenen Sonntag in Düsseldorf nur den weniger als 50 Nazis, 
die im strömenden Regen und geschützt von einem größeren Polizeiaufgebot inklusive Polizeipferden ihre „Trauerkund¬ 
gebung“ für Albert Leo Schlagetrer abhalten konnten. Schlageter war am 26. Mai 1923 von einem französischen Militärge¬ 
richt unter anderem wegen mehrerer Sprengstoffanschläge zum Tode verurteilt und in Düsseldorf hingerichtet worden. 
Die Nazis stilisierten ihn zum Märtyrer. 

Die Neonazis rotteten sich am Reeser Platz vor dem Denkmal des Füselier-Regimentes Nr. 39 in Düsseldorf Golzheim 
zusammn. Dieses Denkmal war im Juli 1939, wenige Wochen vor dem Überfall der NS- Wehrmacht auf Polen, eingeweiht 
worden. Am Sonntag mit dabei: 

Mitglieder der inzwischen verbotenen Neonazi-Kameradschaften und auch ein NPD-Landesvorstandsmitglied. Die Polizei 
eskortierte die Anhänger von Christian Worch nach derKundgebung zum Düsseldorfer Hauptbahnhof. 

Dass es bei den Nazis nicht feierlich werden konnte, war dem lautstarken Engagement von 100 Antifaschistinnen zu 
verdanken. 

Düsseldorf bleibt weiterhin keine gute Adresse für Nazis. 


Licht und Schatten 


Dienstag 

Der Stiftung Warentest verdanken wir 
Verbraucher nützliche Hilfestellung bei 
vielen Kaufentscheidungen. Wie das 
bei segensreichen Einrichtungen nicht 
selten vorkommt, ist die Stiftung in Fi¬ 
nanznot geraten. Einen Ausweg sieht 
der Vorstand nun darin, sich die Wer¬ 
bung mit ihren Testergebnissen bezah¬ 
len zu lassen. Davon ist dringend ab¬ 
zuraten, wer sich mit den Unternehmen 
finanziell einlässt, wird unweigerlich zu 
deren Hure. 

Viel eher ließe sich Geld sparen, wenn 
man Tests unterlässt, deren Ergebnis 
man vorher weiß, wie jetzt bei der völli¬ 
gen Unzulänglichkeit der Beratung bei 
Vermögensanlagen. Noch jede Untersu¬ 
chung der Stiftung über die Finanz wirt¬ 
schaft hat ergeben, dass diese uns kleine 
Verbraucher über den Tisch zieht, egal 
ob bei Kreditvergabe, Spareinlagen, An¬ 
lageberatung, Bauverträgen, Rentenzu¬ 
satzversicherungen usw. usf. 

„ Was ist ein Einbruch in eine Bank ge¬ 
gen die Gründung einer Bank?“, schrieb 
Brecht in der Dreigroschenoper. Spätes¬ 
tens seitdem kommt es nicht mehr da¬ 
rauf an, die Banken und ihr Verhalten 
zu erkennen, sondern das Banksystem 
zu ändern. 

Mittwoch 

Genauso lang wie die Suche nach der 
ehrlichen Bank, dauert die Suche nach 
dem ehrlichen Steuerflüchtling. Eine 
Billion Euro - welch ungeheure Sum¬ 
me - entgehen den europäischen Steu¬ 
erbehörden jährlich durch Reiche und 
Superreiche, die ihr Vermögen am Fis¬ 
kus vorbeischleusen. 

Das ist nichts Neues und läuft schon 
ziemlich lang. Die entsprechenden 
Praktiken werden seit Jahrzehnten be¬ 
schrieben. Geheimhalten kann man sie 
nicht richtig. Denn die Schweizer Bank, 
der US-Bundesstaat, das kleine Fürsten¬ 
tum oder der kleine Karibikstaat - sie 
alle müssen schon ein bisschen Werbung 
machen, sonst finden die vielen, vielen 
Mäuse den Weg in die Tresorfalle nicht. 
Für staatliche Stellen jedenfalls sollten 
die Methoden der Steuerflucht ein offe¬ 
nes Buch sein. 

Und so klingt es schon ein wenig wie 
Hohn, wenn sich die EU-Finanzpoliti¬ 
ker heute in Brüssel auf die Suche nach 
den versteckten Billionen machen wol¬ 
len - nicht zum ersten Mal übrigens. 


Fündig wird man auch diesmal nur 
hin und wieder werden -ein Hoeneß 
ist da nur ein publikumsberuhigendes 
Bauernopfer, mehr nicht. 

Im System des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus ist es nun mal nicht die 
Aufgabe des Staates und seiner Finanz¬ 
behörden, den Reichen Geld abzuzwa¬ 
cken - wozu sind die Millionen Armen 
da - sondern den Reichtum der Reichen 
zu mehren, legal, illegal, scheißegal. 

Donnerstag 

Wie brutal hätten wir es denn gern? 
Zerhacken mit dem Schlachterb eil vor 
laufender Kamera mitten in Fondon ist 
schon nicht schlecht. Fast so publikums¬ 
wirksam wie ein Passagierflugzeug, das 
live in ein Hochhaus fliegt. Die Frage ist 
immer, wer das sendet und wie es kom¬ 
mentiert wird. Vielleicht ist die Frage so¬ 
gar, wer den Vorfall arrangiert hat. 

Im Zweifelsfall wären das diejenigen, 
die auch „wunderbare“ Filme von zer¬ 
fetzten Hochzeitsgesellschaften, Folter¬ 
gefängnissen, Drohnenhinrichtungen 
oder dem Einschlag einer Cruise Missile 
in einen vollbesetzten Bunker live auf 
den Bildschirm bringen könnten. Nur, 
da wären sie die Täter und der Volks- 
zorn könnte eine unerwünschte Rich¬ 
tung nehmen. 

Freitag 

Es wird viel konsumiert. Da beeilt das 
Marktforschungsinstitut GfK sich, uns 
mitzuteilen, dass die Stimmung gut ist. 
„Dies ist vermutlich auch auf die Ent¬ 
scheidung der Europäischen Zentral¬ 
bank zurückzuführen, die Zinsen in 
der Eurozone noch einmal zu senken, 
um die Konjunktur anzukurbeln “ sag¬ 
te GfK-Experte Rolf Bürkl. Es ist die 
alte Geschichte von dem Kakao, durch 
den man gezogen wird und von dem 
man, bitteschön, auch noch trinken 
soll. 

Konsumiert wird nur, weil Sparen 
Dummheit ist. Und das ist tatsächlich 
darauf zurückzuführen, dass die Euro¬ 
päische Zentralbank den Feitzins seit 
Jahren senkt. In den kapitalistischen 
Hauptländern liegt der weltweit nir¬ 
gendwo über einem Prozent. 

Es geht aber auch anders, in China ist 
der Feitzins bei sechs Prozent. Da kön¬ 
nen sich die Feute entscheiden, ob sie 
kaufen oder sparen. Sie tun beides! 

Adi Reiher 


Jetzt sind sie wieder Weltmeister. Nach¬ 
dem - völlig überraschend angesichts 
der Finalbesetzung - eine deutsche 
Mannschaft das Champions-League- 
Finale gewonnen hat, werden die 
deutschen Internationalen von den 
einschlägigen Medien auf den Favori¬ 
tenschild für die kommende Weltmeis¬ 
terschaft in Brasilien gehoben. 

Ja, das Spiel war spannend. Es war auch 
hochklassig, aber es zeigten sich auch 
die Schwächen, mit denen der Fußball, 
der hierzulande gespielt wird, behaftet 
ist. Das betrifft zunächst das Fußbal¬ 
lerische. Borussia Dortmunds Über¬ 
legenheit in der ersten halben Stunde 
entsprang dem blinden Verständnis der 
Mannschaft untereinander, der Leiden¬ 
schaft von Trainer und Spielern und der 
modernen Spielanlage. Die Laufwege 
sind bekannt, die Spieler technisch so 
gut ausgebildet, dass die Spielzüge in 
atemberaubendem Tempo ablaufen. 
Vorchecking, Schaffen von Überzahl in 
Ballnähe, Balleroberung, blitzschnelles 
Umschalten in die Offensive - so kön¬ 
nen das nur ganz wenige Mannschaften 
in der Welt. Allen voran der FC Barce¬ 
lona, die spanische und manchmal auch 
die heutige deutsche Nationalmann¬ 
schaft. Meisterhaft beherrschte die¬ 
se Kunst die deutsche Nationalmann¬ 
schaft von 1972. 

Dagegen spielten die Bayern selbst 
in dieser für sie überragenden Saison 
altbacken. Dem Dortmunder Hoch¬ 
geschwindigkeitsspiel konnten sie zu¬ 
nächst wenig entgegensetzen. Schwein¬ 
steiger und einigen anderen war die 
Last der vergangenen Endspielnieder¬ 
lagen bis zum Schlusspfiff anzumerken. 
Bayerns während des Spieles wachsen¬ 
de Stärke war vor allem die Schwäche 
der Dortmunder. 

Denen fehlte die Fähigkeit zum Rhyth¬ 
muswechsel. Gewinnen kann auch im 
modernen Fußball nur, wer in der De¬ 
fensive die Kontrolle behält und im 
Verschnaufen Kraft für neue Angrif¬ 
fe gewinnt. Das gilt auch für den Kopf. 
Nachdem die Dortmunder keine Tore 
geschossen hatten, bekam das Selbst¬ 
vertrauen einen Knacks; bei Lewan- 
dowski war vielleicht von Anfang an 
der Kopf im Spiel gegen die vermutlich 
neuen Mannschaftskameraden nicht 
frei. Götze hätte den Dortmundern in 
der entstandenen Situation nach dem 
Wechsel zu Bayern nicht helfen kön¬ 
nen. 

Die typische Schwäche der Dortmun¬ 
der zeigte zuletzt auch die deutsche 


Das Champions-League Finale 



Ein Niederländer machte den Unter¬ 
schied im bayrisch-westfälischen 
Finale. 


Nationalmannschaft gegen Schweden. 
Einem furiosen 4:0 in der ersten Hälfte 
folgte der Zusammenbruch, am Ende 
stand es 4:4, weil kein Konzept für 90 
Minuten da war, weil Trainer und Spie¬ 
ler es nicht verstanden, die Spielweise 
zu variieren. Das ist auch der Haupt¬ 
grund für das Abschneiden bei der 
Europameisterschaft. Die Spanier da¬ 
gegen sind Weltmeister, weil sie zum 
kontrollierten Tempowechsel in der 
Lage sind. 

Bayerns Stärke - wie gesagt - war die 
Schwäche der Dortmunder. Danach 
hätte es aber immer noch unentschie¬ 
den gestanden. Den Ausschlag gab 
eine Entwicklung, die man nur schwer 
voraussehen konnte. Arjen Robben 
scheint - zumindest für dieses eine 
Spiel - eine Erleuchtung gehabt zu 
haben. Von Halbrechts in den Straf¬ 
raum und mit links abziehen; so hat 
Helmut Rahn schon das Endspiel von 
1954 entschieden; Robben hat immer 
wieder den gleichen Zug versucht und 
anscheinend nicht mitbekommen, dass 
jeder Linksverteidiger genau das er¬ 
wartet. Im Endspiel war Robben über¬ 
raschenderweise überall, bereitete ein 
Tor vor und schoss das andere. Den Un¬ 
terschied machte also ein Niederländer. 
Das zum Thema Weltmeister Deutsch¬ 
land 2014. Möglich könnte dieser Titel 


allerdings werden, wenn die Fähigkeit 
zum kontrollierten Tempowechsel er¬ 
worben wird. Dem stehen zwei typi¬ 
sche deutsche Schwächen entgegen. 
Im Vorfeld mangelt es an der Fähig¬ 
keit, eigene Fehler zu analysieren. Im 
Spiel selbst fehlt die Bereitschaft, be¬ 
wusst eine Überlegenheit des Gegners 
auszuhalten - und sei es auch nur vor¬ 
übergehend. 

Mit der Weltmeisterschaft 2014 sieht es 
also nicht so gut aus - aber wer weiß? 
Siehe Robben. Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Weißes Blut, D 2011 

Am 8. September 1948 läuft ein 
Schiff im Hafen von Kapstadt ein. 
An Bord sind 83 deutsche Waisen¬ 
kinder. Die 2-bis 14- jährigen Jungen 
und Mädchen sind Teil einer Sam¬ 
meladoption. Auswahlkriterium für 
die Kinder ist die sogenannte fas¬ 
set ein Dokumentarfilm über den 
Missbrauch von Kindern im Namen 
einer menschenverachtenden Ideo¬ 
logie. 

Di., 4 . 6 ., 20 . 15 - 21.30 Uhr, arte 

Brown Babies, D 2011 

Als 1946 im zerbombten Deutsch¬ 
land die ersten Besatzungskinder 
zur Welt kommen, ist das ein Skan¬ 
dal. Besonders angefeindet wer¬ 
den die Frauen, die ein schwarzes 
Baby zur Welt bringen. Ein Teil der 
afro-deutschen Kinder wird abge¬ 
schoben: per Sonderregelung in 
die USA, zu afro-amerikanischen 
Adoptiveltern. Sie landen in ei¬ 
nem Land, in dem noch bis in die 
späten 60er Jahre weitgehend Ras¬ 
sentrennung herrscht und Schwarze 
als Menschen zweiter Klasse gelten. 
Peggy Blow ist ein Jahr alt, als sie 
von einer afro-amerikanischen Fa¬ 
milie adoptiert wird. Ihre Adoptiv- 
Eltern verschweigen ihr jahrzehn¬ 
telang, dass sie ein deutsches Besat¬ 
zungskind ist. Jetzt macht sich die 
Schauspielerin auf die Suche nach 
ihrer deutschen Familie, bevor es zu 
spät ist. Der Film dokumentiert die¬ 
se Reise. 

Di., 4 . 6 ., 21 . 30 - 22.25 Uhr, arte 

Glück im Hinterhaus, DDR 1980 

Liebesdrama nach dem Roman „Bu¬ 
ridans Esel“ von Günter de Bruyn. 

Do., 6 . 6 ., 23 . 35 - 1.10 Uhr, mde 


Brandstifter als Biedermänner 

Zur selbstverfassten „Unternehmensgeschichte“ der Bayer AG (i) 


Zum 150jährigen Jubiläum der Bay¬ 
er AG legt der Konzern eine in neun 
Abschnitte gegliederte kurze „Unter¬ 
nehmensgeschichte“ vor, die das Bild 
eines innovativen, humanen und ver¬ 
antwortungsbewussten Unternehmens 
zeichnet. Das Gegenteil ist wahr. Die 
Geschichte des Konzerns strotzt von 
Verbrechen - Mord, Totschlag und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
eingeschlossen. 

Und so besteht die positive „Unterneh¬ 
mensgeschichte“ vor allem aus Verdre¬ 
hungen, Schönrederei, Weglassungen 
und glatten Lügen. Es folgen Beispie¬ 
le, wie die Nachfahren der Brandstifter 
diese zu Biedermännern machen. Die 
Überschriften entsprechen den vorge¬ 
gebenen Zeitabschnitten der „Unter¬ 
nehmensgeschichte. 

„Die Gründerjahre (1863-1881)“ 


fe. Die Bayer AG ist neben BASF und 
Hoechst eines der drei sehr großen Un¬ 
ternehmen, gefolgt von drei kleineren 
(Agfa, Casella, Kalle), die den Welt¬ 
markt der synthetischen Farbstoffe 
beherrschen. 1913 beträgt ihr Anteil 
90 Prozent. 

Die deutsche chemische Industrie war 
genuiner Bestandteil der rasanten Ent¬ 
wicklung des deutschen Kapitalismus. 
Ihr aggressives Drängen auf den Welt¬ 
markt, die Entwicklung immer neuer 
chemischer Stoffe, die schnelle Aus¬ 
weitung der Produktpalette, das ra¬ 
sche Wachsen des eingesetzten Kapi¬ 
tals machten die chemische Industrie 
und die junge Bayer AG zu einem po¬ 
litischen Faktor von nationaler und in¬ 
ternationaler Bedeutung. Bereits 1881 
hatten sich die Strukturen herausgebil¬ 
det, die bis 1914 dazu führten, dass ohne 
die chemische Industrie keine Entschei¬ 
dung von nationaler Bedeutung getrof¬ 


fen wurde. (wird fortgesetzt) 


Der Aufstieg der deutschen chemi¬ 
schen Industrie in den Gründerjahren 
gehört zu den ganz großen 
kapitalistischen Erfolgstories. 

Nichts davon finden wir in der 
„Unternehmensgeschichte“. 

Nach der Erfindung der syn¬ 
thetischen Farbstoffe schießen 
kleine Klitschen, in denen Far¬ 
ben zusammengerührt wer¬ 
den, wie Pilze aus dem Boden. 

Nur wenige überleben. Doch 
diese wachsen explosionsartig. 

Bereits Ende der 70er Jahre 
des 19. Jahrhunderts erzeugen Das Stammhaus von „Fried. Bayer et comp.“ an 
deutsche Unternehmen weit- der Heckinghauser Straße in Barmen-Rittershau¬ 
weit 50 Prozent aller Farbstof- sen (1863). 


AR 

















